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Kurzfassung

Hintergrund und Anspruch der Evaluation

Um im Schienengüterverkehr die durch die Eisenbahnverkehrsunternehmen (EVU) über die Tras-
senentgelte zu tragenden Infrastrukturkosten zu reduzieren, ohne die benötigten Einnahmen der
Infrastrukturbetreiberin zu gefährden, wurde durch das BMVI am 10.12.2018 die Richtlinie zur
Förderung des Schienengüterverkehrs über eine anteilige Finanzierung der genehmigten Tras-
senentgelte (TraFöG oder af-TP) veröffentlicht. Durch diese Förderung wird auf Antrag eine antei-
lige Kostenübernahme der zu zahlenden Trassenentgelte durch den Bund gewährt. In § 6 der ge-
nannten Richtlinie ist eine Zwischenevaluierung zur „Halbzeit“ der Laufzeit festgelegt. Dabei ist
nicht nur die Wirksamkeit der Förderung bezogen auf verschiedene Aspekte zu analysieren, son-
dern es sollen auch Hinweise zur Fortentwicklung der Richtlinie abgeleitet und ggf. Anpassungsbe-
darfe formuliert werden. Die Zwischenevaluation erhebt dabei den Anspruch, die Effekte der bishe-
rigen Förderung möglichst umfassend zu analysieren und diese mit den Zielstellungen der Förder-
richtlinie abzugleichen. Diese Aspekte stellen das Grundgerüst der Evaluation dar und tragen den
Anforderungen des §7 BHO Rechnung, indem Wirkung, Zielerreichung und Wirtschaftlichkeit der
Förderung untersucht werden.

Kernergebnisse der Evaluation

Aus dem Abgleich der Fördereffekte mit den für die Richtlinie definierten Zielen lassen sich fol-
gende Aussagen bzgl. der Zielerreichung, Wirkung und Wirtschaftlichkeit der Förderung ableiten:

■ Es ist durch die TraFöG nachweislich gelungen, Verkehrsleistung auf der Schiene zu halten
bzw. neue zu generieren. Nach den Modellrechnungen der Evaluation auf Basis der Befra-
gungsergebnisse aller Letztempfänger kann davon ausgegangen werden, dass ohne die För-
derung etwa 31 Mrd. tkm nicht auf der Schiene, sondern auf der Straße erbracht worden wä-
ren. Der Modal Split-Anteil der Schiene hätte dadurch in den Jahren 2018-2020 um 1,5 Pro-
zentpunkte niedriger gelegen. Somit hat die TraFöG Ihr Ziel grundsätzlich erreicht, den Anteil
der Schiene am Güterverkehr zu halten bzw. auszubauen.

■ Die Ergebnisse der Evaluation geben Hinweise darauf, dass die aktive Verlagerungswirkung
(Generierung neuer Verkehre zu Lasten der Straße) eher gering ist. Dabei ist zu bedenken,
dass eine aktive Verlagerung nicht allein von einer Förderung ausgelöst werden kann, auch die
grundsätzlichen Rahmenbedingungen des Güterverkehrsmarkts müssen einen Modal Shift er-
lauben. Die sich bereits 2019 eintrübende Konjunktur, unzureichende Kapazitäten der Schie-
neninfrastruktur und trotz Förderung weiterhin bestehende Kostenvorteile des Straßenver-
kehrs haben einer Verlagerung von der Straße auf die Schiene Grenzen gesetzt, die durch die
Förderung nur zum Teil abgemildert werden konnten. Die Ergebnisse der Evaluation geben
aber Hinweise darauf, dass es durchaus gelungen ist, durch die TraFöG Verkehre auf der
Schiene zu halten, die ansonsten auf die Straße abgewandert wären.

■ Der nachweisbare positive Effekt auf die Betriebsleistung dürfte hauptsächlich durch die von
der TraFög angestoßenen Preiseffekte begründet sein. Die EVU geben in großer Zahl die
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geschaffenen finanziellen Spielräume an ihre Kunden weiter. Dies geschieht zumeist nicht
über pauschale Preissenkungen für alle Kunden, sondern wird individuell ausgehandelt. Dabei
dürften v.a. große Bestandskunden mit starker Marktmacht profitieren.

■ Nicht auszuschließen sind dabei auch Mitnahmeeffekte. Diese ergeben sich aber bereits aus
der Konzeption der Marktsegmentierung im Trassenpreissystem der DB Netz AG, denn auf der
Grundlage der aktuellen, eisenbahnrechtskonformen Marktsegmentierung im SGV ist eine Un-
terscheidung von bahnaffinen und nicht-bahnaffinen Verkehren bzw. zwischen Gutarten nur
sehr eingeschränkt möglich. Die Förderrichtlinie nutzt als Ausgangspunkt im Trassenpreissys-
tem der DB Netz AG lediglich das genehmigte Trassenentgelt für das jeweilige Marktsegment.
Die Evaluation liefert zudem Hinweise dafür, dass Preiseffekte auch in großer Zahl in Markt-
segmenten gesetzt worden sind, die weniger stark im intermodalen Wettbewerb stehen.
Dadurch wird eher der intramodale Wettbewerb der EVU untereinander intensiviert, während
intermodale Verlagerungen nur in begrenztem Umfang zu erwarten sind. Aus dieser Beobach-
tung kann aber nicht unbedingt ein Widerspruch zum Förderziel geschlossen werden, da sich
eine Stärkung des intramodalen Wettbewerbs auch in einer Steigerung der Qualitätsmerkmale
des Schienenverkehrs (Pünktlichkeit, Geschwindigkeit, Zuverlässigkeit) niederschlägt. Somit
wird durchaus ein Beitrag dazu geleistet, den Schienenverkehr für Kunden attraktiver zu ge-
stalten und ihn im intermodalen Wettbewerb qualitativ zu stärken.

■ Durch die starken Preiseffekte der TraFöG haben die EVU nur in begrenztem Umfang die Mög-
lichkeit erhalten, ihre Investitionen zu erhöhen. Dabei zeigen die Ergebnisse der Evaluation
durchaus die Bedeutung der Investitionen auf: Die EVU nutzen die TraFöG-Spielräume, um ihre
angebotenen Verkehrsleistungen qualitativ wie quantitativ auszubauen. Dadurch gelingt es
ihnen nachweislich, ihre intermodale Wettbewerbsposition zu stärken. Bislang ist aber erst ein
Teil der geförderten EVU in der Lage, dies zu tun, während bei den anderen die eher kurzfristig
wirkende Preisweitergabe dominiert. Somit gelingt es der TraFöG noch nicht im gewünschten
Umfang, den Bahnsektor auch durch zusätzliche Investitionen zu stärken, obwohl dies im Kon-
text des Masterplan Schienengüterverkehr ein Ziel der TraFöG darstellt.

■ Gleichwohl zeigt sich die stabilisierende Wirkung der TraFöG auch in den wirtschaftlichen
Kennzahlen der geförderten EVU. Eine hohe Anzahl der Unternehmen gesteht ihr über die er-
höhte Betriebsleistung direkte Effekte auf den Unternehmensumsatz zu. Noch stärker wird der
Effekt auf die Anzahl der Arbeitsplätze in den EVU bewertet: Ein relevanter Anteil der Arbeits-
plätze ist nach Aussage der EVU erst durch die TraFöG geschaffen oder gesichert worden. Die-
ser Befund trifft auch auf die kleinen und mittleren EVU zu, die gegenüber den großen intramo-
dalen Konkurrenten gestärkt werden konnten. Damit trägt die Förderung direkt zum Fortbe-
stand der Unternehmen bei, befruchtet den intramodalen Wettbewerb und schafft so die Basis
für den SGV der kommenden Jahre. Diese Funktion der TraFöG hat durch die Covid-19-Krise
besondere Relevanz gewonnen: Die Mehrheit der EVU gesteht ihr eine wichtige Rolle dabei zu,
die Bahnbranche in der Pandemie zu stabilisieren, indem der Fortbestand der Unternehmen
unterstützt und ein Beitrag zur Erholung der Verkehrsleistung geleistet wird. Ohne die TraFöG
hätte Covid-19 deutlich gravierende Auswirkungen auf die Bahnbranche gehabt und vermutlich
zu einer längerfristigen Schwächung geführt.

■ Die geschilderten positiven Effekte der TraFöG auf die Schienenverkehrsleistung gehen einher
mit Beiträgen zur Klimaschutzpolitik. Die Modellrechnungen der Evaluation weisen aus, dass
ohne die TraFöG in den 2,5 Jahren der bisherigen Förderperiode 2,4 Mio. Tonnen CO2 mehr
ausgestoßen worden wären. Diesen hätten Umweltkosten in Höhe von 471 Mio. Euro zugeord-
net werden können.
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■ Auf Basis dieser Berechnungen kann der Trassenpreisförderung eine hohe Maßnahmenwirt-
schaftlichkeit bescheinigt werden. Ihr gelingt es bereits im Rahmen der unmittelbaren Effekte,
einen großen Teil des aufgewendeten Fördervolumens durch hohe vermiedene Umweltkosten
zu „amortisieren“.

Implikationen für die Fortführung der Förderung

Auf Basis dieser Kernbefunde rät das Evaluations-Team dazu, die TraFöG über das Jahr 2023 hin-
aus grundsätzlich fortzuführen. Zu begründen ist diese Empfehlung dadurch, dass sich die Förde-
rung als grundsätzlich geeignetes Instrument zur Erreichung der mit ihr verknüpften Ziele erwiesen
hat: Ihr können in einer kurzfristigen Perspektive positive Effekte auf die Schienenverkehrsleistung
und dadurch auch auf die emittierten Treibhausgase nachgewiesen werden. Besonders positiv zu
bewerten ist dabei, dass diese Effekte mit einer ausgesprochen hoch zu bewertenden Maßnah-
menwirtschaftlichkeit erreicht werden, bei der die Höhe der eingesetzten Mittel mit dem Umfang
der erreichten Effekte in einem sehr guten Verhältnis zueinander stehen. Darüber hinaus deuten
die Befunde der Evaluation darauf hin, dass mit der TraFöG ein entscheidender Beitrag zum Fort-
bestand vieler EVU geleistet wird. Damit wird die Grundvoraussetzung für einen künftig wachsen-
den SGV erhalten. Die Empfehlung zur Fortführung der Förderung ergibt sich somit aus dem nach
wie vor vorliegenden Förderbedarf im Sinne der Richtlinie und der nachgewiesenen Effektivität der
Förderung.

Kritisch zu bewerten ist allerdings, dass die TraFöG in ihrer derzeitigen Konzeption nur in über-
schaubarem Maße zu einer aktiven Steigerung des Modal Split-Anteils des SGV beitragen kann und
damit ihr zentrales Förderziel nur zum Teil erreicht. Die Evaluation konnte zahlreiche Hinweise auf
Gründe dafür identifizieren. Zunächst kann dafür eine verbesserungswürdige Zielgenauigkeit der
Förderung verantwortlich gemacht werden. Die pauschale Förderung aller gefahrenen Trassen
bringt es mit sich, dass Mitnahmeeffekte zu erwarten sind, weil auch Verkehre in den Genuss der
Förderung kommen, die kaum Verlagerungspotenziale aufweisen. Zudem muss konstatiert werden,
dass die Förderung eher für Preissenkungen verwendet wird, anstatt sie (wie in der Förderlogik
ebenfalls intendiert) für Investitionen in die strukturelle Konkurrenzfähigkeit der Schiene einzuset-
zen. Somit gelingt es nur unzureichend, die EVU nachhaltig im Sinne des Masterplans Schienengü-
terverkehr im intermodalen Wettbewerb zu ertüchtigen.

Diese zentralen Kritikpunkte waren der Ansatzpunkt zur Prüfung von fünf Ideen, mit deren Hilfe die
TraFöG bei der Fortführung potenziell noch wirkmächtiger und zielgenauer gestaltet werden
könnte. Die Analysen des Evaluations-Teams zur praktischen Umsetzung und die Diskussion der
Ideen sowohl mit den Programmakteuren BMVI und EBA, der Erstempfängerin DB Netz AG als auch
der Bahnbranche haben die enormen Schwierigkeiten dabei aufgezeigt, diese theoretisch existie-
renden Ansätze in die reale Umsetzung zu bringen. Dabei sind u.a. schwerwiegende haushalts-
rechtliche Hürden dabei identifiziert worden, flexibel reagierende Förderquoten mit einer Planbar-
keit für die EVU zu verbinden. Darüber hinaus würde eine Anpassung der TraFöG bei vielen Ideen
die Komplexität der administrativen Abläufe enorm erhöhen. Dabei ist zu bedenken, dass gerade
die Einfachheit dieser Prozesse die hohe Attraktivität der Förderung bei allen involvierten Akteuren
und ihre nachgewiesene Maßnahmenwirtschaftlichkeit ausmacht. Zuletzt sind bei verschiedenen
denkbaren Ansätzen zur Fortentwicklung der TraFöG auch unerwünschte negative Entwicklungen
auf den Markt nicht auszuschließen: Zu starke Vorgaben könnten die unternehmerische Freiheit
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der EVU stark beschneiden, was in einer sinkenden Attraktivität der Förderung, möglicherweise
aber auch zu Fehlallokationen und einer verminderten Konkurrenzfähigkeit der Schiene in be-
stimmten Segmenten führen könnte.

Daher war die Abwägung von Nutzen, Aufwand und Risiken der erarbeiteten Ideen im Dialog mit
den Stakeholdern ein wichtiger Schritt, um die praktikabel umsetzbaren Veränderungen an der
TraFöG identifizieren zu können. In diesem Prozess wurde deutlich, dass aufgrund von administra-
tiven und haushaltsrechtlichen Hürden die Implementierung der erarbeiteten Ideen kaum realis-
tisch ist. Zudem wurden vielfältige Gefahren thematisiert, die durch eine Erhöhung der Komplexität
der TraFöG entstehen könnten. Letztlich wurden alle Ideen zur Fortentwicklung der TraFöG verwor-
fen. So bleiben bei der (durch die Evaluation empfohlenen) Fortführung der Förderung zwei Varian-
ten übrig:

■ Die TraFöG bleibt wie bisher bestehen und behält dabei alle Stärken und Schwächen, die ihr
durch die Evaluation attestiert werden konnten.

■ Die sinnvolle und aus umwelt-/verkehrspolitischer Sicht weiter nötige Entlastung der EVU im
intermodalen Wettbewerb wird durch andere Instrumente gewährleistet. Diese müssen eng in
das gesamte Geflecht der Verkehrspolitik eingepasst sein.

In einer längerfristigen Perspektive könnte die zweite Option im Sinne einer dauerhaften Senkung
der Trassenpreise auf das Niveau der Grenzkosten ins Auge gefasst werden. Mit einer entsprechen-
den Neuausrichtung des Trassenpreissystems würde eine unbürokratische, vor allem aber dauer-
hafte und planbare Entlastung für die Unternehmen im SGV geschaffen. Zusätzlich würde diese
Neuausrichtung einen zentralen Beitrag zur Herstellung der Wettbewerbsgleichheit zwischen den
Verkehrsträgern leisten. In der Gesamtschau entstünde so durch die Neuausrichtung ein Umfeld,
das Verlader und EVU dazu ermuntern wird, langfristig auf den Verkehrsträger Schiene zu setzen
und entsprechende Investitionen zu tätigen.
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1 Aufgabe, Konzept und Datenquellen

1.1 Gegenstand und Zielstellung der Evaluation

Wie im Straßengüterverkehr werden auch im Schienengüterverkehr (SGV) die transportierenden
Unternehmen an den Infrastrukturkosten beteiligt. Im SGV erfolgt diese finanzielle Beteiligung nicht
über eine staatlich erhobene fahrleistungsabhängige Maut (Bundesfernstraßenmautgesetz), son-
dern über Trassennutzungsgebühren, die mit dem betreibenden Eisenbahninfrastrukturunterneh-
men (EIU) abzurechnen sind. Um eine faire und transparente Bepreisung für alle Marktteilnehmer
zu gewährleisten, basieren die zu leistenden Gebühren auf einem vom EIU zu erarbeitenden Tras-
senpreissystem (TPS), das von der Bundesnetzagentur (BNetzA) genehmigt wird. So berechnen sich
im derzeit gültigen Trassenpreissystem der DB Netz AG als Betreiberin der Schienenwege des Bun-
des die zu zahlenden Nutzungsentgelte je gefahrenem Zugkilometer danach, welcher Verkehrsart
(Fernverkehr, Nahverkehr, Güterverkehr) und welchem Marktsegment (im Güterverkehr z.B. Stan-
dard, Gefahrgut, Güternahverkehr etc.; für einen detaillierten Überblick vgl. Kapitel 4.1.1) die vor-
gesehene Zugfahrt zuzuordnen ist. Durch die dadurch entstehenden Spreizungen wird gewährleis-
tet, dass gerade im Güterverkehr besonders preissensible und stark im intermodalen Wettbewerb
stehende Segmente nicht durch die Nutzungsentgelte auf andere Verkehrsträger (insbesondere
Straße) verdrängt werden: Eine Schwächung des Schienengüterverkehrs zu Gunsten von Straßen-
transporten ist aus verkehrs- und umweltpolitischer Sicht zu vermeiden und steht den Klimaschutz-
zielen entgegen.

Die im TPS implementierte preisliche Entlastung des Güterverkehrs ist aber begrenzt, da gleichzei-
tig eine adäquate Umlage der Infrastrukturkosten bei der DB Netz AG gewährleistet sein muss. Aus
diesem Grund sollte ein Instrument geschaffen werden, dass die zu zahlenden Kosten auf Seiten
der Nutzer reduzieren kann, ohne die benötigten Einnahmen der Infrastrukturbetreiberin zu gefähr-
den. Im Ergebnis wurde durch das BMVI am 10.12.2018 die Richtlinie zur Förderung des Schie-
nengüterverkehrs über eine anteilige Finanzierung der genehmigten Trassenentgelte (TraFöG
oder af-TP) veröffentlicht. Durch diese Förderung wird auf Antrag eine anteilige Kostenübernahme
der zu zahlenden Trassenentgelte durch den Bund gewährt. Die Zuwendung der Förderung erfolgt
nicht direkt an die Transportunternehmen, sondern fließt zunächst an DB Netz AG als Infrastruk-
turbetreiberin. Diese gibt die Förderung an antragstellende Unternehmen im Zuge der Trassennut-
zungsabrechnungen weiter. Dadurch ist auch gewährleistet, dass die Förderung nur für tatsächlich
erbrachte Verkehrsleistung erfolgt. Die gewährte Förderquote errechnet sich aus den zur Verfügung
stehenden Bundesmitteln und den für das jeweilige Jahr zu erwartenden Betriebsleistungen. Durch
diese finanzielle Unterstützung soll die Wettbewerbsfähigkeit der Schiene gegenüber anderen Ver-
kehrsträgern gestärkt werden, was letztlich zu positiven Effekten bei Energiebedarf und Emissionen
des Verkehrs führen soll. Gleichzeitig wird durch die Begrenzung auf die zur Verfügung stehenden
Bundesmittel die Belastung der öffentlichen Haushalte gedeckelt.

In § 6 der genannten Richtlinie ist eine Zwischenevaluierung zur „Halbzeit“ der Laufzeit festgelegt.
Dabei ist nicht nur die Wirksamkeit der Förderung bezogen auf verschiedene Aspekte zu analysie-
ren, sondern es sollen auch Einschätzungen zu Entwicklungen des Schienengüterverkehrs in den
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nächsten Jahren gegeben werden, die einen Einfluss auf die Wirksamkeit und Passgenauigkeit der
Richtlinie haben könnten. Letztlich sollen aus den Ergebnissen Hinweise zur Fortentwicklung der
Richtlinie abgeleitet und ggf. Anpassungsbedarfe formuliert werden. Die Zwischenevaluation um-
fasst den Zeitraum 01.07.2018 bis 31.12.2020. In diesem Zeitraum standen insgesamt 875 Mio.
€ aus dem Bundeshaushalt für die Förderung zur Verfügung, die über die DB Netz AG an die ein-
zelnen EVU als Letztempfänger weitergegeben worden sind.

1.2 Methodisches Vorgehen und verwendete Datenquellen

Die Zwischenevaluation erhebt im Kern den Anspruch, die Effekte der bisherigen Förderung mög-
lichst umfassend zu analysieren und diese mit den Zielstellungen der Förderrichtlinie abzugleichen.
Aus diesem Abgleich können Aussagen dazu generiert werden, inwiefern und mit welchem Aufwand
die Förderung aus der ex post-Perspektive heraus geeignet war, die durch sie intendierten Ziele zu
erreichen. Diese Aspekte stellen das Grundgerüst der Evaluation dar und tragen den Anforderun-
gen des §7 BHO Rechnung, indem

■ Wirkung,
■ Zielerreichung und
■ Wirtschaftlichkeit

der Förderung untersucht werden. Dies ist die Basis für Empfehlungen dazu, ob und in welcher
Form das Förderinstrument weitergeführt werden sollte.

Die Evaluation der TraFöG kann nur dann ein realistisches Bild zu ihren Effekten liefern, wenn ihre
Einbettung in den übergreifenden bahnpolitischen Kontext allgemein und ihre enge Verknüpfung
mit dem TPS im Speziellen beachtet wird. Dazu ist eine detaillierte Aufarbeitung ihrer Funktion,
ihrer rechtlichen Rahmenbedingungen und der Schnittstellen zu anderen Instrumenten und dem
intermodalen Wettbewerb im Güterverkehr erfolgt. Um die Gesamtsituation des SGV in gebühren-
der Tiefe einbeziehen zu können, soll im Rahmen der Evaluation die Entwicklung des Schienengü-
terverkehrs ex post dargestellt und eine Prognose zu dessen weiterer Entwicklung in den nächsten
Jahren erarbeitet werden. Dies dient nicht nur der Einordnung der Effekte durch die Förderung, es
kann auch abgeschätzt werden, welche Bundesmittel bei einer Fortführung der Förderung erfor-
derlich wären.

Aufgrund dieses Anspruchs, bei der Evaluation eine breite Perspektive zu wählen, die nicht nur das
eigentliche Förderinstrument, sondern auch dessen gesamtes regulatorisches und wirtschaftliches
Umfeld in den Blick nehmen soll, ergibt sich ein Analyse-Spektrum, das weit über die Kernanforde-
rungen der BHO hinausgeht, gleichwohl aber nötig ist, um eine realitätsnahe Wirkungsbeurteilung
zu erlauben. Die durchgeführten Analysen bilden das Grundgerüst für die Gliederung des vorliegen-
den Berichts:

■ In den weiteren Ausführungen des Kapitels 1 wird das grundsätzliche Vorgehen in den einzel-
nen Arbeitsschritten näher erläutert.

■ Im Kapitel 2 erfolgt die rechtliche und politische Einordnung der TraFöG. Dabei wird die Einbet-
tung des Instruments in die Bahnpolitik beschrieben und die juristischen Aspekte sowie die
Förderpraxis der TraFöG näher beleuchtet.
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■ Im Kapitel 3 wird die Wirkungskontrolle der Förderung bezogen auf Zielerreichung, Wirkung
und Wirtschaftlichkeit vorgenommen und damit die zentralen Anforderungen der BHO erfüllt.

■ Zur besseren Einordnung der Ergebnisse der Wirkungskontrolle enthält das Kapitel 4 eine Ana-
lyse und Prognose zum Schienengüterverkehr. Dabei wird die Bedeutung der TraFöG für die
beobachteten Entwicklungen diskutiert.

■ Im Kapitel 5 werden die Ergebnisse in einer Gesamtschau zusammengeführt und die TraFöG
einer übergreifenden Bewertung unterzogen. Aus identifizierten Schwächen der derzeitigen
Förderung werden zunächst grundsätzliche Empfehlungen abgeleitet, die in einem Beteili-
gungsprozess mit der Bahnbranche diskutiert und weiter konkretisiert wurden. Die aus diesem
Prozess hervorgegangenen Maßnahmenempfehlungen werden im Kapitel 5 auf ihre juristische
Machbarkeit hin überprüft und Vorschläge zu deren konkreter Umsetzung gegeben. Dabei wer-
den auch entsprechende Best Practices aus anderen EU-Ländern berücksichtigt.

Die Evaluation wird durch die derzeit herrschende COVID 19-Pandemie erschwert. Während einige
Branchen (v.a. Kultur) seit März 2020 durchgehend und nahezu vollkommen zum Erliegen gekom-
men sind, sorgten insbesondere die „harten Lockdowns“ im März und ab Mitte Dezember 2020
dafür, dass auch im Bereich des Güterkonsums erhebliche Einschränkungen zu verzeichnen wa-
ren. Diese Einbrüche zeigen sich auch in den Verkehrsleistungen der Güterbahnen und verzerren
die grundsätzliche Entwicklung. Daher wurde in der Evaluation bei den EVU gezielt erhoben, welche
positiven Beiträge die TraFöG auch in der aktuellen Covid-19-Krise entfalten kann. Bei der Inter-
pretation aller Ergebnisse über die komplette Förderlaufzeit ist aber stets der schwerwiegende Co-
vid-19-Effekt zu berücksichtigen, der das Verhalten und die Kennzahlen im SGV im Jahr 2020 nach-
drücklich geprägt hat. Neben der ex post-Messung der Effekte der Förderung war es daher uner-
lässlich, Aussagen dazu zu generieren, wie sich der Schienengüterverkehr in den nächsten Jahren
bis 2030 entwickeln wird. Dabei sind die Unsicherheiten der Covid-19-Krise und eine Erholung der
Verkehrsnachfrage nach deren Ende zu berücksichtigen. Die Abschätzungen zur Verkehrsnach-
frage sind für die Fortentwicklung von besonderer Bedeutung, da sie einen unmittelbaren Einfluss
auf die mögliche Förderquote und damit letztlich auch auf die Stärke der zu erwartenden Effekte
haben wird.

Die Covid-19-Krise hat noch einen weiteren (politischen) Effekt ausgelöst, der in der Evaluation
zumindest nachrichtlich auszuweisen ist: Im April 2020 wurde im Rahmen eines Hilfspakets zu
Gunsten des Bahnverkehrs beschlossen, die zur Verfügung stehenden Mittel der TraFöG substan-
ziell aufzustocken. Im Ergebnis werden die bislang geltenden Förderquoten verdoppelt und errei-
chen für den Zeitraum von Juni bis einschließlich September 2021 97,8 %. Ab Oktober sinkt der
Fördersatz zunächst auf 87,6 %, ab dem 12.12. bis zum Jahresende noch einmal auf 86,6 %. Ab
dem 01.01.2022 reduziert sich die Förderung dann wieder auf ein „normales Niveau“ in Höhe von
44,9 %. Entscheidend ist dabei, dass für den Zeitraum vom 01.03.2020 bis zum 31.05.2021 die
gewährten Förderquoten rückwirkend auf 99 % aufgestockt werden und diese Sonderregelung so-
mit auch Teile des Evaluationszeitraums betrifft.1 In Absprache mit dem BMVI wird diese nachträg-
liche Anpassung aus den Analysen der Evaluation ausgeklammert. Dies ist dadurch begründet,
dass die Evaluation ex post die bei den EVU aufgetretenen Wirkungen misst, die durch die Förde-
rung ausgelöst wurden. Die nun vollzogene rückwirkende Erhöhung war für die EVU im Jahr 2020
nicht abzusehen. Daher kann sie im Betrachtungszeitraum keine Effekte ausgelöst haben, die für
die Evaluation relevant wären. In der Konsequenz werden bei allen folgenden Analysen (v.a.

1 https://fahrweg.dbnetze.com/fahrweg-de/kunden/leistungen/trassen/trafoeg-3269726, zuletzt abgerufen am 23.09.2021
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Förderbilanz) die damals zur Verfügung stehenden Fördervolumina verwendet und mit den bei den
EVU ausgelösten Effekten in Kontext gesetzt. Eine Abbildung der nachträglich beschlossenen, we-
sentlich höheren Fördersätze würde die Messung von Effekten und Kausalitäten erheblich verzer-
ren.

Nach diesen grundsätzlichen Ausführungen zur Funktion der einzelnen Bausteine und deren inhalt-
lichem Ineinandergreifen werden nachfolgend die wesentlichen methodischen Schritte für jeden
Arbeitsschritt näher erläutert.

1.2.1 Aufarbeitung von Hintergrund und Beschreibung der Förderung

Für die rechtliche Überprüfung der Förderrichtlinie war ein Überblick über die derzeitige Rechtslage
und den rechtspolitischen Hintergrund der Förderung anhand der einschlägigen Rechtsquellen des
Zuwendungs-, Haushalts-, Verfassungs- und EU-Rechts und der politischen Rahmenpapiere auf na-
tionaler und europäischer Ebene vorzunehmen. In einem zweischrittigen Vorgehen erfolgte zu-
nächst eine Analyse von Hintergrund und politischer Zielsetzung der Förderung, welche einerseits
den Maßstab für eine Bewertung der Zielerreichung bilden und andererseits die Rahmenbedingun-
gen zum Zeitpunkt der Schaffung der Förderung nachvollziehbar machen.  Auf dieser Grundlage
erfolgte die Analyse des Rechtsrahmens im engeren Sinne, welche den Status Quo der Förderung
aus rechtlicher Perspektive abbildet und deren Ergebnis die Grundlage für die Bewertung und An-
passungsvorschläge bildet.

Als Ausgangspunkt der Analyse diente zunächst die Förderrichtlinie selbst. Vor allem die Präambel
formuliert Ziele bereits konkret und liefert Kontext zu politischen Absichten. Zusätzlich dienten eu-
ropäische und nationale Regierungsprogramme und Strategien dazu, die Förderung weiter einzu-
ordnen. Dazu zählten neben den Klimaschutzplänen der Bundesregierung Koalitionsverträge, die
Ergebnisse des Runden Tisches Schienengüterverkehr und der Masterplan Schienengüterverkehr,
der vom BMVI beschlossen wurde. Zusätzlich wurde das BMVI in einem Interview zu den Hinter-
gründen der Förderrichtline befragt. Insbesondere konnte so die Ausgestaltung der Richtlinie hin-
sichtlich des Fördermechanismus näher beleuchtet werden. Ergänzend wurden Gespräche mit
dem EBA und der DB Netz AG, den Schlüsselakteuren der Ausführung der Förderung, geführt, um
einen tieferen Einblick in die Förderpraxis und die administrativen Abläufe zu gewinnen.

Gleichzeitig wurde stets der Zusammenhang mit europäischen Zielen im Schienengüterverkehr
aufgezeigt und so dem politischen und rechtlichen Zusammenwirken von europäischer und natio-
naler Politik Rechnung getragen. Als Quellen dienten hier neben den europäischen Verträgen vor
allem das Weißbuch Verkehr, Richtlinien und relevante Mitteilungen der Kommission. Die Analyse
erfolgte themenspezifisch mit einer Einteilung in wettbewerbs-, umwelt- und verkehrspolitische
Ziele. Obgleich die Einteilung der Zielsetzungen nicht immer trennscharf vorgenommen werden
konnte, wurde die Differenzierung für sinnvoll erachtet, da sie eine detaillierte Analyse der Förde-
rung im Rahmen der Evaluierung ermöglicht.
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1.2.2 Analyse der Trassenpreisförderung

Die Analyse der Trassenpreisförderung stellt als Wirkungskontrolle im Sinne der BHO den zentralen
Baustein der Evaluation dar. Dementsprechend sollen hier die methodischen Schritte besonders
detailliert dargestellt werden.

Vorgehen der Evaluation

Aus den Anforderungen nach § 7 BHO ergeben sich folgende Kernbereiche der Evaluation:

■ Förderbilanz: Wer und was wurde in welchem Umfang gefördert? Sind Unterschiede im Zeit-
verlauf zu erkennen?

■ Zielerreichungskontrolle: Wurden die angestrebten Ziele des Förderprogramms erreicht?
■ Wirkungskontrolle: Wie werden die finanziellen Entlastungen der TraFöG durch die EVU ge-

nutzt? Welche Effekte löst dies bei ihnen aus?
■ Wirtschaftlichkeitskontrolle: Wie ist das Verhältnis der eingesetzten Mittel in Bezug zu den

erreichten Effekten zu bewerten?

Das Konzept zur Beantwortung dieser Fragen beruht auf einem indikatorenbasierten Evaluations-
system, das auf den Zielen der Förderung (Zielsystem) und dem der Förderung zugrunde liegenden
Wirkmodell aufbaut. Auf dieser Basis (Zielsystem und Wirkmodell) wurden die für die Evaluation
notwendigen Indikatoren identifiziert und um methodische Aspekte ergänzt zu einem Evaluations-
system zusammengeführt. Die Grundstruktur der Evaluation greift die zuvor genannten Kernele-
mente nach § 7 BHO auf und ordnet der Förderung zunächst ein vereinfachtes, vierstufiges Wirk-
modell zu:

■ Input: Durch den Fördermittelgeber werden finanzielle Mittel zur Entlastung der EVU zur Verfü-
gung gestellt.

■ Output: Durch den Input werden Spielräume für Aktivitäten bei den Zuwendungsempfängern
geschaffen.

■ Outcome: Durch die Output-Aktivitäten werden positive ökonomische Effekte bei den EVU aus-
gelöst.

■ Impact: Die Effekte auf der Outcome-Ebene der einzelnen EVU führen zu Wirkungen im Ge-
samtsystem.

Die folgende Abbildung verbindet die Evaluationselemente mit den Betrachtungsebenen des Wirk-
modells:
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Abbildung 1: Evaluationselemente und grundsätzliches Wirkmodell

Eigene Darstellung © Prognos AG 2021

Dieses sehr grundlegende Wirkmodell wurde in einem weiteren Schritt vor dem Hintergrund des
Zielsystems der TraFöG weiter präzisiert. Abbildung 2 stellt dar, welche konkreten Wirkungen auf
den unterschiedlichen Ebenen auftreten. Dabei werden auch die der TraFöG immanenten Wir-
kungsketten deutlich, die die einzelnen Ebenen miteinander verbinden und die Grundlage der Kau-
salität zwischen Förderung und auftretenden Effekten bilden.

Abbildung 2: Konkretisiertes Wirkmodell der TraFöG

 Eigene Darstellung © Prognos AG 2021

Informations- und Datenquellen

Die Evaluation beruht auf dem Ansatz der Daten- und Methodentriangulation. Dabei werden die
Fragestellungen auf Basis unterschiedlicher Daten und Informationsquellen bzw. unter Nutzung
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verschiedener Methoden untersucht. Dies ermöglicht, Fragestellungen mehrdimensional zu unter-
suchen und dabei ggf. auftretende „blinde Flecken“ oder eine geringere Aussagekraft spezifischer
Daten und Informationen zu einer Fragestellung zu beseitigen bzw. auszugleichen. Da bei diesem
Vorgehen nicht nur eine Quelle bzw. Methode genutzt wird, sind die Befunde aus unterschiedlichen
Perspektiven abgesichert, belastbar und aussagekräftig.

Die folgende Abbildung gibt einen Überblick über die für die Evaluation genutzten Informations- und
Datenquellen. Diese werden anschließend detaillierter erläutert.

Abbildung 3: Informations- und Datenbasis der Evaluation

Eigene Darstellung. © Prognos AG 2021

Analyse Programmdokumente

Die inhaltliche Auswertung der Programmdokumente erfolgte in enger Abstimmung mit dem Ar-
beitsschritt der Aufarbeitung von Hintergrund und Beschreibung der Förderung (vgl. Kapitel 0). Die
in Kapitel 1.2.1 genannten Dokumente wurden demnach auch im Rahmen der Analyse der Tras-
senpreisförderung relevant. Von besonderem Interesse für die Arbeiten im Kapitel 0 waren:
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■ Bekanntmachung Richtlinie zur Förderung des Schienengüterverkehrs über eine anteilige
Finanzierung der genehmigten Trassenentgelte (af-TP) (Stand vom 10. Dezember 2018): Die
während der gesamten Laufzeit unverändert gültige Richtlinie gibt Aufschluss zu den Zielen
der Förderung und wurde daher zur Herleitung von Zielsystem und Wirkmodell (Abbildung 2)
verwendet.

■ Bekanntgaben marktsegmentspezifische Förderbeträge (2018-2020): Diese vom Eisen-
bahnbundesamt (EBA) veröffentlichten Informationsblätter geben Aufschluss darüber, welche
Förderbeträge je Trassenkilometer in den einzelnen Perioden des Förderzeitraums für die de-
taillierten TPS-Segmente gezahlt wurden. Dies ist insofern von hoher Relevanz, weil die Förder-
beträge aufgrund des Fördermechanismus mehrfach angepasst worden sind. Auf Basis dieser
EBA-Dokumente können die Anpassungen lückenlos nachvollzogen und die Förderquoten auf
Monatsbasis berechnet werden (Abbildung 6).

■ Sachberichte der DB Netz AG (2018 und 2019): Die jährlichen Sachberichte der DB Netz AG
leisten eine Förderbilanz auf Jahresbasis. Die beiden vorliegenden Berichte konnten bei der
Evaluation daher zur Plausibilisierung der eigenen Berechnungen herangezogen werden. Von
besonderem Wert waren sie bei der Umrechnung zwischen Betrachtungen auf Basis von Ka-
lenderjahren und solchen, die sich auf Netzfahrplanperioden beziehen. Die Evaluation betrach-
tet alle Werte in kalendarischen Jahresscheiben, diese lagen aber oft nur für Netzfahrplanpe-
rioden vor. Zudem konnten die Sachberichte dazu genutzt werden, die umfangreichen vorge-
nommenen Korrekturbuchungen innerhalb der Förderdaten nachvollziehen zu können (vgl.
dazu auch Ausführungen zu den Förderdaten).

Interviews mit den Programmeignern

Neben der Auswertung der Programmdokumente fanden Gespräche mit den zentralen Programm-
akteuren BMVI, EBA und DB Netz AG statt. Diese dienten primär dazu, die aus den Dokumenten
entnommenen Informationen zu validieren und Unklarheiten zu beseitigen. Zudem wurden die In-
terviews genutzt, um die Einschätzungen der Programmeigner zu Zielerreichung, Wirkung und Wirt-
schaftlichkeit qualitativ zu erheben und in die Evaluation einfließen zu lassen.

Förderdaten

Die für alle Kalendermonate der drei betrachteten Jahre getrennt vorliegenden Monitoring-Dateien
der DB Netz AG (2018-2020) stellen das Grundgerüst der Förderbilanz (Kapitel 3.1) dar. Sie geben
für jeden Letztempfänger (Kundennummer) an, in welchen Segmenten welche Betriebsleistung be-
antragt wurde, welche Korrekturbuchungen bspw. nach zusätzlich erbrachter/nicht erbrachter Be-
triebsleistung oder aus anderweitigen Gründen getätigt wurden und welcher Förderbetrag sich da-
raus letztlich ergeben hat. Für die Evaluation war es dabei nötig, die einzelnen Kundennummern
auf Basis der Rechnungsadressen zu EVU zu aggregieren, da ein EVU durchaus mit mehreren Kun-
dennummern geführt werden kann (vgl. dazu auch Abbildung 12).

Es ist zu beachten, dass die Ergebnisse der Evaluation zum Teil von durch das EBA veröffentlichten
Zahlen abweichen können (vgl. dazu auch Fußnote zu Tabelle 1). Dies ist dem Umstand geschuldet,
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dass die Evaluation nach Kalenderjahren auswertet, während das EBA dies nach Förderperioden
tut. Zudem werden bei der Evaluation auch alle von der DB Netz AG bis zum Stichtag 01.03.2021
nachträglich vorgenommenen Korrekturbuchungen berücksichtigt, die dem Kalenderjahr zuge-
schlagen werden, auf das sich die Korrektur bezieht.

Befragung aller Letztempfänger

Ein zentrales Element der eigenen empirischen Untersuchung stellte die Online-Befragung aller
Letztempfänger dar. Sie diente der detaillierten Erhebung aller Effekte, die durch die TraFöG bei
den EVU auftreten sowie deren Einschätzung dazu, in welchem Umfang die Förderung zu den defi-
nierten verkehrspolitischen Zielen beiträgt. Sie umfasste daher Fragen zu folgenden Themenberei-
chen:

■ Struktur und bediente Marktsegmente der EVU,
■ Effekte der Förderung auf Betriebsleistung und Verlagerung,
■ Nutzung der Förderung für Preissignale und Investitionen,
■ Auswirkungen auf Wettbewerbsposition und ökonomische Entwicklung der EVU,
■ Bewertung der Förderung als bahnpolitisches Instrument.

Die Befragung wurde im Juni 2021 in einem Zeitraum von drei Wochen durchgeführt. Die in den
Förderdaten identifizierbaren 199 geförderten EVU wurden dazu per Mail eingeladen. 6 der dort
angegebenen Mail-Adressen antworteten mit Fehlermeldungen, so dass eine Grundgesamtheit von
193 Befragten bestand. Nach Ablauf der Befragungsfrist lagen 129 (zumindest teilweise) auswert-
bare Fragebögen vor. Die Rücklaufquote beträgt somit 66,8 %.

Interviews mit Verbänden des Bahnsektors

Es war das Anliegen der Evaluation, neben dem sehr spezifischen Blick der Letztempfänger auch
den übergreifenderen Blick der Gesamtbranche und die Einschätzungen der Kundenseite zu erfas-
sen. Zu diesem Zweck wurden im Juli 2021 leitfadengestützte Interviews mit den vier wichtigsten
Bahnverbänden und mit dem BDI über Teams geführt. Dabei ist zu bemerken, dass das Interview
mit dem BDI den Charakter eines Gruppengesprächs hatte, bei dem sich neben dem BDI selbst
auch ein knappes Dutzend interessierter Unternehmen an den Diskussionen beteiligte. Im Zentrum
der Gespräche standen folgende Themen:

■ Erfahrungen mit der TraFöG,
■ Wirkungen des Programms auf die EVU,
■ Effekte auf den Gesamtmarkt,
■ Einschätzung zur Förderung als bahnpolitisches Instrument und möglicher Anpassungsbedarf.
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Modellrechnungen

Um den Gesamtnutzen der Förderung im Kontext der Zielerreichungs- und Wirkungskontrolle bilden
zu können, wurde auf Modellrechnungen zurückgegriffen. Dabei war es der Anspruch, die aus der
Online-Befragung auf Ebene der einzelnen EVU vorliegenden quantitativen Effekte mittels plausib-
ler Annahmen auf den gesamten SGV hochzurechnen. Dazu wurde in enger Abstimmung zwischen
Prognos und SCI Verkehr eine Berechnungsvorschrift und ein Set von Annahmen gewählt und mit
dem BMVI abgestimmt. Mit Hilfe des entwickelten Verfahrens konnten im Anschluss für den Zeit-
raum Juli 2018 bis Dezember 2020 folgende Kennwerte für den Gesamtverkehrssektor berechnet
werden:

■ Anzahl Trassenkilometer, für die die TraFöG ursächlich ist,
■ Anzahl Tonnenkilometer auf der Schiene, für die die TraFöG ursächlich ist,
■ Verlagerungseffekt und Auswirkungen auf den Güterverkehrs-Modal Split,
■ eingesparte Menge CO2 aufgrund der Verlagerungswirkung,
■ gesamtgesellschaftlicher Nutzen im Sinne von vermiedenen Umweltkosten.

Analyse von Sekundärquellen

Die Modellrechnungen benötigten eine Reihe von externen Kennwerten und Rahmenannahmen.
Diese stammen zum Teil aus eigenen Arbeiten des Evaluations-Teams im Rahmen des Kapitels 4.
Ergänzend wurden etablierte Kennwerte recherchiert, die insbesondere bei der Abschätzung der
Umwelteffekte zum Tragen kamen. Von besonderer Bedeutung waren dabei die Empfehlungen des
Umweltbundesamts (UBA) zu Emissionsfaktoren pro Tonnenkilometer und anzusetzenden Umwelt-
kosten je Tonne CO2.

1.2.3 Analysen und Prognosen zum Schienengüterverkehr

Im Rahmen der Analysen und Prognosen zum Schienengüterverkehr wurden verschiedene Metho-
den verwendet, um Daten und Informationen zu verarbeiten und Prognosen zu erstellen.

Analyse / Prognose der Marktsegmente im Schienengüterverkehr

Bei der Analyse der bisherigen und zukünftigen wirtschaftlichen Entwicklungen der einzelnen
Marktsegmente und Produktionsformen (Ganzzug, Kombinierter Verkehr, Einzelwagenverkehr)
inkl. der Entwicklung der Faktorkosten und Auswirkungen der konjunkturellen Einflüsse (Kapitel
4.1) wurden vornehmlich qualitative und statische Sekundärquellen vergleichend dargestellt und
ausgewertet. So konnte auf Basis von Sekundärquellen eine breite Übersicht über die Kosten in
der Produktion des SGV erarbeitet werden, nachdem gemeinsam mit dem Auftraggeber die Ent-
scheidung getroffen wurde, Kosten- und Preisstrukturen im SGV nicht während der Online-Befra-
gung und den Expertengesprächen zu diskutieren. Bewusst verzichtet wird dabei in Abstimmung
mit dem Auftraggeber auf eine Differenzierung der einzelnen Produktionsformen bzw. Ladungsar-
ten, da die vorhandene Sekundärdatenlage keine zulässigen Schlussfolgerungen zugelassen hätte.
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Die vergangene und zukünftige Entwicklung von Kosten und Preisen wird aufgrund von Erzeuger-
preisen und Vorausberechnungen aufbereitet.

Als Grundlage für die „Prognose für die einzelnen Marktsegmente bis 2030 unter Berücksichtigung
der Verkehrsverflechtungsprognose 2030“ (Kapitel 4.2) dient die in Kapitel 4.3 dargestellte Ab-
schätzung des zukünftigen Verkehrsaufkommens. Dabei wurde eine Matrix entwickelt, um die er-
wartete Verkehrsleistung in der Zukunft auf die Marktsegmente umzulegen. Eine weitergehende
Beschreibung des methodischen Ansatzes findet sich in dem betreffenden Kapitel.

Abschätzung des relevanten zukünftigen Verkehrsaufkommens und der Verkehrsleistung

SCI Verkehr erstellt eine eigene Prognose zur zukünftigen Entwicklung der Verkehrsleistung bzw.
des Verkehrsaufkommens auf Basis der einzelnen Gütergruppen, die im Schienengüterverkehr
transportiert werden. Dabei wird von verschiedenen Treibern ausgegangen, die sich auf Aufkom-
men und Leistung auswirken werden. Aufgrund der gütergruppen-genauen Analyse und Prognose
ist es möglich, auch Treiber zu berücksichtigen, die sich nur auf einzelne Teile der Transportleistung
auswirken. Eine ausführliche Methodenbeschreibung findet sich in Kapitel 4.3.

Auswirkung der Förderung (ex post/ex ante) und Entwicklung des Fördermittelbedarfs

Bei der Analyse der Auswirkung der Förderung und der Entwicklung des Fördermittelbedarfs wurde
auf verschiedene Ergebnisse der vorhergehenden Kapitel des Evaluierungsberichts zurückgegrif-
fen (z.B. Abschätzung des eingesparten CO2-Ausstoßes als Wirkung der Trassenpreisförderung,
Kosten- und Kostenentwicklung in der Produktion des SGV etc.). Dieser Input wurde in Modellrech-
nungen verwendet, um Auswirkung und Fördermittelbedarf unter Annahme verschiedener Grenz-
parameter darzustellen. Eine Beschreibung der Annahmen, Grenzbedingungen und Input-Parame-
ter erfolgt in den verschiedenen Unterkapiteln. Weiterhin wurden die Ergebnisse unter Verwendung
von Sekundärquellen bewertet und konkrete qualitative Aussagen abgeleitet.

1.2.4 Anpassungsvorschläge zur Förderung

Die Anpassungsvorschläge zur Förderung wurden in einem mehrstufigen und partizipativen Verfah-
ren erarbeitet. Basis der Anpassungsvorschläge ist die zusammenfassende Bewertung der TraFöG,
die auf Grundlage aller zuvor unternommenen Schritte formuliert wurde. Dabei wurde besonderes
Augenmerk darauf gelegt, die Defizite der Förderung bei der Zielerreichung einerseits und die Kri-
tikpunkte der Verbände und EVU (abgeleitet aus den Interviews und der Online-Befragung) ande-
rerseits ins Zentrum der zu erarbeitenden Vorschläge zu stellen.

Darauf aufbauend wurden zunächst fünf grundsätzliche Optionen formuliert, mit denen identifi-
zierte Defizite der bisherigen Förderpraxis adressiert werden könnten. Diese Optionen wurden zu-
nächst mit den Programmeignern in Gesprächen diskutiert. Dabei wurden die spezifischen Vor- und
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Nachteile herausgearbeitet und Ansätze und Hemmnisse für eine konkrete juristische Umsetzung
benannt.

Die fünf Vorschläge wurden mit ihren positiven und kritischen Aspekten im Anschluss in einem
Experten-Workshop am 21.09.2021 vorgestellt, zu dem neben den Programmakteuren und dem
Evaluations-Team auch Vertreter der Bahnbranche und der Industrie eingeladen waren. In diesem
Workshop war es das Ziel, gemeinsam mit den unmittelbaren Betroffenen der TraFöG die mögli-
chen Anpassungen der Förderung bzgl. Vor- und Nachteilen abzuwägen und Empfehlungen aufzu-
nehmen, was im Rahmen der Evaluation als Vorschlag weiterverfolgt und im Hinblick auf eine mög-
liche Umsetzung v.a. juristisch weiter konkretisiert werden sollte. Zudem konnten durch die Teil-
nehmenden weitere Vorschläge eingebracht werden.

Für die in der Stakeholder-Konsultation als besonders sinnvoll erachteten Anpassungsvorschläge
wurden im Anschluss durch das Evaluations-Team Best Practices aus anderen EU-Ländern heran-
gezogen und auf ihre Übertragbarkeit hin überprüft. Um deren Übertragbarkeit auf den deutschen
Rechtsrahmen zu prüfen, wurden einschlägige Rechtsnormen ermittelt und mit rechtswissen-
schaftlichen Methoden untersucht. Anhand der ermittelten Rechtslage erfolgte im Wege juristi-
scher Auslegung und Subsumtion eine Abgrenzung des Anwendungsbereichs. Gesetzesbegründun-
gen, Kommentare und Artikel in Fachzeitschriften dienten dabei als Hilfestellung.

Für die Darstellung des rechtlichen Rahmens war ebenfalls sowohl das europäische als auch das
nationale Recht ausschlaggebend. Hintergrund ist, dass es sich um eine Beihilfe handelt, die einer
Notifizierung der Kommission bedarf. Ebenfalls sind Zuwendungen auch nach dem Haushaltsrecht
nur unter bestimmten Voraussetzungen zulässig.

Daneben bilden europäische Rechtssätze die Basis für das nationale Trassenpreissystem, das sehr
eng mit der Förderung verwoben ist. Die europäische Richtlinie 2012/34/EU zur Schaffung eines
einheitlichen europäischen Eisenbahnraums enthält Vorgaben für die Erhebung der Trassenpreise,
die für die Mitgliedsstaaten gelten und von Deutschland mit dem Eisenbahnregulierungsgesetz
umgesetzt worden ist. Um die Wirklogik der Trassenpreisförderung nachvollziehen zu können, er-
folgte daher eine Einordnung im bestehenden Trassenpreissystem. Gleichzeitig konnten so die we-
sentlichen Eckpunkte im Gesamtverkehrssystem und im intermodalen Wettbewerb ausgemacht
werden, in die die TraFöG eingebunden ist.



Seite 13

2 Hintergrund und Beschreibung der Förderung

2.1 Entstehung und politisches Umfeld der Förderung

Hintergründe und Einberufung des Runden Tischs Schienengüterverkehr

Die Förderrichtlinie ist eine der fünf Sofortmaßnahmen des Masterplans Schienengüterverkehr,
der im Juni 2017 beschlossen wurde. Um den Hintergrundimpuls der TraFöG zu analysieren, ist
daher der Hintergrund des Masterplans zu berücksichtigen. Entwickelt wurde der Masterplan vom
„Runden Tisch Schienengüterverkehr“, welcher vom Bundesverkehrsministerium (BMVI) 2016 ins
Leben gerufen wurde. Teil davon sind Vertreter und Vertreterinnen der Branche, darunter Ver-
bände, Verlader, Logistiker, die DB und die Wissenschaft. Die Zusammenarbeit des „Runden Ti-
sches“ erfolgte in den Arbeitsgruppen „Infrastruktur“, „Produktion“ und „Rahmenbedingungen“.
Das Ziel war, ein vollumfassendes Konzept zur Stärkung des SGV zu erstellen.2 Der Masterplan
Schienengüterverkehr folgt den Programmen „Masterplan Güterverkehr und Logistik“ (2008) und
dem „Aktionsplan Güterverkehr und Logistik-nachhaltig und effizient in die Zukunft“ (2015) nach.
Allerdings konzentrierten sich diese Vorgänger nicht allein auf den Schienengüterverkehr, denn die
Mehrheit der Maßnahmen betraf den Straßengüterverkehr.3 Damit einher ging, dass es sich bei
den für den SGV enthaltenen Maßnahmen vor allem um Verbesserungsinnovationen handelte, die
die Qualität verbessern, die Kosten senken oder neue technische Möglichkeiten bieten sollten.4

Daraus folgt, dass die Konzentration auf den Schienengüterverkehr im aktuellen Masterplan ein
neu getätigter Schritt war.

Als ausschlaggebender Punkt für die Einberufung des Runden Tisches lässt sich die Marktsituation
des SGV zum damaligen Zeitpunkt ausmachen. Der Schienengüterverkehr war in den Jahren
2015/2016 in einer schlechten wirtschaftlichen Lage, denn während der gesamte Güterverkehr
zunahm, stagnierte der Anteil des Schienengüterverkehrs seit den 1990er Jahren und lag 2016
bei ca. 18 %.5 Die Marktlage bedeutete, dass nur sehr geringe Margen möglich waren und Investi-
tionen gehemmt wurden. In der Folge drohten Eisenbahnverkehrsunternehmen (EVU) der Situation
nicht mehr Stand halten zu können und vom Markt wegzubrechen.6 Für die Zukunft wird insgesamt
eine weitergehende Steigerung des Güterverkehrs bis 2030 prognostiziert. In Zahlen bedeutet
dies, dass gegenüber 2010 mit einer Steigerung von 40 % gerechnet wird. Gleichzeitig sind die
Ziele im Klimaschutz im Mobilitätssektor und dafür gesetzte Energiereduktionsziele zu erreichen:

2 VDV (2018): Masterplan Schienengüterverkehr, abrufbar unter: ibs-ev.com/wp-content/uploads/2018/04/20180313_IBS_Master-
plan-SchGV.pdf (zuletzt aufgerufen am 5.7.21).
3 BMVI (2015): Aktionsplan Güterverkehr und Logistik- nachhaltig und effizient in die Zukunft, abrufbar unter: bmvi.de/Shared-
Docs/DE/Publikationen/G/aktionsplan-gueterverkehr-und-logistik.pdf?__blob=publicationFile (zuletzt aufgerufen am 5.7.21); Master-
plan Güterverkehr und Logistik, 2008, abrufbar unter: .bmvi.de/blaetterkatalog/catalogs/218060/pdf/complete_print.pdf (zuletzt
aufgerufen am 5.7.21).
4 Müller/Liedtke/Lobig (2017): Chancen und Barrieren im deutschen Schienengüterverkehr: Eine innovationstheoretische Perspek-
tive, zfv 178 (181).
5 UBA (2021): Fahrleistungen, Verkehrsleistungen und „Modal Split“, abrufbar unter: umweltbundesamt.de/daten/verkehr/fahrleis-
tungen-verkehrsaufwand-modal-split#fahrleistung-im-personen-und-guterverkehr (zuletzt aufgerufen 23.4.2021).
6 Hintergrundinformation BMVI.
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Um 40 % soll der gesamte Energieendverbrauchs bis 2050 gemindert werden7 , ohne die Wirtschaft
zu stark zu belasten.8 Im Schienengüterverkehr kann dies nur im Wege der Energieeffizienz, also
dem Energiebedarf pro Trassenkilometer, erfolgen.9 Im Straßenverkehr sind bis 2030 Effizienzstei-
gerungen bis zu 34 % zu erwarten.10 Demgegenüber ist aufgrund des niedrigen Energiebedarfs
beim Schienengüterverkehr (SGV) durch die Verlagerung auf die Schiene eine beachtliche Steige-
rung der Transportleistung bei gleicher Energiemenge von 75 % möglich.11 Der Vorteil der Verlage-
rung zeichnet sich auch dadurch aus, dass gleichzeitig die Treibhausgasemissionen gemindert wer-
den, da ein (mehrheitlicher) Wechsel von Diesel zu Strom stattfinden würde. Es zeigt sich daher,
dass ohne eine Verlagerung des Modal Splits die klimapolitischen Ziele nicht erreicht werden kön-
nen.

Ergebnis des Runden Tisches und Umsetzung der TraFöG

Ergebnis des Runden Tisches war der „Masterplan Schienengüterverkehr“. Darin werden zehn kon-
krete Handlungsfelder zur Förderung des Schienengüterverkehrs erkannt, diesen Maßnahmen
bzw. Meilensteine zugeordnet sowie fünf Sofortmaßnahmen beschlossen. Die Maßnahmen werden
in zeitlicher Hinsicht festgelegt und die jeweiligen Akteure benannt. Dabei werden nicht nur politi-
schen Institutionen wie Behörden, dem BMVI und der EU, sondern auch den Eisenbahninfrastruk-
turunternehmen (EIU) und Verbänden kurzfristige und dauerhafte Maßnahmen zugeteilt. Die För-
derung der Trassenentgelte wurde korrespondierend zum Bundesprogramm „Zukunft Schienengü-
terverkehr“ als Sofortmaßnahme des Bundes erfasst, terminlich dem Anfang der folgenden Legis-
laturperiode zugeordnet12 und gehört bezüglich der Arbeitsgruppen zu den Verbesserungen der
Rahmenbedingungen.

Auch wenn bei der Verfassung des Masterplans Schienengüterverkehrs Stakeholder miteinbezo-
gen worden sind und die Trassenpreisförderung davon ein Bestandteil ist, war doch die genaue
Ausgestaltung ein rein exekutiver Vorgang.13 Grundsätzlich galt es zu überprüfen, welches politi-
sche Instrument dafür am wirksamsten erscheint. So hätten auch entsprechende Regelungen in
das 2016 verabschiedete Eisenbahnregulierungsgesetz einfließen können. Die letztendliche Ent-
scheidung für eine finanzielle Förderung bedeutet zeitgleich jedoch die Ablehnung einer rein regu-
lativen Lösung. Konkret erfolgt die Trassenpreisförderung durch eine Reduzierung der Kosten, die
durch die Nutzung öffentlicher Infrastruktur entstehen. In den verbleibenden möglichen Handlungs-
feldern (des eigenen investiven Agierens oder des Anschubs von Innovationen) wirkt die öffentliche

7 BMWi (2010): Energiekonzept für eine umweltschonende, zuverlässige und bezahlbare Energieversorgung, abrufbar unter:
bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/E/energiekonzept-2010.pdf?__blob=publicationFile&v=5 (zuletzt aufgerufen am 5.7.21).
8 Lobig/Liedtke/Lischke et al. (2016): Verkehrsverlagerungspotenzial auf den Schienengüterverkehr, abrufbar unter: bmvi.de/Shared-
Docs/DE/Anlage/G/MKS/studie-verkehrsverlagerungspotenzial-schienengueterverkehr.pdf?__blob=publicationFile (zuletzt aufgerufen
am 18.6.21).
9 ebenda
10 Shell (2016): Shell-Nutzfahrzeugstudie Diesel oder Alternative Antriebe- Womit fahren LKW und Bus morgen? abrufbar unter:
elib.dlr.de/108867/1/JA_1732_NFZ_Studie_Doppelseiten.pdf (zuletzt aufgerufen am 5.7.21).
11 Lobig/Liedtke/Lischke et al. (2016): Verkehrsverlagerungspotenzial auf den Schienengüterverkehr, abrufbar unter:
bmvi.de/SharedDocs/DE/Anlage/G/MKS/studie-verkehrsverlagerungspotenzial-schienengueterverkehr.pdf?__blob=publicationFile
(zuletzt aufgerufen am 18.6.21).
12 BMVI (2017): Masterplan Schienengüterverkehr, abrufbar unter: bmvi.de/SharedDocs/DE/Publikationen/E/masterplan-schienen-
gueterverkehr.pdf?__blob=publicationFile zuletzt aufgerufen am 15.6.2021.
13 Hintergrundinformation BMVI.
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Hand beispielsweise bereits durch die Anschlussförderung, das Bundesprogramm Schienengüter-
verkehr oder die Finanzierung von BVWP-Schienenprojekten.14

2.2 Ziele und inhaltliche Legitimation der Förderung

Um die Wirksamkeit der Richtlinie vollständig zu evaluieren, sind die erstrebten Ziele als Maßstäbe
zu definieren. Zur Analyse der gesetzten Ziele ist die Richtlinie selbst sowie die Präambel heranzu-
ziehen. Da bereits in dieser auf nationale und europäische Klimaschutzziele und den europäischen
Schienengüterverkehr Bezug genommen wird, werden die herausgearbeiteten Ziele in den rechtli-
chen und politischen Kontext in nationaler und europäischer Hinsicht eingebettet. § 1 Abs. 1 der
TraFöG stellt die Förderziele zunächst konkretisiert auf. Darunter fällt die Stärkung der Wettbe-
werbsfähigkeit, der Umweltschutz und die Verlagerung des Modal Splits. Damit ist festzuhalten,
dass die Ziele in die Bereiche Wirtschaft, Verkehr und Umwelt differenziert werden können. Jedoch
kann eine fest umrissene Abgrenzung nicht ausgemacht werden, da sich die Bereiche gegenseitig
beeinflussen und voneinander abhängen.

Wirtschaftspolitische Ziele

Als Ausgangspunkt für konkrete Ziele im Verkehrssektor und in der Umwelt ist das wirtschaftliche
Ziel der Förderung der Wettbewerbsfähigkeit des SGV im Güterverkehr zu sehen (§ 1 Abs. 1 S. 1
af-TP). Die Richtlinie gilt als eine der Sofortmaßnahmen aus dem Masterplan Schienenverkehr, der
im Juni 2017 beschlossen wurde und eine verbesserte und modernisierte Wettbewerbsfähigkeit
als eines der Leitbilder für den zukünftigen Schienenverkehr definiert.15 Im Zuge dessen wird ein
ökonomisch effektiver Schienenverkehr gefordert, um den Modal Split zu erhöhen.16 Als ein Grund
für die gegenwärtige Aufteilung des Güterverkehrs werden vor allem die hohen Kosten im SGV an-
geführt, die den Wettbewerb erschweren.17 Belastungen durch Steuern, Abgaben und Trassen-
preise stehen einem gefallenen Dieselpreis und einem sinkenden Mautsatz gegenüber.18 Ein nied-
riger Trassenpreis auf einem wettbewerbsfähigen Niveau soll den Marktanteil unmittelbar erhöhen,
da so die Produktionskosten der Güterbahnen deutlich gesenkt werden.19 Ein wesentlicher Be-
standteil der Förderziele besteht demnach darin, dass die EVU die Trassenförderung bei der eige-
nen Preisgestaltung gem. § 6 Abs. 7 S. 1 af-TP berücksichtigen und ihnen zusätzliche Spielräume
für eigene Investitionen verschafft werden20, sodass der Schienengüterverkehr modernisiert21 und
langfristig die Nachfrage für den Schienensektor erhöht wird22.

In Hinblick auf den europäischen Binnenmarkt strebt die EU ebenfalls ein leistungs- und somit
wettbewerbsfähiges Eisenbahnsystem an23, weiß jedoch um die fehlende Konkurrenzfähigkeit des

14 Hintergrundinformation BMVI.
15 BMVI (2017): Masterplan Schienengüterverkehr, abrufbar unter: bmvi.de/SharedDocs/DE/Publikationen/E/masterplan-schienen-
gueterverkehr.pdf?__blob=publicationFile zuletzt aufgerufen am 15.6.2021.
16 ebenda
17 ebenda
18 ebenda
19 ebenda
20 ebenda
21 BT-Drs. 19/15340, 39.
22 BMVI (2017): Masterplan Schienengüterverkehr, abrufbar unter: bmvi.de/SharedDocs/DE/Publikationen/E/masterplan-schienen-
gueterverkehr.pdf?__blob=publicationFile zuletzt aufgerufen am 15.6.2021.
23 RL 2012/34/ EU: Erwägungen Abs. 3 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32012L0034&from=DE
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Schienengüterverkehrs.24  Bereits die Verabschiedung des „Ersten Eisenbahnpakets“ 2001 hat
das grundlegende Ziel der Union, den Schienengüterverkehr im intermodalen Wettbewerb zu stär-
ken, deutlich gemacht.25 Im aktuellsten Weißbuch der EU zu einem gemeinsamen Verkehrssystem
wird das Potential des Schienengüterverkehrs für mittlere und längere Strecken zwar betont, je-
doch ein struktureller Wandel gefordert, damit der SGV dem Wettbewerb überhaupt standhalten
kann.26 Dazu wird im Rahmen des „vierten Eisenbahnpakets“ mit der Richtline 2012/34/EU, er-
klärt, dass Unterschiede zwischen Verkehrsträgern aufgrund von Entgeltregelungen, die zu Verzer-
rungen des Wettbewerbs führen, minimal zu halten sind.27

Verkehrspolitische Ziele

In puncto Verkehr zielt die Förderrichtline vor allem darauf ab, den Anteil des Schienengüterver-
kehrs im Modal Split „zu halten und zu verbessern“ (§ 1 Abs. 1 S. 2 af-TP). Bezieht man die Erwar-
tung mit ein, dass der Güterverkehr bis 2030 gegenüber 2010 insgesamt um 40 % zunehmen
wird,28 bedeutet das für den SGV eine deutliche Leistungssteigerung. Das Maßnahmenbündel, das
aus dem Masterplan Schienengüterverkehr hervorgeht, soll insgesamt den Anteil des SGV im ge-
samten deutschen Güterverkehr sogar deutlich erhöhen.29 Ein Baustein dafür soll die bereits be-
schriebene Wettbewerbsfähigkeit durch niedrigere Trassenpreise darstellen. Daneben besteht die
Annahme, dass Investitionen, die aufgrund der Förderung getätigt werden, die Infrastruktur stär-
ken, da eine leistungsfähige Infrastruktur elementare Grundvoraussetzung für einen attraktiven
Schienengüterverkehr ist.30

In Hinblick auf übergeordnete Ziele stimmen die europäischen Zielsetzungen mit den innerdeut-
schen überein. Die Steigerung im Modal Split wird im Weißbuch „Fahrplan zu einem einheitlichen
Verkehrsraum- hin zu einem wettbewerbsorientierten und ressourcenschonenden Verkehrssys-
tem“ überdies in Zahlen präzisiert. Eines der zehn Ziele des „Fahrplans“ ist, den Güterverkehr auf
mittleren und langen Strecken bis 2030 zu 30 % und bis 2050 zu 50 % auf den Schienen- und
Schiffsverkehr zu verlagern.31 Grund für die nötige Verlagerung ist neben Herausforderungen im
Umwelt- und Klimaschutz aus Sicht der EU auch eine Überlastung der Straße32

Umweltpolitische Ziele

Effektiver Umwelt- und Klimaschutz ist ebenfalls ein besonders wesentliches Ziel der TraFöG. Be-
reits in § 1 Abs. 1 S. 1 wird die Umweltfreundlichkeit des Schienengüterverkehrs betont. Zum

24 Weißbuch Rn. 26; OJ C 184, 22.7.2008, S. 13–31, Rn. 3
25 Pechstein/Nowak/Häde in Frankfurter Kommentar EUV/ GRC/ AEUV, 1. Auflg. Art. 90 AEUV, Rn. ?? (meine Pdf S. 9 à beck.online
schauen)
26 Europäische Kommission (2011): Weißbuch: „Fahrplan zu einem einheitlichen Verkehrsraum- Hin zu einem wettbewerbsorientier-
ten und ressourcenschonenden Verkehrssystem“ Rn. 26 https://eur-lex.europa.eu/legal-con-
tent/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52011DC0144&from=DE
27 RL Erwägungen Abs. 64
28 BMVI (2017): Masterplan Schienengüterverkehr, abrufbar unter: bmvi.de/SharedDocs/DE/Publikationen/E/masterplan-schienen-
gueterverkehr.pdf?__blob=publicationFile zuletzt aufgerufen am 15.6.2021.
29 ebenda
30 ebenda
31 Europäische Kommission (2011): Weißbuch: „Fahrplan zu einem einheitlichen Verkehrsraum- Hin zu einem wettbewerbsorientier-
ten und ressourcenschonenden Verkehrssystem“ Rn. 26 https://eur-lex.europa.eu/legal-con-
tent/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52011DC0144&from=DE
32 OJ C 184, 22.7.2008, S. 13–31, Rn. 2.
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anderen geht ausdrücklich aus der Präambel hervor, dass der Schienengüterverkehr als klimascho-
nender Verkehrssektor die Erreichung der deutschen und europäischen Klimaschutzziele bezwe-
cken soll.

Ein Strategiepapier des Bundes, das in der Präambel genannt wird, ist das Aktionsprogramm Kli-
maschutz 2020. Das Programm, das am 03.12.2014 vom Bundeskabinett beschlossen wurde,
enthält Maßnahmen, die bis 2020 umgesetzt werden sollten, um das deutsche Ziel zu erreichen,
die Treibhausgasemissionen um mindestens 40 Prozent gegenüber 1990 zu reduzieren.33 Darun-
ter fällt auch die klimafreundliche Gestaltung des Güter- und Personenverkehrs. Hauptsächlich
wird dies im „Baustein 3: Klimaschutzmaßnahmen im Verkehrssektor“ adressiert: Die Stärkung
des Schienenverkehrs wird hier neben weiteren umweltfreundlichen Verkehrsmitteln (öffentlicher
Verkehr, Fahrrad) sowie dem verstärkten Einsatz elektrischer Antriebe und der Förderung der Effi-
zienz von Antrieben bei Kraftfahrzeugen als wichtiger Schwerpunkt der Maßnahmen in diesem Sek-
tor benannt.34

Der Klimaschutzplan 2050 aus dem November 2016 bekräftigt und spezifiziert Deutschlands Kli-
maschutzzielen nach dem Pariser Abkommen.35 Damit einher gehen branchenspezifische und vor
allem höhere Ziele für die CO2-Einsparung bis 2030. Für den Verkehrssektor bedeutet dies eine
Senkung gegenüber 1990 von 40-42 %.36  Besonders herausfordernd ist dabei, dass der Verkehrs-
sektor einen Anteil von 18 % an den gesamten deutschen CO2-Emissionen hat und im Jahr 2014
der Treibhausgasausstoß dieses Sektors in etwa so hoch war wie 1990.37 Dies hängt mit der Ver-
vierfachung des Verkehrsaufkommens im Personen- und Güterverkehr seit 1960 zusammen.38 Vor
dem Hintergrund gängiger Prognosen, dass sich dieser Trend fortsetzt39, ist eine Verlagerung des
Modal Splits auf emissionsarme Verkehrsträger eine wichtige Säule in der Dekarbonisierung des
gesamten Verkehrssektors.40 Der konkrete Vergleich zeigt, dass der Schienengüterverkehr mit ei-
nem CO2-Ausstoß von 17 g/tkm gegenüber dem Straßengüterverkehr mit 111 g/tkm deutlich um-
weltfreundlicher ist.41 Folgerichtig sieht der Klimaschutzplan 2050 eine Stärkung des Schienengü-
terverkehrs vor und der Masterplan Schienengüterverkehr spezifiziert dies mit einem konkreten
und langfristigen Konzept, von dem geförderte Trassenpreise ein Teil sind.42

Im Hinblick auf europäische Ziele plante die EU 2011 für den Verkehrssektor eine Senkung des
CO2- Ausstoßes bis 2050 zwischen 54 und 67 %.43 Möglichkeiten für den Güterverkehrssektor

33 BMU (2014): Aktionsprogramm Klimaschutz 2020, abrufbar unter: bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Aktionspro-
gramm_Klimaschutz/aktionsprogramm_klimaschutz_2020_hintergrund_bf.pdf (zuletzt aufgerufen am 15.6.21).
34 ebenda
35 ebenda
36 ebenda
37 ebenda
38 ebenda
39 BMVI (2017): Masterplan Schienengüterverkehr, abrufbar unter: bmvi.de/SharedDocs/DE/Publikationen/E/masterplan-schienen-
gueterverkehr.pdf?__blob=publicationFile zuletzt aufgerufen am 15.6.2021.
40 BMU (2016): Klimaschutzplan 2050, abrufbar unter: bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Aktionsprogramm_Klima-
schutz/aktionsprogramm_klimaschutz_2020_hintergrund_bf.pdf zuletzt aufgerufen am 15.6.2021.
41 UBA (2021): Emissionsdaten, https://www.umweltbundesamt.de/themen/verkehr-laerm/emissionsdaten#HBEFA (zuletzt aufgeru-
fen 29.4.2021)
42 Gefordert in BMU (2016): Klimaschutzplan 2050, https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Klimaschutz/klima-
schutzplan_2050_bf.pdf und umgesetzt durch BMVI (2017): Masterplan Schienengüterverkehr, abrufbar unter: bmvi.de/Shared-
Docs/DE/Publikationen/E/masterplan-schienengueterverkehr.pdf?__blob=publicationFile (zuletzt aufgerufen am 29.7.21).
43 Europäische Kommission (2011): Fahrplan für den Übergang zu einer wettbewerbsfähigen Co2-armen Wirtschaft, S. 6, abrufbar
unter: eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2011:0112:FIN:de:PDF.
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werden in der Förderung umweltfreundlicher Kraftstoffe, aber genauso in einer möglichst großen
Rolle des umweltfreundlichen Schienengüterverkehrs erkannt.44 Die präzise Absicht, den SGV zu
fördern, stimmt mit dem europäischen Grundgedanken überein, dass Umweltziele gem. Art. 3 EUV,
Art. 6, 191 AEUV auch in der gemeinsamen Verkehrspolitik zu verfolgen sind und vervollständigt
sich insoweit, dass die EU gem. Art. 93 AEUV staatliche Beihilfen für den Schienenverkehr geneh-
migt, um externe Umweltkosten zu senken, die in anderen Sektoren höher ausfallen.45

2.3 Rahmenbedingungen und Förderpraxis

Gem. § 6 Abs. 1 af-TP46 stellt die Förderung nach der eine staatliche Subvention im Sinne von §
264 des Strafgesetzbuchs (StGB) in Verbindung mit § 2 Subventionsgesetz (SubvG) dar und wird
als nicht-rückzahlbarer (sog. verlorener) Zuschuss gewährt (§ 5 Abs. 1 S. 1 af-TP). Es handelt sich
um eine Erhaltungssubvention.47 Sinn und Zweck dieser ist es, mit dem Schienengüterverkehr ei-
nen gesellschaftlich und politisch relevanten Sektor zu unterstützen.48 Rechtsgrundlage der Förde-
rung ist das Haushaltsgesetz in Verbindung mit der TraFöG.

Haushalts- und Zuwendungsrecht

Um eine vollständige rechtliche Einordnung zu gewähren, werden die rechtlichen Grundlagen des
Haushalts- und Zuwendungsrechts im Verfassungsrecht aufgezeigt. Dies ermöglicht spätere Ver-
weisungen von Prinzipien und Grundsätzen, die sich aus dem Grundgesetz ergeben.

Die rechtlichen Grundlagen für das Haushalts- und Zuwendungsrecht finden sich in den Arti-
keln 104a bis 115 Grundgesetz (GG). Auch im Finanzwesen gilt das in Art. 20 Abs. 1 GG verankerte
Bundesstaatsprinzip und die staatliche Aufgabenverteilung gem. Art. 30 GG, was sich in Arti-
kel 104a und Art. 109 Abs. 1 GG widerspiegelt. Danach knüpft die Finanzierungskompetenz ak-
zessorisch an die grundsätzlich geltende Kompetenzverteilung an49 und Bund und Länder sind in
ihrer Haushaltswirtschaft eigenverantwortlich und unabhängig.50 Jeweils sind sie gemäß Artikel
109 Abs. 2 GG verpflichtet, den Grundsatz des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts und der
Haushaltsdisziplin zu wahren. Für letzteres wird dem Bund eine Gesetzgebungsbefugnis gem. Art.
109 Abs. 4 GG eingeräumt. So können durch Bundesgesetze gemeinsam geltende Grundsätze für
das Haushaltsrecht festgelegt werden.51 Mit dem Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) hat der Bund
solche Regelungen für die Haushaltsgesetzgebung aufgestellt. Ein gesamtwirtschaftliches Gleich-
gewicht zu halten, stellt eine Staatszielbestimmung dar, welche im Rahmen des Stabilitätsgesetzes

44 Kom/ 2011/ 144: S. 7 Rn. 24
45 OJ C 184, 22.7.2008, S. 13-31, Rn. 102f.
46 Richtlinie zur Förderung des Schienengüterverkehrs über eine anteilige Finanzierung der genehmigten Trassenentgelte (af-TP) vom
10.12.2018.
47 BT-Drs. 19/15340, 271.
48 Bundeszentrale für politische Bildung, Subventionen, abrufbar unter: Subventionen | bpb (zuletzt aufgerufen am 2.7.2021)
49 Schwarz (2021): Das Finanz- und Haushaltsverfassungsrecht des Grundgesetzes (Art. 104a-115 GG) – Teil II Staatshaushalt (Art.
109-115), JA 2021, 276.
50 BMF (2015): Das System der öffentlichen Haushalte, abrufbar unter: bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardarti-
kel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/Bundeshaushalt/Haushaltsrecht_und_Haushaltssystematik/das-system-der-oeffentlichen-haus-
halte-anl.pdf?__blob=publicationFile&v=5 (zuletzt abgerufen am 15.6.2021).
51 Schwarz (2021): Das Finanz- und Haushaltsverfassungsrecht des Grundgesetzes (Art. 104a-115 GG) – Teil II Staatshaushalt (Art.
109-115), JA 2021, 277.
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(StabG) einfachgesetzlich durch ein Bundesgesetz normiert ist (§ 1 S. 1 StabG).52 Es wird gem.
§ 1 S. 2 StabG formuliert, Preisstabilität, hohen Beschäftigungsgrad und außenwirtschaftliches
Gleichgewicht bei angemessenem Wirtschaftswachstum als Teilziele des gesamtwirtschaftlichen
Gleichgewichts zu bewahren.

Die darauffolgenden Artikel (Art. 110 f. GG) betreffen die Haushaltswirtschaft, insbesondere die
Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans, die Haushaltsgrundsätze, also auch die Haus-
haltskontrolle. Bei der Haushaltsmittelverwendung gem. Art. 110 Abs. 1 GG ist zwischen der
Vergabe von Aufträgen und der Bewilligung von Zuwendungen, worunter auch staatliche Beihilfen
fallen, zu differenzieren. Letztere werden gem. § 14 HGrG in Verbindung mit §§ 23, 44 Bundes-
haushaltsordnung (BHO) bzw. nach landesrechtlichen Vorgaben bewilligt.53 Für die Vergabe öffent-
licher Aufträge gilt der Grundsatz der öffentlichen Ausschreibung gem. § 30 HGrG, § 55 BHO und
landesrechtlicher Regelungen.

Bei der anteiligen Förderung nach der TraFöG handelt es sich nach dem Haushalts- und Zuwen-
dungsrecht um eine Zuwendung gem. § 23 BHO. Darunter werden Leistungen des Bundes ver-
standen, die an Stellen außerhalb der Bundesverwaltung zu Erfüllung bestimmter Zwecke gewährt
werden, an deren Erfüllung der Bund ein erhebliches Interesse hat, das ohne die Zuwendung nicht
oder nicht im notwendigen Umfang befriedigt werden kann. Zum einen vermittelt die Förderung
nach der TraFöG den EVU finanzielle Vorteile, da sie im Ergebnis geringere Trassenentgelte zahlen
müssen. Das Vermögen der Leistungsempfänger wird dadurch im Sinne des Haushaltsrechts be-
wusst und zweckgerichtet vermehrt, obwohl die EVU darauf keinen rechtlichen Anspruch haben
(Nr. 1.2.1 f. zu § 23 Verwaltungsvorschriften der Bundeshaushaltsordnung (VV-BHO)). Dabei han-
delt es sich um fremdes Vermögen, weil sowohl die DB Netz AG als Erstempfängerin, als auch die
EVU als Letztempfänger Stellen außerhalb der Bundesverwaltung darstellen. Überdies erfolgt die
Leistung freiwillig und in der Höhe nach Ermessen gem. § 1 Abs. 3 S. 3 af-TP. Es ist dabei erforder-
lich, dass die Zuwendungen nach der Richtlinie auch die materielle Veranschlagungsvoraussetzun-
gen gem. § 23 BHO erfüllen.54

Eine Voraussetzung für diese Praxis ist das Vorliegen des erheblichen Bundesinteresses. Dafür
muss der angestrebte Zweck der Zuwendung zu den Kompetenzen des Bundes zählen55, so dass
dieser für die Finanzierung tatsächlich zuständig ist gem. Art. 104a Abs. 1 GG, §§ 2, 6 BHO. Dies
ergibt sich vorliegend aus der Gesetzeskompetenz des Bundes bzgl. Eisenbahnen und insbeson-
dere Entgeltregelungen gem. Art. 73 Abs. 1 Nr. 6a in Verbindung mit Art. 87e GG. Hinsichtlich der
Erheblichkeit des Bundesinteresses genügt nicht jedes wünschenswerte oder sinnvolle Interesse56.
Eine Erheblichkeitsschwelle muss überschritten werden und dazu können vor allem politisch ge-
setzte Schwerpunkte maßgeblich sein.57 Der Zweck kann sowohl wirtschaftlicher, sozialer,

52 Schwarz/Reimer, Schwerpunktbereich- Einführung in das Finanz- und Haushaltsverfassungsrecht (Art. 104a. 115 GG), Jus 2007,
219 (221).
53 Dreher in Immenga/Mestmäcker, Wettbewerbsrecht, 6. Auflg. 2021, §§ 97 ff. GWB, Rn. 200.
54 Rossi in Gröpl BHO/ LHO, 2. Auflg. 2019, § 23 BHO, Rn. 26.
55 Rossi in Gröpl BHO/ LHO, 2. Auflg. 2019, § 23 BHO, Rn. 30.
56 BMF (2015): Das System der öffentlichen Haushalte, abrufbar unter: bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardarti-
kel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/Bundeshaushalt/Haushaltsrecht_und_Haushaltssystematik/das-system-der-oeffentlichen-haus-
halte-anl.pdf?__blob=publicationFile&v=5 (zuletzt abgerufen am 15.6.2021).
57 ebenda
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wissenschaftlicher als auch politischer Art sein.58 Nach dem Bundesverwaltungsgericht ist das Kri-
terium des erheblichen Bundesinteresses zu bejahen, wenn die Erfüllung des Zwecks für die Auf-
gabenstellung und Zielsetzung des Bundes besonders dienlich und dies mit möglichst geringen
Mitteln zu erreichen ist.59 Dagegen liegt das Bundesinteresse nicht vor, wenn eine Erfüllung der
Bundesaufgabe nicht erforderlich ist, die Aufgabenstellung an Bedeutung verloren hat oder der
Zweck sinnvoller durch Bundesverwaltung erreicht werden kann.60

Die Förderungen nach der Richtlinie zielen gem. § 1 Abs. 1 af-TP darauf, einen Anreiz für einen
wettbewerbsfähigen SGV zu setzen, um so dessen Modal Split-Anteil zu halten oder zu verbessern.
Hintergrund der Wettbewerbsförderung ist, dass der Schienengüterverkehr im Verhältnis zum Gü-
terverkehr auf der Straße umweltverträglicher ist, gleichzeitig aber Wettbewerbsnachteile aufweist.
Die Richtlinie stellt eine Sofortmaßnahme des Masterplans Schienengüterverkehr dar, der auf dem
Klimaschutzplan 2050 beruht und eine Senkung der Treibhausgase im Verkehrssektor anstrebt.
Das übergeordnete Ziel und Interesse des Bundes bzgl. der Richtlinie ist daher der Klimaschutz.
Dass dieser ein bedeutsames politisches Interesse darstellt, zeigt sich in verschiedenen Gesichts-
punkten. Zum einen geht aus der Staatszielbestimmung Art. 20 a GG das Klimaschutzgebot hervor,
welches den Staat zum effektiven Klimaschutz durch die Verringerung von Treibhausgasemissio-
nen verpflichtet.61 Daneben ist Deutschland Teil des Pariser Klimaschutzabkommens, das zum Ziel
hat, die Erderwärmung auf 1,5°C zu begrenzen. Der aktuelle Klimaschutzplan 2050 präzisiert die-
ses Ziel und definiert Maßnahmenbündel. Auch das Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 enthielt
bereits Ziele für die Emissionsverringerung und nahm konkret Bezug auf den Güterverkehr. Diese
Bezugnahme findet sich auch im Koalitionsvertrag zur 19. Legislaturperiode vom 12.03.2018 wie-
der. So bekennt sich der Bund dort zur Rolle des Klimaschutzvorreiters und versichert, die Klima-
schutzziele einzuhalten bzw. bestehende Lücken zu schließen.62 Außerdem wird auf den umwelt-
freundlichen Schienenverkehr hingewiesen und die Umsetzung des Masterplans Schienengüter-
verkehr angestrebt.63 Folglich ist nicht nur der Klimaschutz selbst, sondern auch dessen Umset-
zung durch die Stärkung des Schienengüterverkehrs als erhebliches Bundesinteresse einzustufen.
Es kann auch angenommen werden, dass die Erfüllung des Zwecks für die Aufgabenstellung des
Bundes dienlich ist und die (un-)mittelbare Bundesverwaltung diesen Zweck nicht wirtschaftlicher
und zweckmäßiger erfüllen kann. Die erste materielle Voraussetzung, das erhebliche Bundesinte-
resse gem. § 23 BHO, ist für die Förderung damit erfüllt.

Weiter wird in § 23 BHO vorausgesetzt, dass dieses erhebliche Bundesinteresse ohne die Zuwen-
dung nicht oder nicht im notwendigen Umfang befriedigt werden kann. Danach ist die Finanzierung
eines Vorhabens zunächst Aufgabe des Zuwendungsempfängers selbst und der Bund soll erst
zweitrangig bzw. subsidiär tätig werden.64 Ein Blick auf den Güterverkehrssektor zeigt, dass die

58 Burbat/v. Lewinski in NK-BHO, 1. Auflg. 2013, § 23 BHO, Rn. 18.
59 BVerwG Urt. v. 7.5.1975- C37.73, VII C 38.73= NJW 1975, 1850 (185).
60 Der Präsident des Bundesrechnungshofes (Kay Scheller) (2016): Prüfung der Vergabe und Bewirtschaftung von Zuwendungen-Typi-
sche Mängel und Fehler im Zuwendungsbereich, 2. Auflg. 2016 S. 33.
61 BVerfG Beschl. d. 1. Senats, 24.3.2021 -1BvR 2656/18-, Rn. 192f.
62 CDU, CSU, SPD, Ein neuer Aufbruch für Europa. Eine neue Dynamik für Deutschland. Ein neuer Zusammenhalt für unser Land. Koali-
tionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD. Koalitionsvertrag der 19. Legislaturperiode, 12.3.18, S. 17, 142f., abrufbar unter: bundes-
regierung.de/resource/blob/975226/847984/5b8bc23590d4cb2892b31c987ad672b7/2018-03-14-koalitionsvertrag-
data.pdf?download=1 (zuletzt aufgerufen 23.4.2021).
63 ebenda
64 Burbat/ v. Lewinski in NK-BHO, 1. Auflg. 2013, § 23 BHO, Rn. 20.
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gesamte Leistung des Güterverkehrs zwischen 1991 und 2019 um 75 % gestiegen ist.65 Am deut-
lichsten hat der Straßengüterverkehr mit 103 % zugenommen. Zwar ist auch der SGV gewachsen,
doch stagniert der Anteil des SGV im Modal Split seit 2000 zwischen 16-19 %.66 Die skizzierte
Entwicklung widerspricht den Klimaschutzzielen und erfordert ein politisches Eingreifen, um den
Güterverkehr zugunsten des klimafreundlichen SGV zu verlagern67 und dafür die intermodalen
Wettbewerbsbedingungen der Schiene zu verbessern.68 Der Rückblick hat jedoch verdeutlicht,
dass der SGV bzw. die EVU als Zuwendungsempfänger dies aus „eigener Kraft“ nicht erreichen
konnten. Ein Tätigwerden des Bundes ist daher gerechtfertigt, sofern nach dem Wirtschaftlichkeits-
und Sparsamkeitsprinzip gem. § 7 BHO gehandelt wird. Danach soll ein möglichst geringer Mitte-
leinsatz zu dem bestmöglichen Ergebnis führen. Außerdem legt § 6 BHO fest, dass die Mittelbereit-
stellung für die Erfüllung staatlicher Aufgaben notwendig sein muss. Dieses Notwendigkeitsprinzip
ist ein Unterfall des Wirtschaftlichkeitsprinzips und ist verfassungsrechtlich so auszulegen, dass
ein Ausgleich zwischen dem Sozialstaatsprinzip gem. Art. 20 Abs. 1, 28 Abs. 1 GG und den Grunds-
ätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit gem. Art. 114 Abs. 2, S. 1 GG geschaffen werden soll.
Für die Herangehensweise bedeutet dies, dass zunächst der Umfang der erwünschten Zielerrei-
chung festgelegt wird und anschließend ein besonders finanzressourcenschonender Mitteleinsatz
ausgearbeitet wird.69 Aus diesen genannten Prinzipien ergeben sich wiederum einzelne Grundsätze
für das Zuwendungsrecht. So gilt der Vorrang der Teil- vor der Vollfinanzierung (Nr. 2.2, 2.4 VV-BHO
zu § 44 BHO) und es besteht ein Vorrang von Bürgschaften, Garantien und rückzahlbaren Zuschüs-
sen (Nr. 3.1 VV-BHO zu § 44 BHO). Im Zuge einer erforderlichen Wirtschaftlichkeitsprüfung (§ 7
Abs. 2. S.1 BHO sowie Nr. 3.5 VV-BHO zu § 23 BHO) werden diese gewahrt. Die Ausarbeitung der
TraFöG erfolgte in einem sechs Monate langen Beratungsprozess zwischen dem Bundesverkehrs-
ministerium und dem Bundesfinanzministerium, der auch der Beantwortung von Fragen der Wirt-
schaftlichkeit diente.

Ergo ist die Förderung gemäß der TraFöG nach dem Haushalt- und Vergaberecht eine zulässige
Zuwendung gem. § 23 BHO und ist als Zuschuss einzuordnen, da es sich um eine einmalige bzw.
laufende Geldleistung des öffentlichen Haushalts gegenüber dem nicht öffentlichen Bereich han-
delt.70 Dieser Zuschuss ist nicht zurückzuzahlen und wird gem. § 5 Abs. 1, S. 1 af-TP im Wege der
Projektförderung gewährt. Charakteristisch werden spezifisch einzeln abgrenzbare Ausgaben des
Empfängers gefördert (Nr. 2.1 VV-BHO zu § 23 BHO). Diese sind zeitlich immer begrenzt, lassen die
Option einer Anschlussbewilligung jedoch zu, ohne dass ein grundsätzlicher Anspruch auf eine wei-
tere Bewilligung entsteht.71 Damit die Erfüllung des Zuwendungszwecks sowie die wirtschaftliche
Mittelverwendung sichergestellt wird, sind die Bewilligungsvorgaben gem. § 44 Abs. 1 BHO

65 UBA (2021): Fahrleistungen, Verkehrsleistungen und „Modal Split“, abrufbar unter: umweltbundesamt.de/daten/verkehr/fahrleis-
tungen-verkehrsaufwand-modal-split#fahrleistung-im-personen-und-guterverkehr (zuletzt aufgerufen 23.4.2021)
66 Allianz pro Schiene, Marktanteile: Der Erfolgskurs der Güterbahnen, abrufbar unter: allianz-pro-schiene.de/themen/gueterver-
kehr/marktanteile/ (zuletzt aufgerufen am 15.6.21).
67 BMVI (2017): Masterplan Schienengüterverkehr, abrufbar unter: bmvi.de/SharedDocs/DE/Publikationen/E/masterplan-schienen-
gueterverkehr.pdf?__blob=publicationFile zuletzt aufgerufen am 15.6.2021.
68 BMU (2016): Klimaschutzplan 2050, abrufbar unter: bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Aktionsprogramm_Klima-
schutz/aktionsprogramm_klimaschutz_2020_hintergrund_bf.pdf zuletzt aufgerufen am 15.6.2021..
69 Rossi in Gröpl: BHO/ LHO, 2. Auflg. 2019, § 6 BHO, Rn. 24.
70 BMF (2015): Das System der öffentlichen Haushalte, abrufbar unter: bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardarti-
kel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/Bundeshaushalt/Haushaltsrecht_und_Haushaltssystematik/das-system-der-oeffentlichen-haus-
halte-anl.pdf?__blob=publicationFile&v=5 (zuletzt abgerufen am 15.6.2021)..
71 Gröpl/Rossi, BHO/LHO 2. Auflg. 2019, § 23 BHO Rn. 23.
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einzuhalten.72 Die TraFöG bestimmt, dass nur unter den Voraussetzungen von § 23 BHO ausge-
zahlt wird und enthält mit der Verwendungsprüfung § 7 Abs. 1 af-TP das erforderliche Prüfungs-
recht einer zuständigen Stelle. Darüber hinaus sind die erforderlichen Vorschriften für die Mitwir-
kung des Bundesrechnungshofes gem. §§ 7 Abs. 3c, 14 af-TP vorhanden. Notwendige Regelungen
zu Verwendungsnachweisen gem. § 44 Abs. 1 S. 2 BHO sind in einem eigenen Verwendungsnach-
weisverfahren festgelegt (§ 7 Abs. 11 BHO). Auch die Voraussetzungen zur Bewilligung werden bei
der Förderung demzufolge beachtet. Festzuhalten ist zudem, dass die Zuwendung im Hinblick auf
die Finanzierungsart einen Anteil der zuwendungsfähigen Ausgaben der Empfänger festsetzt und
auf einen Höchstbetrag begrenzt ist, sodass es sich um eine Anteilfinanzierung handelt.73

Europarechtliche Zulässigkeit

Staatliche Beihilfen sind nach dem Europarecht nicht bzw. nur unter bestimmten Ausnahmen zu-
lässig. Der Begriff der staatlichen Beihilfe setzt nach Art. 107 Abs. 1 Vertrag über die Arbeitsweise
der Europäischen Union (AEUV) voraus, dass es sich „um staatliche oder aus staatlichen Mitteln
finanzierte Beihilfen gleich welcher Art, die durch die Begünstigung bestimmter Unternehmen oder
Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen drohen, … soweit sie den Han-
del zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen“ handelt.

Die TraFöG stellt eine Beihilfe gem. Art. 107 Abs. 1 AEUV dar, denn sie wird aus dem Bundeshaus-
halt über das Eisenbahnbundesamt (EBA) finanziert (§§ 1 Abs. 3, 7 Abs. 1 af-TP). Daneben begüns-
tigt die Richtlinie selektiv, da nur Eisenbahnverkehrsunternehmen segmentspezifisch finanzielle
Zuschüsse erhalten. Eine Wettbewerbsverzerrung74 ergibt sich bereits daraus, dass die Begünstig-
ten auf einem liberalisierten Schienenverkehrsmarkt75 mit Güterverkehrsunternehmen anderer
Verkehrsmodi im Wettbewerb stehen. Ferner ist die Richtlinie damit auch geeignet, sich auf diese
Märkte und den zwischenstaatlichen Handel auszuwirken. Der Ausschluss einer Beihilfe für Infra-
strukturbaumaßnahmen bei natürlichen Monopolen greift hier nicht, da es sich bei der TraFöG
nicht um die Förderung einer Baumaßnahme handelt. 76

In ihrem Beschluss vom 10.12.2018 hat die Europäische Kommission die TraFöG für rechtmäßig
und zulässig erklärt.77 Entscheidende Grundlage dieser Entscheidung bildet der Art. 93 AEUV. In-
nerhalb dessen wurde festgestellt, dass es sich bei der TraFöG um beihilfefähige Kosten handelt.
Entsprechend der Einschätzung der Kommission sind hiervon externe Kosten umfasst, die vermie-
den werden, wenn statt eines anderen Verkehrsträgers der Schienenverehr genutzt wird.78 Weiter-
hin zieht die Europäische Kommission eine Parallele zum Umweltschutz: Verwiesen wird insoweit
auf die Umweltziele, welche in Art. 3 Abs. 3 Vertrag über die Europäische Union (EUV) verankert
sind und demnach auch in der gemeinsamen Verkehrspolitik nach Artt. 6, 191 AEUV

72 BMF (2015): Das System der öffentlichen Haushalte, abrufbar unter: bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardarti-
kel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/Bundeshaushalt/Haushaltsrecht_und_Haushaltssystematik/das-system-der-oeffentlichen-haus-
halte-anl.pdf?__blob=publicationFile&v=5 (zuletzt abgerufen am 15.6.2021)..
73 ebenda
74 St. Rspr. Des EuGH Urteil des Gerichtshofes vom 15. März 1994, Banco Exterior de Espana and Ayuntamiento de Valencia, C-
387/92, ECLI:EU:C:1994:100, Randnummer 13; Urteil des Gerichtshofes vom 17. Juni 1999, Kingdom of Belgium v Commission, C-
75/97, ECLI:EU:C:1999:311, Rn. 23
75 Seit 2001 schrittweise Liberalisierung des Schienenverkehrsmärkte für Wettbewerb, OJ C 184, 22.7.2008, S. 13–31, Rn. 9
76 OJ C 262, 19.7.2016, S. 1-50, Rn. 211.
77 OJ C 14 Beschl. https://ec.europa.eu/competition/state_aid/cases/276131/276131_2035012_96_2.pdf
78 https://ec.europa.eu/competition/state_aid/cases/276131/276131_2035012_96_2.pdf Rn. 60
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Berücksichtigung zu finden haben.79 Mit Entgelten allein kann der Problematik der externen Kosten
nicht ausreichend Rechnung getragen werden, so dass es zu Unterscheidungen innerhalb der Ver-
kehrssektoren kommt.80 So besteht entsprechend Art. 10 Abs. 1 der Richtline 2001/14/EG für
einen Mitgliedstaat ausdrücklich die Möglichkeit, Ausgleichsregelungen bezüglich Umwelt-, Infra-
struktur- und Unfallkosten zu treffen. Der Vergleich innerhalb des deutschen Güterverkehrs zeigt
auf, dass der Straßengüterverkehr mit 30,6 €/1.000 tkm wesentlich höhere Unfall-, Lärm-, Luftver-
schmutzungs-, Klima-, und Infrastrukturkosten sowie Staus verursacht, während der SGV mit nur
7,3 €/ 1.000 tkm vergleichsweise wenig induziert.81 Entsprechend führt die Kommission aus, dass
solche externe Kosten, die durch den Schienengüterverkehr vermieden werden können, im Ergeb-
nis beihilfefähig sind.82

Neben der Beihilfefähigkeit ist die Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit der Beihilfe eine zwin-
gende Voraussetzung. Diese gelten als vermutet, solange die staatliche Bezuschussung 50 % der
beihilfefähigen Kosten und 30 % der Gesamtkosten nicht überschreitet.83 Dabei entsprechen die
beihilfefähigen Kosten den Opportunitätskosten. Dies sind solche externen Kosten, die gegenüber
der alternativen Nutzung des Straßengüterverkehrs eingespart werden.84 Explizit verursacht der
Schienengüterverkehr ca. 14,8 Mrd. € weniger externe Kosten pro Jahr, so dass die Kommission
feststellt, dass 7,4 Mrd. € beihilfefähig sind.85 Darüber hinaus machen die Trassenentgelte einen
Anteil von 13 % in Hinblick auf die Gesamtkosten im Schienengüterverkehr aus. Die angestrebte
Förderung senkt die Gesamtkosten insgesamt um 6 % Prozentpunkte.86 Die Trassenentgeltförde-
rung liegt mit einer jährlichen Fördersumme von 350 Mio. € somit sowohl bei den beihilfefähigen
Kosten als auch bei den Gesamtkosten innerhalb der Höchstgrenzen. Die Fördersumme darf aller-
dings auch bei Kumulierung mit zeitlich parallel laufenden Beihilfen die Beihilfehöchstgrenze nicht
überschreiten.87 Zwei von der EU notifizierte Förderungen in Höhe von jährlich 35 Mio. € bzw. 100
Mio. €88 fallen teilweise bei gleichen Empfängern an. Doch auch nach Kumulierung der Förderun-
gen miteinander ist festzustellen, dass selbst eine Summe von 485 Mio. € noch deutlich unter der
Höchstgrenze liegt. Der Kommission zufolge ist die Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit damit
gegeben.89

Zudem hat das BMVI die Informationen über die Richtlinie öffentlich zugänglich gemacht, so dass
erwartet werden darf, dass die Förderung an Kunden der EVU weitergegeben wird. Die Kommission
stellt auf Basis dieser Annahme fest, dass es möglich ist, dass sich die Beihilfe als Verkehrsverla-
gerung auswirkt.90 Darüber hinaus erklärt die Kommission, dass die TraFöG einen diskriminie-
rungsfreien Zugang gewährt, nicht den allgemeinen Interessen der EU zuwiderläuft und alle for-
mellen Voraussetzungen erfüllt.91 Im Ganzen ist die Richtlinie damit nach Art. 93 AEUV mit dem

79 https://ec.europa.eu/competition/state_aid/cases/276131/276131_2035012_96_2.pdf Rn. 55.
80 OJ C 184, 22.7.2008, S. 13–31, Rn. 91.
81 https://ec.europa.eu/competition/state_aid/cases/276131/276131_2035012_96_2.pdf Rn. 66
82 https://ec.europa.eu/competition/state_aid/cases/276131/276131_2035012_96_2.pdf Rn. 69
83 OJ C 184, 22.7.2008, S. 13–31, Rn. 107
84 OJ C 184, 22.7.2008, S. 13–31, Rn. 109.
85 https://ec.europa.eu/competition/state_aid/cases/276131/276131_2035012_96_2.pdf Rn. 73, 89.
86https://ec.europa.eu/competition/state_aid/cases/276131/276131_2035012_96_2.pdf Rn. 74, 16
87 OJ C 184, 22.7.2008, S. 13–31, Rn. 124.
88 „Offshore-Netzumlage“ in Höhe von 35 Mio. € und „Regelung zur Förderung der Energieeffizienz“ in Höhe von 100 Mio. €.
89 https://ec.europa.eu/competition/state_aid/cases/276131/276131_2035012_96_2.pdf Rn. 81
90 https://ec.europa.eu/competition/state_aid/cases/276131/276131_2035012_96_2.pdf Rn. 79 f.
91 https://ec.europa.eu/competition/state_aid/cases/276131/276131_2035012_96_2.pdf Rn. 82, 86.
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Binnenmarkt vereinbar. Außerdem liegt kein Verstoß gegen ein Durchführungsverbot vor, sodass
die Rechtmäßigkeit gegeben ist.

2.4 Förderpraxis

Um den genauen Wirkmechanismus zu analysieren, wird zunächst die Ausgestaltung des Trassen-
preissystems selbst beleuchtet, da dieses der TraFöG quasi „vorgeschaltet“ ist: Auf Basis des Tras-
senpreissystems entstehen den EVU Nutzungsgebühren für die Infrastruktur. Von diesen Kosten
wird wiederum durch die Förderung ein Teil durch den Bund übernommen.

Trassenpreissystem

Im Rahmen der gemeinsamen europäischen Verkehrspolitik gem. Art. 90f. AEUV hat die EU im
Jahre 2012 eine Richtlinie erlassen, aus der die aktuellen Vorgaben für das Erheben von Trassen-
entgelten hervorgehen. Der deutsche Gesetzgeber hat die Vorgaben aus der Richtlinie wiederum
2016 mit dem Eisenbahnregulierungsgesetz umgesetzt.

Gezahlt werden die Entgelte von den EVUs an die Eisenbahninfrastrukturunternehmen (EIU). Im
Gegenzug erhalten die EVU das Recht, die Schienenwege, die Eisenbahnanlagen sowie Anlagen
zur streckenbezogenen Versorgung zu nutzen. Die Entgelterhebung erfolgt so, dass der Trassenzu-
gang gem. § 10 Abs. 1 Eisenbahnregulierungsgesetz (ERegG) für alle EVU gerecht, transparent und
diskriminierungsfrei ist. Die Basis der Berechnung ist das Mindestzugangspaket, das mit den je-
weils gefahrenen Trassenkilometern multipliziert wird. Das Paket besteht sowohl aus nutzungsab-
hängigen als auch aus leistungsabhängigen Komponenten und hat drei Bestandteile:

■ Gemäß § 34 Abs. 3 ERegG bilden unmittelbaren Kosten bzw. Grenzkosten, die aufgrund des
Zugbetriebs entstehen, einen Teil der Trassenentgelte und stellen gleichzeitig deren Preisun-
tergrenze dar. Es gilt das Prinzip, dass die Kosten von den Nutzenden selbst getragen werden
müssen. Die Kostenblöcke Fahrplan, Betrieb, Instandhaltung und Abschreibung sind in diesem
Teil enthalten.

■ Der Vollkostenaufschlag gem. § 36 Abs. 1, 2 ERegG bildet einen weiteren Baustein der Ent-
geltbildung für das Mindestzugangspaket. Der Vollkostenaufschlag spiegelt einen Grundge-
danken des derzeitigen Trassenpreissystems wider. So ist die zentrale Frage der Entgeltbe-
rechnung: „Welcher Zug fährt auf der Strecke bzw. welchem Marktsegment kann dieser zuge-
ordnet werden?“92. Die Fragestellung bezieht sich auf die Segmentierung der EVU. So sind gem.
§ 36 Abs. 1 ERegG Segmente nach der Art des transportierenden Guts, der Konfiguration des
Zuges und der Flexibilität der EVU gebildet. Jedem Segment93 wird eine Tragfähigkeit am Markt
zugeordnet und die Aufschläge werden in „inverser Proportion“ dazu gebildet.94 Segmente, die
weniger preissensitiv sind und auf Preisänderungen wenig reagieren, wird dabei eine höhere
Tragfähigkeit zugesprochen und damit ein höherer Aufschlag verlangt. Im Ergebnis unterschei-
det sich der Vollkostenaufschlag je nach Segment.

92 DB Netz AG: Informationspapier „Das Trassenpreissystem 2020 der DB Netz AG“ , 3.
93 Segmente: Sehr schwer, Gefahrgut, Gefahrgutnahverkehr, Güternahverkehr, Lokfahrt, Standard; Subsegmentierung: Z-Flex, R-Flex.
94 Monopolkommission (2019): 7. Sektorgutachten der Monopolkommission gem. § 78 Abs. 1 ERegG, S.55.
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■ Dritter Bestandteil des Mindestzugangspaket sind individuelle Auf- und Abschläge, wie der
Neuverkehrsnachlass, die Kompensation bei baubedingter Umleitung und (mit letztmaliger
Auszahlung des Bonus im Jahr 2021) der Nachlass für weniger lärmintensive Züge.

Die Trassenpreise, die nach diesem System jährlich berechnet werden, werden von der Bundes-
netzagentur als Regulierungsbehörde gem. § 45 Abs. 1 ERegG genehmigt.

Ausgestaltung und Funktionsweise der TraFöG

Im Wege der Richtlinie fördert der Bund die Trassenentgelte im Schienengüterverkehr, die von der
bundeseigenen DB Netz AG von den EVU erhoben werden. Nur tatsächlich gefahrene Trassenkilo-
meter bzw. Betriebsleistungen werden gefördert. Abgesehen von Baumaschinenfahrten, Hilfszü-
gen, Bauzügen und Messfahrten ist der gesamte Schienengüterverkehr Teil der Förderung. Der
Zeitraum der Gewährung beträgt fünf Jahre, begann am 01.07.18 und endet am 30.06.23. Als
Fördersumme stehen 350 Millionen € Haushaltsmittel vom BMVI als Zuwendungsgeber jedes Jahr
zur Verfügung. Auf Grundlage dieser Fördersumme, den prognostizierten Betriebsleistung in einer
Fahrplanperiode sowie den genehmigten Trassenentgelten wird der genaue Fördersatz von der DB
Netz AG für eine Netzfahrplanperiode berechnet (§ 5 Abs. 2 af-TP). Das Ergebnis ist ein Prozentsatz,
der segmentübergreifend gilt, allerdings in absoluter Hinsicht (gewährte Fördersumme je Trassen-
kilometer) segmentspezifisch ist.

Ziel ist es, die bereitgestellten Mittel vollständig auszuschöpfen bzw. nicht zu überschreiten.95 Da-
für wird durch dauerhaftes Monitoring die Ausschöpfung im Laufe einer Periode analysiert und un-
ter Umständen angepasst, sofern die tatsächlich erbrachte Betriebsleistung stark nach oben oder
unten abweicht. Insofern kommt der TraFöG prinzipiell eine ausgleichende Wirkung zu: Entwickelt
sich der SGV negativer als erwartet, wird die Förderquote erhöht, verläuft die Entwicklung beson-
ders positiv, sinkt die Förderung. Aufgrund der Verpflichtung der DB Netz AG gem. § 6 Abs. 8 af-TP,
monatlich dem EBA erläutern, wie viele Trassenkilometer gefahren sind und viele Mittel in Anspruch
genommen worden sind, ist die Kommunikation zwischen Bewilligungsbehörde und Empfängerin
engmaschig. Die Folge ist, dass die DB Netz AG eigenständig Anpassungsbedarf äußert, wie es
beispielsweise 2020 nach dem Einbruch der Verkehre aufgrund der Covid-19-Pandemie geschah
(vgl. dazu auch Entwicklung der Förderquoten im Zeitverlauf in Abbildung 6).96

Charakteristisch für die Funktionsweise der Richtlinie ist, dass sie zweistufig funktioniert. Die För-
derung geht nicht direkt an die EVU als Förderungsadressaten, sondern zunächst an die DB Netz
AG als Erstempfängerin. Für den konkreten Ablauf bedeutet dies, dass die DB Netz AG gem. § 7
Abs. 3 S. 1 af-TP einen Förderantrag bei der Bewilligungsbehörde, dem Eisenbahnbundesamt, für
die folgende Netzfahrplanperiode stellt. In zeitlicher Hinsicht muss dies innerhalb von zwei Wochen
geschehen, nachdem die Netzentgelte von der Bundesnetzagentur genehmigt worden sind. In for-
meller Hinsicht müssen dabei gem. § 7 Abs. 4 af-TP insbesondere Angaben zur Berechnung der
Zuwendung gemacht werden. Infolgedessen prüft das EBA den Antrag und bewilligt diesen im Zuge
des Bewilligungsverfahrens per Zuwendungsbescheid gegenüber der Erstempfängerin. In dem

95 Deutsch Bahn AG, TraFöG – Trassenpreisförderung im Schienengüterverkehr, abrufbar unter: fahrweg.dbnetze.com/fahrweg-
de/kunden/leistungen/trassen/trafoeg-3269726 (zuletzt aufgerufen am 16.6.2021).
96 Hintergrundinformation BMVI.
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Bescheid muss vermerkt sein, dass die DB Netz AG die Zuwendungen an die Letztempfänger wei-
terzuleiten hat. Dies entspricht der zweiten Stufe des Fördermechanismus. Voraussetzung für die
Weitergabe der Mittel ist, dass die Letztempfänger bei der DB Netz AG einen Antrag auf Förderung
für eine beantragte Trassennutzung gem. § 4 Abs. 1 a) af-TP gestellt haben. Zudem muss ein Inf-
rastrukturnutzungsvertrag zwischen den EVU und der DB Netz AG vorliegen. Damit das Auszah-
lungsverfahren anschließend vollzogen werden kann, müssen die Letztempfänger mit dem Verfah-
ren einverstanden sein und gem. § 7 Abs. 9 af-TP die DB Netz AG bevollmächtigt haben, die Zu-
wendungen in seinem Namen abzurufen und nachzuweisen. Die Mittelweiterleitung erfolgt bei der
Abrechnung der zu zahlenden Trassenentgelte zwischen Erstempfängerin und Letztempfängern im
Wege einer Verrechnung gem. § 7 Abs. 10 a) af-TP.

Für die Sicherstellung der Förderung und einen ordnungsgemäßen Ablauf muss die Erstempfänge-
rin gem. der Verwaltungsvorschrift Nr. 10 zu § 44 BHO die Verwendung nachweisen. Dafür müssen
Verwendungsnachweise gem. § 7 Abs. 11 af-TP beim EBA eingereicht werden. Darin müssen die
Zahlen der gefahrenen Trassenkilometer je Segment der Verkehrsart und der Stand der Inan-
spruchnahme gem. § 6 Abs. 8 af-TP enthalten sein. Zuschüsse an EVU ab einer Höhe von 500.000
€ müssen gemäß der europäischen Vorgaben gem. § 6 Abs. 5 veröffentlicht werden97 und detail-
lierte Informationen dazu bereitgestellt werden.

Die Ausgestaltung der Förderung zeichnet aus, dass das bestehende grundsätzlich Trassenpreis-
system nicht verändert wird. Die Preisbildung in Abhängigkeit der Markttragfähigkeit bleibt beste-
hen und die Förderung bezieht sich allein auf die bereits genehmigten Trassenpreise. Die Beein-
flussung und Regulierung der Entgelte findet daher erst auf der Vollzugsebene statt. Auch die Rolle
der DB Netz AG hat sich innerhalb des Fördermechanismus zwar bezüglich der Aufgaben und Zu-
ständigkeiten erweitert, aber nicht im System verschoben. Neben der Beantragung der Mittel, Wei-
terleitung und der Darlegung von Nachweisen muss sie zudem auch die EVU explizit über die Tras-
senentgeltförderungen und das Verfahren informieren. An diesem Punkt ist es wichtig festzuhalten,
dass die DB Netz AG diese Aufgaben übertragen bekommen hat, allerdings keine dem BMVI nach-
geordnete Behörde ist. Entsprechend ist das Ministerium hier auf deren Willen zur Mitarbeit ange-
wiesen. Eigene Vorteile für die DB Netz AG ergeben sich darüber hinaus mittelfristig, denn die Ver-
günstigungen der EVUs bezwecken eine Förderung und Stabilisierung des gesamten Schienengü-
terverkehrs und sichern auf diese Weise ebenfalls Einnahmen der DB Netz AG aus den Trassen-
entgelten.

Für die EVU bedeutet dieser Mechanismus, dass wenig Aufwand betrieben werden muss, um die
Trassenentgeltförderung zu erhalten. Die Richtline selbst spricht von einem „vereinfachten“ Ver-
fahren gem. § 4 Abs. 2 af-TP. So wird die Hemmschwelle niedrig gehalten, denn die Beantragung
der Trassenkilometer erfolgt ohnehin jährlich und der Förderungsantrag wird gleichzeitig gestellt.
Dass die konkrete Förderung durch die Verrechnung mit den Entgelten gewährt wird, führt zugleich
dazu, dass es weder für die DB Netz AG, noch für die EVU einer Handlung für die Weiterleitung
bedarf. Es wird angestrebt, dass die EVU aufgrund der Ausgestaltung möglichst umfassend von der
Förderung profitieren. So sollen sie einmal zu Investitionen motiviert werden und gleichzeitig gem.
§ 6 Abs. 7 S. 2 af-TP die Förderung auch bei den Preisen gegenüber den Endkunden

97 Verpflichtung gem. Art. 9 Abs. 1 lit. c)  EU-VO 651/2014 ABI. L 187 vom 26.6.14, 1-78.



Seite 27

berücksichtigen. In welchem Ausmaß beides zu erfolgen hat, wird in der Richtlinie nicht normiert.
Daher entfallen derartige Nachweise auch bei der Verwendungsprüfung durch das EBA.

Im Ergebnis ist die Struktur des Mechanismus der Richtlinie bewusst übersichtlich gehalten. Im
Hinblick auf die Ausgestaltung der Adressaten in Bezug auf das „Ob“ und die Höhe einer Förderung
ist nicht differenziert. Dies vereinfacht weiterhin die Aufgaben der DB Netz AG und des EBA und
ermöglicht einen unkomplizierten Vollzug der Förderrichtlinie. Diese Absicht kristallisiert sich als
ein wichtiges Grundprinzip der Richtlinie heraus und macht ihre Attraktivität bei den Adressaten
aus.
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Anpassungen und Weiterentwicklungen innerhalb der Förderperiode

Die Höhe der Fördersumme wird wie beschrieben jedes Jahr für die kommende Fahrplanperiode
durch die DB Netz AG gemäß der beantragten Trassenkilometer kalkuliert. Grundsätzlich gilt der
sich daraus ergebende Fördersatz für das ganze Jahr. Anpassungen im Laufe des Jahres sind mög-
lich und verfolgen das Ziel, die bereitgestellten Fördermittel tatsächlich auszuschöpfen. Gleichzei-
tig kann auf die bisherigen Betriebsleistungen reagiert werden. Fallen diese höher aus als zunächst
geplant, besteht das Risiko, dass die Mittel vor Ende der Fahrplanperiode ausgeschöpft und Be-
triebsleistungen nicht mehr gefördert werden können. Eine aktualisierte Berechnung und eine An-
passung bzw. Verringerung der Förderbeiträge durch die Erstempfängerin DB Netz AG kann dies
entsprechend § 5 Abs. 5 af-TP verhindern. Für eine wirksame Angleichung der Quote ist es erfor-
derlich, dass an die Bewilligungsbehörde, das EBA, ein Änderungsantrag gestellt und genehmigt
wird (§ 7 Abs. 3 af-TP). So kann die im Bundeshaushalt festgesetzte Summe von 350 Millionen €
jährlich maximal genutzt werden. Die Möglichkeiten der Anpassungen werden daher von dieser
Summe und der Absicht möglichst alles auszuschöpfen, umrahmt. Anpassungen der Förderungs-
höhe darüber hinaus lassen sich haushaltsrechtlich bewerkstelligen, indem ein Nachtragshaushalt
gebildet wird, Ausgabetitel per Haushaltsvermerk für gegenseitig deckungsfähig erklärt oder Rest-
mittel aus Vorjahren nach Zustimmung des Bundesfinanzministeriums verwandt werden.

Anpassungen über den in der Richtlinie festgelegten Mechanismus hinaus können in zwei Fahr-
planperioden ausgemacht werden. So war für das Fahrplanjahr 2018/2019 ursprünglich ein För-
dersatz von 46,3 % festgelegt worden. Für die letzten drei Monate des Fahrplanjahres wurde dieser
um über 10 Prozentpunkte auf 57,2 % erhöht.98 Basis der zunächst aufgestellten Förderquote wa-
ren die erwarteten Einnahmen aus den Trassenentgelten der DB Netz AG. Die Anpassung zum
01.09.2019 gründete wiederum auf der tatsächlichen Nachfrage im Jahresverlauf in Hinblick auf
die zur Verfügung stehenden Mittel. Auch in der Fahrplanperiode 2019/2020 ist eine solche An-
passung erkennbar: Zu Beginn der Covid-19-Pandemie hielt sich der SGV stabil. Grund dafür waren
die Vorteile gegenüber dem Straßengüterverkehr: Während die Grenzen geschlossen waren und
sich die LKW an Ländergrenzen stauten, konnte der Schienengüterverkehr weiterhin mit Sonder-
verkehren große Mengen von Gütern über lange Strecken kontaktlos transportieren und benötigte
darüber hinaus weniger Personal.99 Ein Rückgang des Sektors erfolgte trotz dieser Vorteile. So ist
im ersten Halbjahr von 2020 der SGV um ca. 9 % zurückgegangen. In der Fahrplanperiode
2019/2020 betrug der Fördersatz zunächst 47 % und wurde, um dem negativen Trend entgegen-
zuwirken, auf 57 % zum 01.06.2021 erhöht. Grundlage der Erhöhung sind die entsprechenden
Regelungen in der Richtlinie. Die erhöhte Förderung und kurzfristige finanzielle Entlastung des SGV
erwirkte eine Steigerung der Betriebsleistung und die jährlich zu Verfügung stehende Förderung
musste ein weiteres Mal angepasst werden, denn die Betriebsleistungen des SGV waren höher als
erwartet.100  Damit es nicht zum Aussetzen gegen Ende der Periode kommt, wurde die Förderungs-
höhe vom 01.12.2020 bis zum 12.12.2020 wieder auf 49,5 % gesenkt.101

98DB Netz AG, Trassenpreisförderung im Schienengüterverkehr, Stand 9.9.21, abrufbar unter: fahrweg.dbnetze.com/re-
source/blob/5693234/97b8306f62122b6e00ba7484a1485b6b/trafoeg-Foerdersaetze-Stand-25-03-2021-data.pdf (zuletzt aufge-
rufen am 13.9.21).
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99 Rees, Covid-19 und der Schienengüterverkehr, Rail Buisness Spezial, 8.6.20, 11, abrufbar unter: rail-watch.com/fileadmin/user_up-
load/RBSGB_2020_12-13_fuer_Railwatch__002_.pdf (zuletzt aufgerufen am 29.7.21).
100 Deutsche Bahn AG, SGV: Kurzfristige Anpassung des TraFöG-Fördersatzes für Dezember 2020, abrufbar unter: dbnetze.com/infra-
struktur-de/Kundeninformationen/2020_KW48_trafoeg-5747682 (zuletzt aufgerufen am 29.7.21).
101 Deutsche Bahn AG, TraFöG- Trassenpreisförderung im Schienengüterverkehr, abrufbar unter: fahrweg.dbnetze.com/fahrweg-
de/kunden/leistungen/trassen/trafoeg-3269726 (zuletzt aufgerufen am 29.7.21).
102 DB Netz AG, Fördersätze zur Trassenpreisförderung im Schienengüterverkehr, abrufbar unter: fahrweg.dbnetze.com/re-
source/blob/5693234/0c02690576e36fbb185738fbe0d05c36/trafoeg-Foerdersaetze-Stand-25-03-2021-data.pdf (zuletzt aufgeru-
fen am 24.11.21).
103 DB Netze, Trassenpreisförderung im Schienengüterverkehr, abrufbar unter : fahrweg.dbnetze.com/fahrweg-de/kunden/leistun-
gen/trassen/trafoeg-3269726 (zuletzt aufgerufen am 24.11.21).
104 Maunz/Dürig/Kube, GG 94. EL Januar 2021, Art. 110 Rn. 85.
105 BR-Drs. 322/21.

Sonderfall: Anpassungen aufgrund der Covid-19-Pandemie

Aufgrund der Covid-19-Pandemie und deren wirtschaftlichen Folgen für die EVU wurde
vom BMVI während der laufenden Evaluation rückwirkend eine deutliche Erhöhung der
Förderquote festgelegt. Für die laufende Fahrplanperiode 2020/2021102 wird der be-
schlossene Fördersatz von 47,5 % ab dem 01.06.2021 auf 97,8 % erhöht, denn die zu-
grundeliegende Fördersumme wurde um 217 Mio. € aufgestockt. Zusätzlich wird rück-
wirkend die Fördersumme für die Zeitspanne vom 01.03.2020 bis zum 31.05.2021 um
410 Mio. € erweitert, sodass sich eine neue Berechnungsgrundlage ergeben hat und für
diesen Zeitraum eine Förderquote von ca. 99 % die Konsequenz ist. Für den Zeitraum
vom 01.10.2021 bis zum 11.12.2021 wurde eine Absenkung des Fördersatzes auf 87,6
% beantragt und genehmigt. Dieses Absenken des Fördersatzes resultiert aus einer er-
höhten Inanspruchnahme der Fördermittel durch eine insgesamt positive Entwicklung
der Betriebsleistung.103.

Derartige Erhöhungen gehen weit über die ursprünglichen jährlichen im Haushaltsplan
veranschlagten Kosten von 350 € Mio. hinaus. Erforderlich ist, dass sie dennoch mit dem
Haushaltsrecht und mit dem europäischen Beihilferecht übereinstimmen. Diese erhöh-
ten Förderungen bedeuten haushaltsrechtlich, dass eine Ausgabeermächtigung notwen-
dig ist und daher ein Nachtragshaushalt gem. § 33 BHO erlassen werden muss.104 Hin-
sichtlich des Verfahrens ergeben sich keine Unterschiede zum Haushaltsgesetzgebungs-
verfahren gem. § 33 S. 1 BHO. Er wird vom Bundesfinanzministerium aufgestellt, von der
Bundesregierung beschlossen und ist dann unter Zuleitung zum Bundesrat in den Bun-
destag einzubringen (§ 28 f. BHO). Die zusätzlichen 627 Mio. € Förderungssumme finden
sich im Nachtragshaushalt 2021 wieder. Dieser wurde am 24.03.2021 vom Kabinett
verabschiedet, am 23.04.2021 vom Bundestag gebilligt und am 07.05.2021 vom Bun-
desrat angenommen.105

Hinsichtlich des europäischen Beihilferechts waren zwei Notifizierungen erforderlich.
denn die Erhöhungen des Fördersatzes bedeuteten eine Überschreitung des genehmig-
ten Haushaltsbudgets um 20 % und erfüllen das Kriterium einer erneuten Beihilfe. Zum
einen hat die europäische Kommission die Erhöhung im laufenden Jahr notifiziert. Sie
stellte fest, dass insbesondere die Leitlinien für staatliche Beihilfen an

i
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106 OJ C 184, 22.7.2008, p. 13–31.
107 Gem. Rn. 107 der Richtlinie EU (2008/C 184/07).
108 EU-Kommission, Entscheidung C(2021) 3815 final vom 21.5.21, Rn. 31.
109 Europäische Kommission, Staatliche Beihilfen: Kommission genehmigt Änderung der bestehenden deutschen Regelung zur Unter-
stützung von Schienenverkehrsunternehmen und zur Abfederung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auf die Branche,
21.05.21, abrufbar unter: ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_2610 (zuletzt aufgerufen am 7.9.21).
110 Europäische Kommission, Entscheidung C(2021) 5848 final vom 30.7.21, Rn. 90.
111 Verordnung (EU) 2020/1429 zur Festlegung von Maßnahmen für einen nachhaltigen Eisenbahnmarkt in Anbetracht des COVID-19-
Ausbruchs, ABI L 333.
112 .Art. 2 VO (EU) 2020/1429.
113 Delegierte Verordnung (EU) 2020/2180, Delegierte Verordnung (EU) 2021/1061.
114 Müller/Richter/Ziekow, Handbuch Zuwendungsrecht 1. Aufgl. 2017, Verfahren Rn. 14.

Eisenbahnunternehmen106 gewahrt worden ist, da die vorgegebenen Gesamtkosten des
Schienenverkehrs und die Maximalhöhe der förderfähigen Kosten107 eingehalten wer-
den.108 Die Kommission stellte weiterhin fest, dass auch nach der Anpassung eine Bei-
hilfe im Sinne von Art. 107 Abs. 1 AEUV vorliegt, die auf Umweltschutz abzielt, mit dem
europäischen Green Deal harmoniert und insgesamt notwendig und angemessen ist.109

Sie bleibt mit Art. 93 AEUV vereinbar.

Genauso hat die europäische Kommission die weitere Erhöhung für den zurückliegenden
Zeitraum vom 01.03.2020-31.05.2021 notifiziert.110 Die Begründung der Genehmigung
kooperiert mit der vorangegangenen. Daneben wird darauf hingewiesen, dass die zusätz-
liche Beihilfe mit der europäischen Verordnung bzgl. der Ermäßigung von Infrastruktur-
entgelten aufgrund der COVID-19-Pandemie111 übereinstimmt. Darin wird den Mitglied-
staaten explizit die Möglichkeit eingeräumt, Infrastrukturentgelte in „transparenter, ob-
jektiver und nichtdiskriminierender Weise zu ermäßigen, zur erlassen oder zu stun-
den.“112 Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verordnung war ein Bezugszeitraum vom
01.03.2020 bis zum 31.12.2020 angegeben worden. Dieser wurde mit zwei delegierten
Verordnungen bis zum 31.12.2021 verlängert.113 Im Ergebnis liegt die nachträgliche För-
derungserhöhung damit im Bezugszeitraum der Verordnung. Auch diese Erhöhung wird
von der europäischen Kommission als zulässig und mit Art. 93 AEUV angesehen.

Die Erhöhung der Fördersumme in rückwirkender Weise führt dazu, dass ein Verfahren
für die Abwicklung der Auszahlung notwendig ist. Das BMVI hat daher die Richtlinie im
Wege ihrer Lenkungs- und Leitungsaufgabe114 geändert und einen Mechanismus zur Ab-
rufung der Mittel eingefügt. Danach erhalten EVU die zusätzliche Förderung, sofern sie
eine Förderung der Betriebsleistungen nach der alten Fassung beantragt hatten und
diese Leistungen antragsgemäß vollbracht haben (gem. § 2 Abs. 1a af-TP). Zudem wird
eine rasche Abwicklung ermöglicht, indem keine erneute Antragsstellung der Letztemp-
fänger notwendig ist, sondern die vorhandenen Aufträge verwendet werden (§ 4 Abs. 5
af-TP).

Da es sich um eine rückwirkende Änderung der Fördermodalitäten handelt, die sich zum
ursprünglichen Förderzeitpunkt noch nicht im Verhalten der EVU niederschlagen konnte,
ist diese nachträgliche Änderung als Spezialfall an dieser Stelle nachrichtlich
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2.5 Kontext zum intermodalen Wettbewerb

Der Straßengüterverkehr hat mit 71 % den größten Anteil am Modal Split im deutschen Güterver-
kehr.115 Die Gründe für diese Verteilung sind vielfältig. Im Vergleich zur Schiene ist der Güterverkehr
auf der Straße flexibler.116 Zudem mangelt es dem SGV in der Fläche oftmals an Infrastruktur wie
Gleisanschlüssen, Überholgleisen und Verladeeinrichtungen.117 Ein wichtiger Unterschied sind zu-
dem die Preisunterschiede für die Endkunden. Auch der Straßengüterverkehr wird zwar mit der
Maut als Infrastrukturabgabe belastet, die jedoch im Vergleich zu den Trassenentgelten anders
berechnet wird (s.u.). Darüber hinaus hat der Straßengüterverkehr noch weitere finanzielle Vorteile,
die sich bei Endkunden niederschlagen.

Straßenverkehrsmaut

Die Grundlage für die Mauterhebung nach dem Bundesfernstraßenmautgesetz (BFStrMG) bildet
Art. 7 Abs. 1, 2 der Wegekostenrichtlinie 1999/62/EG vom 17.06.1999, die zuletzt mit der Richt-
linie 2013/22/EU geändert wurde. Danach wird Mitgliedstaaten ermöglicht, eine Maut- oder Be-
nutzungsgebühr einzuführen und es wird vorgegeben, dass diese fair und frei von Diskriminierung
wirken muss (Art. 7 Abs. 1). Nach der Richtlinie wird unter einer Mautgebühr gem. Art. 2 b) eine
Gebühr für den Verkehrsweg zwischen zwei Punkten verstanden, deren Höhe von der Streckenart
und Fahrzeugtyp abhängt. Die LKW-Maut in Deutschland fällt als streckenbezogene Straßenbenut-
zungsgebühr für schwere Nutzfahrzeuge darunter (§ 1 Abs. 1 BFStrMG). Ziel der Einführung der
LKW-Maut 2005 war, die Belastung, die der schwere LKW-Verkehr für die Infrastruktur bedeutet,
auszugleichen.118 Schließlich führten weitere politische Beweggründe (Entlastungseffekt für die
Straße und somit eine Verlagerung auf die Schiene zu generieren, die Reduzierung externer Kosten
und eine Gleichbehandlung von verschiedenen Verkehrsträgern) dazu, dass die Mauterhebung auf
weitere Gewichtsklassen und Bundesstraßen ausgeweitet wurde.119 Mautpflichtig sind gem. § 1
Abs. 1 S. 2 BFStrMG Kraftfahrzeuge oder Fahrzeugkombinationen, die für den Güterverkehr ver-
wendet werden und ein Gewicht von mindestens 7,5 t aufweisen. Seit der vierten Änderung des

115 Allianz pro Schiene, Marktanteile: Der Erfolgskurs der Güterbahnen, abrufbar unter: allianz-pro-schiene.de/themen/gueterver-
kehr/marktanteile/ (zuletzt aufgerufen am 15.6.21).
116 VCD (2013): LKW Maut, abrufbar unter: vcd.org/fileadmin/user_upload/Redaktion/Publikationsdatenbank/Gueterver-
kehr/VCD_Hintergrund_Lkw-Maut_2013.pdf (zuletzt aufgerufen am 15.6.2021).
117 ebenda
118 BMU (2018): Die LKW-Maut, abrufbar unter:  bmu.de/themen/luft-laerm-verkehr/verkehr/strassenverkehr/lkw-maut/ zuletzt auf-
gerufen am 3.5.2021.
119 Forschungs-Informations-System für Mobilität und Verkehr (2019): Politische Ziele der LKW-Maut, abrufbar unter: forschungsinfor-
mationssystem.de/servlet/is/301208/#:~:text=Neben%20den%20genannten%20Finanzierungsgr%C3%BCnden%20ver-
folgte,%2C%20wirtschaftliche%20St%C3%A4rkung%20der%20Bahnen zuletzt aufgerufen am 26.4.2021.

aufgenommen. Sie wird aber bei der ex-post-Evaluation bzgl. ihrer Wirkungen nicht be-
rücksichtigt, da sich diese erst innerhalb der nächsten Monate und somit außerhalb des
Betrachtungszeitraumes der Evaluation entfalten werden.
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BFStrMG zum 01.07.2018 wird die Infrastrukturabgabe neben dem gesamten Autobahnnetz auch
auf allen Bundesstraßen erhoben.

Die europäische Wegekostenrichtlinie gibt für die konkrete Berechnung vor, dass der Grundsatz
der Vollkostenrechnung herrscht (Art. 7b Abs. 1 1999/62/EG). Demnach sollen alle Kosten auf
den Verursacher verrechnet werden. Die Mautgebühr soll sich dabei an den Baukosten, Betriebs-
kosten und den Instandhaltungskosten orientieren. Im BFStrMG wird dies mit der Ausgestaltung
des Mautsatzes umgesetzt. Der Mautsatz, der schließlich mit den zurückgelegten Kilometern mul-
tipliziert wird, setzt sich aus den Infrastrukturkosten und den Kosten für die verursachte Luftver-
schmutzung und Lärmbelastung zusammen. Während die Kosten für die Lärmbelastung immer
pauschal gleich bleiben, wird bei den anderen beiden Bestandteilen differenziert: die Kosten für
die Luftverschmutzung richten sich nach der Schadstoffkategorie A- F und die Infrastrukturkosten
hängen von der Achs- und Gewichtsklasse ab.120  Letztere müssen sich gemäß der RL 1999/62/EG
an dem tatsächlichen bzw. prognostizierten Anteil des Schwerlasttransportes orientieren. Das re-
gelmäßige im Auftrag des BMVI erstellte Wegekostengutachten bildet genau dafür die Grundlage
gem. § 3 Abs. 4 BFStrMG.

Für die Zukunft ist festzuhalten, dass eine Novellierung der Wegekostenrichtlinie 2020 beschlos-
sen wurde und 2023 in Kraft treten wird. Danach werden Mitgliedsstaaten mit Gebührensystemen
verpflichtet, diese auf LKW über 3,5 t zGG auszuweiten. Es bleibt in diesem Rahmen für Mitglieds-
staaten die Möglichkeit, bei der Umsetzung Ausnahmetatbestände für Handwerksbetriebe sowie
emissionsfreie Fahrzeuge gem. Art. 7 Abs. 5121 einzuführen. Außerdem sollen die Tarife auch nach
CO2-Ausstoß der Fahrzeuge differenzieren. Ob dies innerhalb der Infrastrukturkosten, durch einen
Aufschlag externer Kosten oder eine Kombination beider Varianten passiert, ist dabei den Mit-
gliedsstaaten überlassen.122

Vergleich zwischen Straßenverkehrsmaut und Trassenpreissystem

Auch wenn beide Systeme gemeinsam haben, dass es sich um Infrastrukturbenutzungsgebühren
handelt und so die jeweilige Infrastruktur anteilig finanziert wird, kristallisieren sich beim Vergleich
einige Unterschiede heraus. Voranzustellen ist, dass bereits die Rahmenbedingungen divergieren.
Rechtlich und institutionell wird die Eisenbahninfrastruktur zentral geführt, teils betriebswirtschaft-
lich agiert und die Entgelte nicht nach den Grundsätzen der öffentlichen Gebühren, sondern nach
Eisenbahnregelungen erhoben.123 Währenddessen werden die Bundesstraßen und Autobahnen
vom Bund errichtet und betrieben, so dass die Grundsätze der öffentlichen Gebühren greifen.

Während die Mautgebühren nur auf Autobahnen und Bundesstraßen erhoben werden, sind Tras-
senentgelte auf jeder Schiene zu zahlen. Auch die Infrastruktur wenig genutzter Strecken wird bei

120 Toll collect, abrufbar unter: toll-collect.de/de/toll_collect/bezahlen/maut_tarife/maut_tarife.html zuletzt aufgerufen 3.5.2021.
121 Europäische Kommission, Proposal for a Directive of the European Parliament and of the Council amending Directive 1999/62/EC
on the charging of heavy goods vehicles for the use of certain infrastructures Analysis of the final compromise text with a view to
agreement, abrufbar unter: data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9960-2021-INIT/en/pdf (zuletzt aufgerufen am 24.11.21)
122 BMVI, Die Eurovignetten Richtlinie kommt ab 2023: bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/K/revision-eurovignetten-richtlinie.html (zu-
letzt aufgerufen 3.5.21).
123 Mitusch/Gipp (2015): Faktenpapier Straße-Schiene „Vergleich der Infrastrukturnutzungsentgelte und Besteuerungslasten auf
Straße du Schiene mit besonderer Berücksichtigung des Fernbusses“, abrufbar unter: https://bdo.org/uploads/as-
sets/55950a9b8c43adbe95000001/original/bdo-iGES-Faktenpapier_Stra%C3%9Fe-Schiene.pdf?1435830939 (zuletzt aufgerufen
am 15.6.21).
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den Trassenentgelten mitgerechnet. Die Folge davon ist, dass sich die Infrastrukturkosten der
Straße auf eine hohe Anzahl von Fahrzeugen verteilt und das Mautniveau entsprechend niedriger
ausfällt.124 Der Straßengüterverkehr hat grundsätzlich bereits den Vorteil, besonders flexibel zu
sein. Es sind keine Gleisanschlüsse notwendig, sondern Straßenwege führen direkt zu den End-
kunden. Erschwerend hinzu kommt, dass die letzte Meile nur im Schienengüterverkehr bepreist
wird, während keine Maut für LKW abseits der Autobahnen und Bundesstraßen entsteht.

Es muss jedoch nicht nur für jede Schienenbenutzung gezahlt werden, es zahlt auch der gesamte
Schienenverkehr Entgelte. Während im Straßengüterverkehr bisher lediglich schwere LKW ab 7,5
t eine Maut entrichten müssen, wird auf der Schiene nur innerhalb des Trassenpreissystems ein
Aufschlag für besonders schwere Güterzüge erhoben. Die grundsätzliche Höhe ist dagegen für alle
Güterzüge zu bezahlen.

Ein weiterer erheblicher Unterschied ist, dass es im Straßengüterverkehr keine Aufschläge je nach
Tragfähigkeit eines Segments gibt. Diese ökonomische Differenzierung betrifft allein den Schienen-
güterverkehr und führt zu einer Benachteiligung im intermodalen Wettbewerb.125

Weitere Aspekte des intermodalen Wettbewerbs Straße-Schiene

Der Straßengüterverkehr genießt noch weitere v.a. finanzielle Vorteile gegenüber dem Schienen-
güterverkehr. Während der Schienenverkehr mit hohen Stromkosten inkl. Stromsteuer und EEG-
Umlage belastet ist, ist im Straßengüterverkehr über die Treibstoffbefüllung lediglich die Energie-
steuer zu entrichten. Der Energiesteuersatz gem. § 2 Abs. 1 Nr. 1b), 4b) Energiesteuergesetz
(EnergieStG) stagniert jedoch seit 2003 in Höhe von 65,45 ct/l bei Benzin und 47,04 ct/l bei Die-
sel. Bezieht man die Inflation und die Entwicklung des Kraftstoffpreises mit ein, ist der Anteil der
Steuern am Preis um 10 Prozentpunkte gegenüber den 1990er Jahren gesunken. 126 Während der
nominale Steuersatz stets gleich blieb, ist der reale Steuersatz um ein Fünftel gesunken. 127 Die
Stagnation führte demnach dazu, dass die Energiesteuern ein Stück weit „entwertet“ worden sind.
Besonders in Bezug auf den Klimaschutz ist der starre Energiesteuersatz problematisch, da
dadurch für Endverbraucher ökonomisch Anreize fehlen, den Kraftstoffverbrauch zu senken.

Neben der Stagnation des Energiesteuersatzes kann in Bezug auf den spezifischen Kraftstoff Die-
sel eine weitere Privilegierung ausgemacht werden. So tanken LKW ausschließlich Diesel, welcher
im Gegensatz zu Benzin eine ca. 18 ct niedrigere Energiesteuer pro Liter aufweist (§ 2 Abs. 1 Nr.
1b), 4b) EnergieStG). Die gesparten Steuern stellen einen erheblichen finanziellen Vorteil dar. Für
den Staat bedeutet die Begünstigung insgesamt jährlich 7,8 Milliarden € bzw. allein auf den Stra-
ßengüterverkehr bezogen 4,3 Milliarden € weniger Einnahmen.128 Diese Rabattierung wurde

124 ebenda
125 BMVI (2017): Masterplan Schienengüterverkehr, abrufbar unter: bmvi.de/SharedDocs/DE/Publikationen/E/masterplan-schienen-
gueterverkehr.pdf?__blob=publicationFile zuletzt aufgerufen am 15.6.2021.
126 Kunert, Diesel: Kraftstoff und PKW- Nutzung europaweit steuerlich bevorzugt, Besteuerung in Deutschland reformbedürftig, DIW
Wochenbericht, 692, abrufbar unter: diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.595768.de/18-32.pdf (zuletzt aufgerufen
21.4.2021).
127 Burger/Lünebürger/Kühleis (2016): Co2-Bepreisung in Deutschland Ein Überblick über die Handlungsoptionen und ihre Vor- und
Nachteile, abrufbar unter: umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/factsheet_co2-beprei-
sung_in_deutschland_2019_08_29.pdf (zuletzt aufgerufen 21.4.2021).
128 Deutsche Welle, Umweltbundesamt (2017): Dieselprivileg bei Mineralsteuer abschaffen, abrufbar unter: dw.com/de/umweltbun-
desamt-dieselprivileg-bei-mineral%C3%B6lsteuer-abschaffen/a-40065631 zuletzt (aufgerufen am 15.6.2021).
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ursprünglich eingeführt, um Nutzfahrzeuge und den gewerblichen Straßengüterverkehr vor dem
internationalen Kostendruck zu schützen.129 Um den Vorteil auf diese Branchen zu beschränken,
ist als Ausgleich dazu die KFZ-Steuer beim Diesel-PKW höher. 130 Die Energiesteuer und die KFZ-
Steuer haben aber unterschiedliche Wirkmechanismen. Während die Energiesteuer zum energie-
sparenden Fahren anreizen kann, beeinflusst die KFZ-Steuer die Kaufentscheidung insofern, dass
schadstoffarme Autos begünstigt werden.131 Die ökologischen negativen Gesichtspunkte werden
bei der Privilegierung des Diesels außer Acht gelassen. Dieselkraftstoff ist eine der Hauptursa-
chen für Stickstoffvergiftungen, was bereits zu einer Klage wegen Nichtumsetzung der EU-Richtlinie
2008/50/EG durch die Kommission führte.132

Als Teil des nationalen Klimaschutzprogrammes werden seit dem 01.01.2021 in Deutschland fos-
sile Brennstoffe in den Sektoren Wärme und Verkehr mit einer CO2-Bepreisung versehen. Geregelt
wird das System im BEHG. Der Mechanismus ist so ausgestaltet, dass solche Unternehmen, die
den Brennstoff in den Verkehr bringen, Emissionsrechte mit dem Erwerb von Zertifikaten erhalten.
Die Kosten dafür werden an die Endverbraucher weitergegeben.133 Der Preis pro Tonne CO2 beträgt
gem. § 10 Abs. 2 Nr. 1 BEHG im Jahre 2021 25 € und soll bis 2025 schrittweise auf 55 € erhöht
werden. Im Anschluss soll die Marktnachfrage im Zertifikatshandel den Preis innerhalb des Preis-
rahmens zwischen 55 und 65 € bestimmen (§ 10 Abs. 2 Nr. 5 S. 2 BEHG). Für den Dieselpreis wirkt
sich die CO2-Bepreisung mit einer Erhöhung von 7,9 ct/l aus.134 Nach dem Klimaschutzplan 2050
müssen im Sektor Verkehr 62 t CO2-Emissionen bis 2030 eingespart werden. Eine Berechnung des
DIW legt einen deutlich höheren Preis von 80 €/t CO2 zugrunde und kommt zu dem Ergebnis, dass
selbst damit nur zwischen 3 und 25 t CO2 eingespart werden. 135 Demnach bedeutet der geringere
Preis nach dem BEHG, dass die Ziele im Verkehrssektor durch dieses Instrument nur unzureichend
unterstützt werden können, da eine Lenkungswirkung aufgrund der Bepreisung nur in geringem
Umfang zu erwarten ist.

Laut dem Bundesumweltamt verursacht der Ausstoß einer Tonne CO2 Umweltkosten in Höhe von
195 €. Eine Anhebung des CO2-Preises auf dieses Niveau würde bedeuten, dass alle Umweltkosten
vollständig internalisiert, also den Verursachern angelastet werden.136 So würde eine Übernutzung
der Erdatmosphäre verhindert und das vollständige Verursacherprinzip eingeführt werden.137 Ein
niedrigerer CO2-Preis dagegen hat durch Fehlallokationen die Folge, dass klimafreundliche

129 Becker (2015): Warum Diesel billiger ist als Benzin, abrufbar unter: dw.com/de/warum-diesel-billiger-als-benzin-ist/a-18746993
(zuletzt aufgerufen am 15.6.21).
130 ebenda
131 Runkel/Mahler (2015): Steuervergünstigung für Dieselkraftstoff, abrufbar unter: foes.de/pdf/2015-11-Steuerverguenstigung-Die-
selkraftstoff.pdf (zuletzt aufgerufen: 21.4.2021).
132 Becker (2015): Warum Diesel billiger ist als Benzin, abrufbar unter: dw.com/de/warum-diesel-billiger-als-benzin-ist/a-18746993
(zuletzt aufgerufen am 15.6.21).
133 BMU (2020): Fragen und Antworten zur Einführung der CO2-Bepreisung am 01.01.2021, abrufbar unter: bmu.de/service/haeufige-
fragen-faq/fragen-und-antworten-zur-einfuehrung-der-co2-bepreisung-zum-1-januar-2021/ (zuletzt aufgerufen 21.4.2021).
134 BMU (2020): Fragen und Antworten zur Einführung der CO2-Bepreisung am 01.01.2021, abrufbar unter: bmu.de/service/haeufige-
fragen-faq/fragen-und-antworten-zur-einfuehrung-der-co2-bepreisung-zum-1-januar-2021/ (zuletzt aufgerufen 21.4.2021).
135 Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (2019): Für eine sozialverträgliche CO₂-Bepreisung, DIW kompakt 138, abrufbar unter:
diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.635193.de/diwkompakt_2019-138.pdf (zuletzt abgerufen am 21.04.2021).
136 UBA (2020): Methodenkonvention 3.1 für die Ermittlung von Umweltkosten, abrufbar unter: umweltbundesamt.de/sites/default/fi-
les/medien/1410/publikationen/2020-12-21_methodenkonvention_3_1_kostensaetze.pdf zuletzt abgerufen 21.4.2021.
137 Gesang (2017): Klimaethik, abrufbar unter: bpb.de/gesellschaft/umwelt/bioethik/257690/klimaethik zuletzt (aufgerufen am
15.6.2021).
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Produkte und Techniken in ihrer Entwicklung gehemmt werden und der Wettbewerb zu deren Un-
gunsten verzerrt wird.138

2.6 Wirklogik der Förderung

Die geschilderten Ziele der Förderung und die skizzierte Förderlogik im Kontext des intermodalen
Wettbewerbs mit der Straße lassen sich anhand des in Abbildung 2 bereits in den Grundzügen
vorgestellten Wirkmodells wie folgt beschreiben:

■ Input: Das BMVI gewährt den EVU eine anteilige Finanzierung der zu zahlenden Trassenent-
gelte.

■ Output: Durch diese finanzielle Entlastung wird die Wettbewerbsposition des SGV im Vergleich
zur Straße verbessert. Dieser Effekt basiert auf zwei unterschiedlichen Säulen. Zum einen kön-
nen die EVU die finanzielle Entlastung über Preissenkungen an ihre Endkunden weitergeben
und damit ihre Wettbewerbsfähigkeit unmittelbar stärken. Zum anderen sollen Spielräume für
Investitionen geschaffen werden, die in einer längerfristigen Perspektive ihre Wirkungen ent-
falten. Dabei wird entweder Umfang und/oder Qualität der angebotenen Verkehrsleistungen
aufgewertet, um eine stärkere Position im Wettbewerb zu erreichen. Eine andere Möglichkeit
besteht darin, dass die Investitionen die Effizienz steigern und Kostensenkungen ermöglichen.
Diese Effekte können letztlich über sinkende Endkundenpreise ebenfalls die Wettbewerbsfä-
higkeit des SGV steigern.

■ Outcome: Die erhöhte intermodale Wettbewerbsfähigkeit der Schiene sorgt dafür, dass die
Nachfrage nach SGV gestärkt wird. Dabei ist zu berücksichtigen, dass sowohl neue Verkehre
auf Kosten der Straße generiert als auch drohende Abwanderungen von Schienenverkehren
auf die Straße verhindert werden können. Im Ergebnis kann der SGV seinen Modal Split halten
oder im Idealfall ausbauen.

■ Impact: Als Konsequenz der Stärkung des SGV-Anteils werden positive klimapolitische Effekte
ausgelöst: Durch die deutlich niedrigeren Emissionen von Treibhausgasen (THG) der Schiene
je Tonnenkilometer (tkm) im Vergleich zum Straßenverkehr trägt die Förderung dazu bei, den
Güterverkehr klimafreundlicher zu gestalten.

Somit kann im Programm eine durchgehende kausale Kette identifiziert werden, die vom Input
(Gewährung einer finanziellen Förderung) bis hin zum Impact (Senkung von THG-Emissionen) wirkt.
Diese Kette ist die Grundlage der nachfolgend dargestellten Analyse der Trassenpreisförderung.

138 UBA (2019): Gesellschaftliche Kosten von Umweltbelastungen, abrufbar unter: umweltbundesamt.de/daten/umwelt-wirtschaft/ge-
sellschaftliche-kosten-von-umweltbelastungen#gesamtwirtschaftliche-bedeutung-der-umweltkosten (zuletzt aufgerufen 5.5.2021).
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3 Analyse der Trassenpreisförderung

Die Analyse der Trassenpreisförderung folgt den Vorgaben der BHO und muss daher die dort gefor-
derten Untersuchungsbereiche umfassen. Gleichzeitig ist es nötig, diese Bereiche so entlang der
identifizierten Wirkungskette (vgl. Kapitel 2.6) zu verorten, dass der Einfluss der Förderung auf die
beobachteten Effekte und ihre Kausalität bei den aufeinander aufbauenden Wirkungsschritten
möglichst umfassend nachgewiesen werden kann.

Demnach ist die Analyse wie folgt strukturiert:

■ Förderbilanz: Welche Letztempfänger und welche Segmente wurden in welchem Umfang in
den einzelnen Jahren gefördert (Input)?

■ Zielerreichungskontrolle: Konnte durch die Förderung Verkehrsleistung im SGV erhalten oder
neue hinzugewonnen werden? In welchem Umfang konnten dadurch Beiträge zur Senkung der
THG-Emissionen erzielt werden (Outcome und Impact)?

■ Wirkungskontrolle: Auf welche Art werden die durch die Förderung geschaffenen Spielräume
seitens der EVU genutzt (Output und Outcome)?

■ Wirtschaftlichkeitskontrolle: In welchem Verhältnis stehen die eingesetzten Mittel zu den ge-
nerierten Effekten (Bezug von Input zu Impact)?

3.1 Förderbilanz

Die Förderbilanz leistet eine Bestandsaufnahme zur Struktur des Inputs der Förderung bezogen
auf:

■ Höhe der eingebrachten Mittel,
■ Entwicklung der geförderten Betriebsleistung,
■ Förderquoten im Zeitverlauf,
■ Verteilung der Förderung auf Verkehrssegmente,
■ Struktur der Letztempfänger.

3.1.1 Gesamtbetrachtung Fördermittel und geförderte Betriebsleistung

Im Zeitraum 2018-2020 waren im Rahmen des Förderprogramms 875 Mio. Euro an Bundesmitteln
vorgesehen. Diese sind im Förderzeitraum zu 97% ausgeschöpft worden (vgl. Tabelle 1).
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Tabelle 1: Abgleich eingestellte Bundesmittel139 und Ausschöpfung 2018-2020

Jahr eingestellte Bundesmittel Fördersumme Ausschöpfung

2018 175 Mio. € 157 Mio. € 90 %

2019 350 Mio. € 333 Mio. € 95 %

2020 350 Mio. € 355 Mio. € 101 %

insgesamt 875 Mio. € 845 Mio. € 97 %

Eigene Auswertung auf Basis Daten von Programmdokumenten und Förderdaten © Prognos AG 2021

Im Förderzeitraum wurden insgesamt 588 Mio. Trassenkilometer gefördert. Die Schienenverkehrs-
leistung war im betrachteten Zeitraum über die Jahre leicht rückläufig (-2,5 %, vgl. Abbildung 4).

Abbildung 4: Entwicklung der erbrachten Betriebsleistung im Zeitverlauf

Eigene Auswertung auf Basis Daten von DB Netz AG © Prognos AG 2021

Der Mechanismus der TraFöG bedingt eine dynamische Anpassung der Förderquoten als Reaktion
auf die Betriebsleistung. Da in den betrachteten Jahren der Umfang der Förderung zugenommen
und die geförderte Betriebsleistung gleichzeitig abgenommen hat, erhöht sich die gewährte Förder-
summe je Trassenkilometer entsprechend. Im Ergebnis ist über die Kalenderjahre die

139 Die verausgabten Fördersummen basieren auf eigenen Auswertungen der Förderdaten von der DB Netz AG. Sie beziehen sich auf
komplette Kalenderjahre (Januar bis Dezember). Zudem sind in den Förderdaten auch nachträgliche Korrekturbuchungen enthalten,
bei denen Auszahlungsjahr und Bezugsjahr in der Regel unterschiedlich sind. Diese beiden Faktoren bedingen, dass sich die hier prä-
sentierten Zahlen von denen des EBA unterscheiden können (vgl. dazu auch methodische Ausführungen zur Förderdatenbank in Kapi-
tel 1.2.2).
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durchschnittliche Förderquote sukzessive angestiegen (Abbildung 5). Dabei ist aber zu beachten,
dass im Verlauf der einzelnen Jahre die Förderquote in der Regel mehrfach angepasst wurde (Ab-
bildung 6).

Abbildung 5: Entwicklung der durchschnittlichen Förderquote nach Kalenderjahren im Zeitverlauf

Eigene Auswertung auf Basis Daten von DB Netz AG © Prognos AG 2021

Abbildung 6: Entwicklung der monatlichen Förderquoten im Zeitverlauf

Eigene Auswertung auf Basis Daten von DB Netz AG © Prognos AG 2021

3.1.2 Struktur der Förderung: Verkehrssegmente

Der Fördermechanismus der TraFöG bedingt, dass ein sehr direkter Zusammenhang zwischen er-
brachter Betriebsleistung und Fördersumme besteht. Demnach ist die Förderung in den Segmen-
ten besonders hoch, die besonders große Anteile der Trassenkilometer erbringen. Im Ergebnis bin-
det das Segment „Standard“ die höchsten Anteile des Förderbudgets: 2020 kamen diesem Seg-
ment 78 % der Fördersumme zugute (Abbildung 7). Von 2018 (80 % Anteil an der Förderung) bis
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2020 ist dabei eine leichte Abnahme der Bedeutung des Standard-Segments zu erkennen, wäh-
rend das Segment Gefahrgut Anteile gewinnen konnte.

Abbildung 7: Anteile der aggregierten Segmente an der Fördersumme (2020)

Eigene Auswertung auf Basis Daten von DB Netz AG Prognos AG 2021

Die sich leicht ändernden Anteile der Segmente an der Fördersumme sind dadurch zu erklären,
dass die leicht sinkende Gesamtfahrleistung (vgl. Abbildung 4) sich unterschiedlich stark in den
einzelnen Segmenten niederschlägt. Während bei Standard zwischen 2019 und 2020 ein Rück-
gang der Betriebsleistung um etwa 3 % stattgefunden hat, konnten die meisten anderen Segmente
ihre Betriebsleistung halten oder sogar leicht steigern (Abbildung 8).

Abbildung 8: Entwicklung der erbrachten Betriebsleistung nach aggregierten Segmenten im Zeitverlauf

Eigene Auswertung auf Basis Daten von DB Netz AG © Prognos AG 2021
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Abnehmende Anteile eines Segments an der Förderung bedeuten nicht zwangsläufig, dass die För-
derung in absoluten Zahlen sinkt, da gleichzeitig Fördervolumen und -quote über die Jahre erhöht
wurden (Tabelle 1 und Abbildung 5). Durch diesen Effekt kann in Abbildung 9 nachgewiesen wer-
den, dass in fast allen Segmenten die Förderung gestiegen ist. Einzige Ausnahme ist das Segment
„Sehr schwer“, bei dem der besonders starke Rückgang der Betriebsleistung (zwischen 2019 und
2020 etwa -20 %) nicht durch steigende Förderquoten überkompensiert werden konnte.

Abbildung 9: Entwicklung der korrigierten Fördersummen nach aggregierten Segmenten im Zeitverlauf

Eigene Auswertung auf Basis Daten von DB Netz AG © Prognos AG 2021

Die in den Förderdaten hinterlegten Segmente des Trassenpreissystems sind für eine tiefere struk-
turelle Betrachtung der geförderten Verkehre nur bedingt aussagekräftig. Gerade im Hinblick auf
den intermodalen Wettbewerb wäre es viel entscheidender, die auf den geförderten Trassen trans-
portierten Gutarten zu analysieren. Eine genaue Zuordnung der Verkehrsleistung zu transportierten
Gutarten ist aber auf Basis der verfügbaren Informationen nicht möglich. Um dennoch einen Ein-
druck davon gewinnen zu können, welche Gutarten von der Förderung profitieren, wurde die von
der Evaluation durchgeführte Befragung genutzt, um bei den Letztempfängern zu erheben, welche
Gutarten diese transportieren. Abbildung 10 zeigt, dass die meisten EVU in den klassisch bahnaf-
finen Gutarten (Mineralölerzeugnisse, Baustoffe, chemische Erzeugnisse) aktiv sind. Gleichzeitig
ist aber auch die hohe Bedeutung der intermodalen Verkehre nachweisbar, die durchaus ein hohes
Verlagerungspotenzial auf die Straße aufweisen. Im Segment „Sonstiges“ wurden im Freitext be-
sonders häufig Transporte von Baustellen- und Arbeitsfahrzeugen genannt. Die meisten EVU sind
bei mehreren Gutarten aktiv, bei etwa einem Drittel handelt es sich aber um Unternehmen, die auf
eine einzige spezialisiert sind. Diese Spezialisten sind neben Baustoffen auch in den intermodalen
Verkehren zu finden. Letztgenannte EVU dürften sich in einem besonders starken intermodalen
Wettbewerb befinden, entsprechend relevant dürfte für sie die Förderung sein.

Darüber hinaus wurde in der Online-Befragung auch der Frage nachgegangen, ob die Förderung
bestimmte geographische Schwerpunkte erkennen lässt. Auch diese Informationen lassen sich
nicht aus den Förderdaten ableiten. Die Befragungsergebnisse (Abbildung 11) liefern Indizien da-
für, dass nur eingeschränkt klare geographische Schwerpunkte zu identifizieren sind: Besonders
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viele EVU sind im Bereich der räumlich stark verteilten Werk-Werkverkehre aktiv. Die hohe Bedeu-
tung der Hafenzubringerverkehre lässt eine gewisse Fokussierung auf Norddeutschland erkennen,
die starke Relevanz der Rail Freight Corridors (RFC) 1 und 9 dokumentiert die Wichtigkeit der (v.a.
südlichen) Rheinschiene.

Abbildung 10: Durch die Letztempfänger beförderte Gutarten

Online-Befragung, N=129. Fehlende Prozentpunkte zu 100%=„Nein“/k.A. „In welchen Segmenten des Schienengüterverkehrs ist
Ihr Unternehmen aktiv?“ (Mehrfachantworten möglich) © Prognos AG 2021

Abbildung 11: Struktur der Letztempfänger: Bediente geographische Kontexte

Online-Befragung, N=129. Fehlende Prozentpunkte zu 100%= „Nein“ / „k.A“. „In welchen geographischen Kontexten ist Ihr Unter-
nehmen aktiv?“ (Mehrfachantworten möglich) © Prognos AG 2021

3.1.3 Struktur der Förderung: Letztempfänger

In den Daten der DB Netz AG finden sich insgesamt 467 Kundennummern, die bei der internen
Abrechnung als einzelne Letztempfänger behandelt werden. Auf Basis der Rechnungsadressen
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können diese Kundennummern zu 199 verschiedenen Unternehmen aggregiert werden, die in der
Periode 2018-2020 eine Förderung erhalten haben.

Abbildung 12 zeigt, dass die Anzahl der geförderten Letztempfänger auf Basis der Kundennum-
mern der DB Netz AG zwischen den Jahren aufgrund der internen Abrechnungsprozesse durchaus
schwankt, die Anzahl der geförderten Einzelunternehmen hingegen zeigt sich relativ konstant.

Abbildung 12: Anzahl der (aggregierten)140 Letztempfänger im Zeitverlauf

Eigene Auswertung auf Basis Daten von DB Netz AG © Prognos AG 2021

Die Analyse der von den einzelnen EVU erbrachten Betriebsleistung zeigt am Beispiel von 2020 die
nach wie vor sehr große Dominanz von DB Cargo (Abbildung 13): 42 % der Trassenkilometer wer-
den von diesem EVU gefahren. Im Zeitverlauf ist allerdings nachzuweisen, dass sich der Marktanteil
von DB Cargo sukzessive verringert hat; 2018 lag er noch bei 45 %. Die weitere Wettbewerbers-
truktur zeichnet sich durch eine sehr große Heterogenität unterschiedlicher EVU aus, deren Ver-
kehrsleistungen oftmals sehr dicht beieinander liegen. Dies führt dazu, dass sich die fünf EVU mit
der höchsten Verkehrsleistung in den einzelnen Jahren immer aus anderen EVU zusammensetzen,
2020 handelte es sich neben DB Cargo dabei um RBH Logistics, SBB Cargo, boxXpress und TX
Logistik. In den Jahren davor waren auch RheinCargo Süd, METRANS und ITL von erhöhter Bedeu-
tung bei der Betriebsleistung.

140 Bei der Aggregation wurden die Kundennummern der DB Netz AG anhand der Rechnungsadressen den einzelnen EVU zugeordnet.
Aufgrund des Abrechnungssystems der DB Netz AG verfügen gerade größere EVU über mehrere Kundennummern. Da für die Evalua-
tion aber die Zuordnung der Fördersummen zu EVU und nicht zu einzelnen Kundennummern relevant ist, wurde die geschilderte Ag-
gregation vorgenommen.
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Abbildung 13: Erbrachte Betriebsleistung nach aggregierten Letztempfängern (2020)

Eigene Auswertung auf Basis Daten von DB Netz AG © Prognos AG 2021

Auch wenn im Förderzeitraum die Betriebsleistung insgesamt zurückgegangen ist (Abbildung 4),
zeigen die einzelnen EVU sehr unterschiedliche Entwicklungen. Während DB Cargo zwischen 2019
und 2020 erhebliche Rückgänge der Trassenkilometer verzeichnet hat (-6 %) und für einen Großteil
des Gesamttrends der sinkenden SGV-Betriebsleistung verantwortlich sein dürfte, weisen die an-
deren EVU insgesamt eher stagnierende Verkehrsleistungen auf. Der beispielhafte Blick auf die
größten Konkurrenten von DB Cargo (Abbildung 14) zeigt aber auch hier starke Unterschiede in der
Performance der einzelnen Unternehmen. Während einzelne EVU ein zum Teil deutliches Wachs-
tum verzeichnen konnten (z.B. TX Logistik oder boxXpress), weisen andere Marktteilnehmer im glei-
chen Zeitraum größere Rückgänge der Betriebsleistung auf. Dies ist ein Hinweis auf die sehr un-
terschiedliche Marktsituation der EVU und den ausgeprägten intramodalen Wettbewerb.

Abbildung 14: Entwicklung der erbrachten Betriebsleistung im Zeitverlauf nach Letztempfängern

Eigene Auswertung auf Basis Daten von DB Netz AG © Prognos AG 2021
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Analog zur Beobachtung bei den rückläufigen Segmenten profitieren auch EVU mit sinkenden Be-
triebsleistungen vom insgesamt steigenden Fördervolumen. Dies lässt sich am Beispiel von DB
Cargo belegen, die trotz eines Rückgangs von 6 % bei der Betriebsleistung von 2019 auf 2020 im
gleichen Zeitraum einen Zuwachs von fast 3 % bei der Förderung erhalten haben (Abbildung 15).
Eine beispielhafte Betrachtung der größten Konkurrenten von DB Cargo zeigt, dass nur in Ausnah-
mefällen die Fördersumme gesunken ist. Dies betrifft lediglich einzelne EVU, die besonders hohe
Rückgänge bei der Betriebsleistung aufweisen. Hier können stellvertretend RheinCargo Süd und
ITL genannt werden, deren Betriebsleistungsrückgänge 2019-2020 so hoch waren (jeweils etwa -
15 %), dass sie nicht durch eine steigende Förderintensität kompensiert werden konnten.

Abbildung 15: Entwicklung der korrigierte Fördersumme nach aggregierten Letztempfängern im Zeit-
verlauf

Eigene Auswertung auf Basis Daten von DB Netz AG © Prognos AG 2021

Die Verteilung der Fördersumme auf die einzelnen Unternehmen entspricht aufgrund des Förder-
mechanismus sehr weitgehend der Bedeutung der EVU an der Betriebsleistung. Dementsprechend
entfallen mehr als 40 % der Förderung auf DB Cargo. Analog zum Anteil an der Gesamtfahrleistung
ist der Anteil dieses Unternehmens an der Förderung in den letzten Jahren rückläufig.

Für die Charakterisierung der Struktur der Letztempfänger ist es besonders aussagekräftig, die EVU
in Größenklassen einzuteilen und deren absoluten Anteil an der Anzahl der Letztempfänger mit
ihrem Anteil an der Fördersumme zu vergleichen (Abbildung 16). Der Vergleich der beiden Dia-
gramme verdeutlicht die sehr kleinteilige Struktur der Letztempfänger. Kleinunternehmen machen
fast die Hälfte der Letztempfänger aus, sie erhalten in Summe jedoch nur 5 % der Fördersumme.
Demgegenüber vereinen die 15 % Großunternehmen 74 % der Förderung auf sich. Neben den sehr
dominanten DB Cargo (über 40 % der Fördersumme) fallen dabei weitere große EVU mit hohen
Betriebsleistungen ins Gewicht (vgl. Abbildung 13).
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Abbildung 16: Größenstruktur der Letztempfänger

Online-Befragung, N=129. Fehlende Prozentpunkte zu 100%=k.A. „Wie viele Beschäftigte hat Ihr Unternehmen im Bahnbereich?“,
Daten von DB Netz AG, eigene Auswertung                                                                                                                        © Prognos AG
2021

3.2 Zielerreichungskontrolle

Die Zielerreichungskontrolle dient dazu, die Effekte der Förderung in den Bereichen zu messen, die
als zentrale Intention des Programms definiert sind. In der Förderrichtlinie ist die „Verbesserung
der Wettbewerbsfähigkeit des … SGV gegenüber dem Gütertransport auf der Straße“ als Förderziel
benannt, um „den Modal Split des SGV zu halten und zu verbessern“.141

Demnach ist im Rahmen der Zielerreichungskontrolle zu prüfen, für welchen Teil der Schienenver-
kehrsleistung die Förderung ursächlich ist und ob dadurch eine Veränderung des Modal Split er-
reicht werden konnte (Outcome-/Impact-Ebene in Abbildung 2). Da die ebenfalls als Kernziel be-
nannte Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit sehr differenziert an der Schnittstelle von Output-
und Outcome-Ebene des Wirkmodells zu betrachten ist, erfolgt diese Analyse im Rahmen der Wir-
kungskontrolle (Kapitel 3.3). Die Analyse der mit den Effekten verknüpften Umweltwirkungen (Im-
pact-Ebene) wird aus inhaltlichen Konsistenzgründen bei der Wirtschaftlichkeitskontrolle im Kapi-
tel 3.4.1 durchgeführt.

3.2.1 Gesicherte Verkehrsleistung im SGV

In der Online-Befragung gab etwa ein Drittel der antwortenden Unternehmen an, dass sie ohne die
Förderung ihre Verkehrsleistung nicht hätten halten können. Die Mehrheit der antwortenden Un-
ternehmen hätte ihre Verkehrsleistung hingegen nicht reduziert (Abbildung 17). Die Detailbetrach-
tung der antwortenden Unternehmen zeigt, dass bzgl. der Größe der EVU dabei kaum Unterschiede
bestehen.

141 BMVI (2018): Bekanntmachung Richtlinie zur Förderung des Schienengüterverkehrs über eine anteilige Finanzierung der Trassen-
entgelte, § 1, Abs. 1
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Abbildung 17: Reduzierte Verkehrsleistung ohne Trassenpreisförderung

Online-Befragung, N=129. „Hätten Sie ohne die Trassenpreisförderung Ihre erbrachte Verkehrsleistung (Trassenkilometer) im
Schienengüterverkehr reduziert?“) © Prognos AG 2021

Unterschiede werden aber durchaus sichtbar, wenn bei den Unternehmen, die ihre Betriebsleistung
reduziert hätten, auch der Umfang der Rückgänge betrachtet wird (Abbildung 18). Kleine EVU hät-
ten dies in deutlich größerem Umfang (im Schnitt 23 %) getan als mittlere (im Schnitt 13 %) oder
große (im Schnitt 7 %). Auffallend ist zudem, dass der Effekt der Förderung bei kleinen und mittle-
ren EVU über die Jahre sukzessive angestiegen ist. Bei Großunternehmen ist der Effekt 2019 und
2020 relativ gleich, 2018 hätte bei ihnen hingegen noch keine Reduzierung der Betriebsleistung
stattgefunden.

Abbildung 18: Mittlere reduzierte Verkehrsleistung ohne Trassenpreisförderung nach Unternehmens-
größen

Online-Befragung, N=35. Fehlende Prozentpunkte zu 100%=„k.A“. „Bitte schätzen Sie, um wie viel Prozent Ihre Verkehrsleistung
im Schienengüterverkehr ohne Förderung reduziert worden wäre.“ © Prognos AG 2021
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Der ansteigende Effekt der Förderung über die Jahre zeigt sich auch dann, wenn nicht nach der
Größe der Unternehmen, sondern danach unterschieden wird, welche Gutarten sie transportieren
(Abbildung 18). Zudem wird deutlich, dass die Rückgänge bei der Verkehrsleistung besonders stark
bei EVU gewesen wären, die bei Erzen und Baustoffen aktiv sind. Güter im stärkeren intermodalen
Wettbewerb (v.a. intermodale Verkehre) befinden sich mit Ausnahme der land- und forstwirtschaft-
lichen Güter bei der Effektstärke eher im Mittelfeld.

Abbildung 19: Mittlere reduzierte Verkehrsleistung in % ohne Trassenpreisförderung nach Segmenten,
in denen die EVU aktiv sind

Online-Befragung, N=129. „Hätten Sie ohne die Trassenpreisförderung Ihre erbrachte Verkehrsleistung (Trassenkilometer) im
Schienengüterverkehr reduziert?“; Online-Befragung, N=129. „ In welchen Segmenten des Schienengüterverkehrs ist Ihr Unterneh-
men aktiv?“(Mehrfachantworten möglich). Fehlende Prozentpunkte zu 100%=„Nein“/k.A.; N=35. „Bitte schätzen Sie, um wie viel
Prozent Ihre Verkehrsleistung im Schienengüterverkehr ohne Förderung reduziert worden wäre.“ © Prognos AG 2021

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Förderung bei etwa einem Drittel der EVU dazu bei-
tragen konnte, die Verkehrsleistung zu halten. Wenn dieser Effekt auftritt, ist er bei kleinen EVU
deutlich stärker ausgeprägt als bei größeren. Zudem kann nachgewiesen werden, dass die Stärke
des Effekts über die betrachteten Jahre kontinuierlich angestiegen ist. Inwiefern die leicht ange-
stiegene Förderquote der einzelnen Jahre dafür verantwortlich ist oder ob andere Effekte (wirt-
schaftliche Lage der EVU) dabei die entscheidende Rolle spielen, kann allein mit Hilfe der

13,3 14,1

5,2

7,3

12,0

8,7
7,4 7,0 7,7 8,2

17,0

23,7
21,9

16,1 16,2 16,8

14,6 14,6
12,8

13,7 13,2

17,4

25,3 24,9

21,3 20,7 20,5 19,9 19,6

17,0 17,0
16,1

20,4

0

5

10

15

20

25

30

Pr
oz

en
t

2018 2019 2020



Seite 48

Befragung nicht abschließend geklärt werden. Anhand der Befragungsergebnisse kann aber eine
grundsätzliche Ursächlichkeit der Förderung für einen Teil der erbrachten Verkehrsleistung nach-
gewiesen werden. Der absolute Effekt auf die Gesamtverkehrsleistung wird in Kapitel 3.2.3 abge-
schätzt, eine Analyse der Auswirkungen auf die wirtschaftliche Lage der EVU erfolgt in Kapitel 3.3.3.

3.2.2 Neu induzierte Verkehrsleistung im SGV

Analog zur Analyse der gesicherten Betriebsleistung kann anhand der Online-Befragung aller Letz-
tempfänger auch untersucht werden, in welchem Umfang die Förderung zu einer aktiven Auswei-
tung der Betriebsleistung geführt hat. Abbildung 20 weist nach, dass die Mehrheit der antworten-
den EVU nach eigener Aussage aufgrund der Förderung die Verkehrsleistung ausbauen konnte. Der
Effekt ist nicht nur deutlich häufiger zu beobachten als die Konservierung der bestehenden Ver-
kehrsleistung (vgl. Abbildung 17), der Vergleich der beiden Abbildungen lässt auch erkennen, dass
beim Ausbau der Verkehrsleistung große Unterschiede zwischen den Größenklassen der EVU be-
stehen. Während nur knapp die Hälfte der kleinen EVU die Verkehrsleistung ausbauen konnte, ist
dies 80 % der Großunternehmen gelungen.

Abbildung 20: Ausbau der Verkehrsleistung durch die Förderung

Online-Befragung, N=129. „Hat die Trassenpreisförderung dazu geführt, dass Sie Ihr Verkehrsangebot im Schienengüterverkehr
aktiv ausbauen konnten?“ © Prognos AG 2021

Bei den Unternehmen, die ihre Verkehrsleistung erhöhen konnten, zeigt Abbildung 21 ein vergleich-
bares Bild wie Abbildung 18. Wenn der Effekt auftritt, ist er bei kleinen (im Schnitt 22 %) und mitt-
leren Unternehmen (im Schnitt 11 %) stärker als bei den Großunternehmen (im Schnitt 7 %) und
weist über die Jahre eine zunehmende Stärke auf. Bei Großunternehmen zeigt sich hingegen kein
eindeutiges Wachstum der Effektstärke über die Jahre. Der Ausbau der Verkehrsleistung ist bezo-
gen auf die einzelnen Unternehmen von der Effektstärke her somit ungefähr gleich stark wie der
verkehrsleistungssichernde Effekt, er tritt aber bei deutlich mehr Unternehmen auf.
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Abbildung 21: Mittlere erhöhte Verkehrsleistung durch Trassenpreisförderung nach Unternehmensgrö-
ßen

Online-Befragung, N=60. Fehlende Prozentpunkte zu 100%=„k.A“. „Bitte schätzen Sie, wie viel zusätzliche Verkehrsleistung Sie im
Schienengüterverkehr durch die Förderung angeboten haben.“ © Prognos AG 2021

Auch bei den durch die Förderung zusätzlichen geschaffenen Trassenkilometern wurde analysiert,
bei welchen Gutarten dieser Effekt am ehesten aufgetreten ist (Abbildung 22). Dabei zeigt sich
einmal mehr, dass diese Effekte in besonderem Maße bei EVU auftreten, die bei Baustoffen und
anderen ohnehin eher bahnaffinen Gütern aktiv sind. Stärker vom intermodalen Wettbewerb be-
troffene EVU weisen eher moderate Effektstärken auf.

In der Gesamtschau lässt sich festhalten, dass die Förderung nachweislich mehr Unternehmen
dabei hilft, ihre Betriebsleistung auszubauen, als diese lediglich zu konservieren (vgl. Kapitel
3.2.1). Gerade Großunternehmen konnten ihre Verkehre in großer Anzahl durch die Förderung aus-
weiten. Gleichwohl ist der Effekt bei den kleineren Unternehmen, bei denen er auftritt, deutlich
stärker und bewegt sich in der Größenordnung des verkehrsleistungssichernden Effekts. Auch
beim Ausbau der Verkehre kann eine steigende Effektstärke über die Programmlaufzeit nachge-
wiesen werden, die aus Sicht der Evaluatoren aber nicht zwangsläufig den leicht steigenden För-
derquoten geschuldet ist. In den folgenden Kapiteln wird der Gesamteffekt auf die SGV-Leistung
abgeschätzt und die Bedeutung der Förderung für die Wirtschaftskraft der Unternehmen näher
beleuchtet.
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Abbildung 22: Mittlere zusätzliche Verkehrsleistung in % durch Trassenpreisförderung nach Segment,
in denen die EVU aktiv sind

Online-Befragung, N=129. „Hat die Trassenpreisförderung dazu geführt, dass Sie Ihr Verkehrsangebot im Schienengüterverkehr
aktiv ausbauen konnten?“; Online-Befragung, N=129. „In welchen Segmenten des Schienengüterverkehrs ist Ihr Unternehmen
aktiv?“(Mehrfachantworten möglich). Fehlende Prozentpunkte zu 100%=„Nein“/k.A.; N=60. „Bitte schätzen Sie, wie viel zusätzli-
che Verkehrsleistung Sie im Schienengüterverkehr durch die Förderung angeboten haben.“ © Prognos AG 2021

3.2.3 Abschätzung Gesamteffekt und Auswirkungen auf Modal Split

Die beiden Kapitel zuvor haben zunächst eine grundsätzliche Ursächlichkeit der Förderung für ei-
nen Teil der erbrachten Verkehrsleistung nachgewiesen. Die Wirksamkeit der TraFöG in Bezug da-
rauf, einen positiven Effekt auf die Verkehrsleistung zu haben, ist dadurch belegt. Von entschei-
dender Bedeutung ist aber, neben der grundsätzlichen Wirksamkeit auch die Wirkmächtigkeit der
Förderung quantitativ abschätzen zu können.

Auf Basis der Befragungsergebnisse lässt sich diese mit Hilfe von weiteren Annahmen herleiten.
Abbildung 23 stellt das gewählte Vorgehen überblicksartig dar. Im Wesentlichen werden die nach
Jahren und Größenklassen erhobenen Effekte der einzelnen EVU genutzt, um die Auswirkungen
auf die Gesamtfahrleistung hochzurechnen. Dabei werden die differenziert erhobenen Effekte zu
gesicherter und neu induzierter Betriebsleistung so miteinander kombiniert, dass sowohl der Anteil
der EVU, die diese Effekte aufweisen (vgl. Abbildung 17 und Abbildung 20) als auch der
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durchschnittliche Umfang des Effekts (vgl. Abbildung 18 und Abbildung 21) berücksichtigt wird. Im
Ergebnis wird je EVU-Größenklasse und Jahr ein prozentualer Anteil errechnet, für den die Förde-
rung ursächlich ist. Dieser Anteil wird auf die jeweilige Gesamtfahrleistung der Größenklassen in
den einzelnen Jahren in Ansatz gebracht, um einen absoluten Wert der Betriebsleistung zu berech-
nen, der ohne die Förderung nicht erbracht worden wäre. Tabelle 2 fasst die so erzeugten Ergeb-
nisse überblicksartig zusammen.

Die Abschätzungen ergeben, dass in den 2,5 betrachteten Jahren die Förderung für insgesamt 58
Mio. Trassenkilometer ursächlich war. Gemessen an der im gleichen Zeitraum erbrachten Gesamt-
fahrleistung von 588 Mio. Trassenkilometern entspricht dies einem Anteil von 9,8 %. Unter der
Annahme, dass Trassenkilometer und Tonnenkilometer in einem konstanten Verhältnis zueinander
stehen, kann über diesen Anteil auch abgeschätzt werden, für wie viele tkm die Förderung von
2018-2020 ursächlich war. In diesen 2,5 Jahren wurden im SGV ca. 317 Mrd. tkm erbracht (vgl.
dazu auch Kapitel 4). Werden die zuvor berechneten 9,8 % auf diese Zahl übertragen, so ist die
Förderung für 31 Mrd. tkm im Schienengüterverkehr ursächlich.

Abbildung 23: Herleitung der aggregierten Betriebsleistungseffekte der Förderung

Eigene Darstellung © Prognos AG 2021
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Tabelle 2: Durch die Förderung ausgelöste Trassenkilometer nach EVU-Größenklasse und Jahr

Gesicherte Betriebsleistung

EVU-Größenklasse 2018 2019 2020 Summe

KU 0,4 Mio. 1,5 Mio. 1,8 Mio. 3,7 Mio.

MU 0,8 Mio. 1,9 Mio. 3,0 Mio. 5,7 Mio.

GU 0 7,4 Mio. 6,0 Mio. 13,4 Mio.

Summe 1,2 Mio. 10,8 Mio. 10,8 Mio. 22,8 Mio.

Neu induzierte Betriebsleistung

EVU-Größenklasse 2018 2019 2020 Summe

KU 0,5 Mio. 1,7 Mio. 2,0 Mio. 4,2 Mio.

MU 0,8 Mio. 2,5 Mio. 4,7 Mio. 8,0 Mio.

GU 7,5 Mio. 5,0 Mio. 10,5 Mio. 23,0 Mio.

Summe 8,8 Mio. 9,2 Mio. 17,2 Mio. 35,2 Mio.

Gesamteffekt 10 Mio. 20 Mio. 28 Mio. 58 Mio.

Eigene Darstellung © Prognos AG 2021

Somit kann auf Basis dieser Modellrechnung nachgewiesen werden, dass die Förderung für einen
nennenswerten Anteil der Verkehrsleistung verantwortlich war. Von entscheidender Bedeutung ist
dabei, in welchem Umfang es sich dabei um Verkehrsleistung handelt, die ansonsten auf der
Straße erbracht worden wäre oder ob die EVU mit positiven Betriebsleistungseffekten die Förde-
rung primär genutzt haben, ihre Position im intramodalen Wettbewerb zu stärken. In diesem Fall
würde es sich lediglich um Verlagerungen innerhalb des SGV handeln, die keinen intendierten Ef-
fekt im Sinn der Förderrichtlinie bedeuten würden. Die Frage nach der Verlagerungswirkung ist
außerordentlich komplex und müsste idealerweise berücksichtigen, bei welchen Gutarten die Ef-
fekte stattgefunden haben. Die Befragung der Evaluation liefert dafür zwar Hinweise (vgl. Abbildung
19 und Abbildung 22), sie bietet aber keine ausreichende Datengrundlage für eine Abschätzung
der Effekte nach Gutarten. Dies ist darin begründet, dass die EVU lediglich beantwortet haben, ob
sie eine bestimmte Gutart befördern oder nicht. Dabei wurde aber nicht die jeweilige Bedeutung
der Gutart für das Unternehmen (z.B. gemessen im Anteil an den Trassenkilometern) abgefragt, da
dies die Befragung übermäßig komplex gestaltet und den Rücklauf verringert hätte. Entsprechend
ist in den beiden Grafiken lediglich dargestellt, wie sich die Effekte zwischen EVU unterscheiden,
die in den jeweiligen Segmenten aktiv sind. Die dargestellten Effektstärken beziehen sich dabei
auf die Gesamtverkehrsleistung der EVU ohne explizite Aussage für das spezifische Segment.

Dadurch ist es erforderlich, bei der Abschätzung des Verlagerungseffekts einen pauschaleren An-
satz zu wählen. Grundgedanke ist dabei, dass die der Förderung zugeschriebenen 31 Mrd. tkm
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ohne Förderung „auf dem Gesamtgüterverkehrsmarkt gelandet“ wären. Ausgehend von den in den
betrachteten Jahren nachweisbaren Marktanteilen (19,5 % Schiene, 80,5 % Straße, vgl. Kapitel 4)
wären in diesem „Nullfall“ 25 Mrd. tkm statt auf der Schiene auf der Straße transportiert worden.
Die effektive Verlagerungswirkung entspricht demnach nicht den zuvor berechneten 9,8 %, son-
dern beträgt 7,9 %.

Die Förderung hat grundsätzlich ihr Ziel erreicht, eine Verlagerungswirkung zu entfalten. Diese Ein-
schätzung kann durch eine Betrachtung untermauert werden, wie sich dieser Effekt auf den Modal
Split im Güterverkehr ausgewirkt hat. Unter der Annahme, dass sich die induzierte Verkehrsleistung
wie beschrieben auf Straße und Schiene verteilt hätte, hätte der Marktanteil des SGV nicht bei 19,5
%, sondern um 1,5 Prozentpunkte niedriger bei 18 % gelegen. Der Anteil des Straßenverkehrs wäre
entsprechend auf 82 % gestiegen. Diese Beispielrechnung zeigt, dass die Förderung durchaus ei-
nen „spürbaren“ Effekt auf die Entwicklung des Güterverkehrsmarkts zu Gunsten der Schiene
hatte.

Die Ergebnisse sind allerdings vor dem Hintergrund der qualitativen Einschätzungen der EVU zur
Verlagerungswirkung der Förderung kritisch zu diskutieren. Abbildung 24 zeigt, dass die EVU der
Verlagerungswirkung eher skeptisch gegenüberstehen. Nur 17 % gestehen ihr diesen Effekt in ho-
hem oder sehr hohem Maße zu, demgegenüber verneinen 16 % diese Wirkung komplett.

Abbildung 24: Verlagerung auf Schiene durch erhöhte Schienen-Verkehrsleistung

Online-Befragung, N=129. „In welchem Umfang ist es Ihnen durch die Sicherung / Ausweitung Ihrer Verkehrsleistung im Schienen-
güterverkehr gelungen, Verkehre von der Straße auf die Schiene zu verlagern?“ © Prognos AG 2021

Ein Erklärungsansatz für diese eher pessimistische Sicht der EVU auf die Verlagerungswirkung wird
in Abbildung 25 geliefert. Die EVU sehen die erreichten Verlagerungswirkungen am ehesten im
Bereich der Land- und Forstwirtschaft und im intermodalen (Container-)Verkehr. Den für die Mehr-
zahl der EVU besonders wichtigen Gutarten wie Ölerzeugnissen und chemischen Erzeugnissen (vgl.
Abbildung 10) wird hingegen kaum eine Verlagerungswirkung zugestanden. Dies ist dadurch be-
gründet, dass es sich hierbei um sehr bahnaffine Güter handelt, die bereits in hohem Maße auf der
Schiene transportiert werden und nur schwer auf die Straße verlagert werden können.
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Abbildung 25: Gütergruppen mit Verlagerungswirkung

Online-Befragung, N=30. „Bitte benennen Sie kurz die Segmente, in denen diese Verlagerung gelungen ist [Gütergruppen].“ (Mehr-
fachnennungen möglich) © Prognos AG 2021

In der Online-Befragung wurden die Letztempfänger auch explizit nach den Gründen für die von
ihnen wahrgenommene begrenzte Verlagerungswirkung befragt (Abbildung 26). Dabei kristallisie-
ren sich unter Berücksichtigung der Freitextfelder unter „Sonstiges“ folgende Kernaspekte heraus:

■ Trotz der Förderung werden die Wettbewerbsnachteile der Schiene gegenüber der Straße nur
unzureichend ausgeräumt.

■ Die EVU sind in ihren Verlagerungsbestrebungen durch strukturelle Defizite limitiert. Dabei han-
delt es sich um nur begrenzt verfügbare Infrastruktur und langfristige Verträge mit Kunden, die
wenig Spielraum für Anpassungen lassen.

■ In den durch die EVU stark bedienten bahnaffinen Segmenten bestehen kaum Verlagerungs-
potenziale (vgl. oben).

Abbildung 26: Gründe für begrenzte Verlagerungswirkung

Online-Befragung, N=73. „Bitte begründen Sie, warum kaum oder gar keine Verlagerungen erreicht werden konnten.“
© Prognos AG 2021
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Es muss daher konstatiert werden, dass auf den ersten Blick offenbar eine Diskrepanz zwischen
der Modellrechnung mit den dahinterliegenden Annahmen und der individuellen Wahrnehmung
der EVU besteht. Diese stellt nicht per se einen Widerspruch dar, sie ist aber interpretationsbedürf-
tig. Die Modellrechnungen zeigen, dass unter den gewählten Annahmen eine Modal Split-Verschie-
bung von 1,5 Prozentpunkten stattgefunden hat. Die Förderung ist nach den Modellrechnungen für
eine zusätzliche Verkehrsleistung von 9,8 % verantwortlich, von denen unter den gewählten Annah-
men 19,5 % ohnehin auf der Schiene abgewickelt worden wären. Entsprechend hat die Förderung
die SGV-Leistung effektiv um 7,9 % erhöht. Somit werden durch die Förderung Effekte nachweislich
angestoßen, diese bewegen sich gemessen am Gesamtmarkt aber fraglos in einem begrenzten
Rahmen. Die Einschätzungen der EVU sind mit Hilfe einer qualitativen Likert-Skala142 erhoben wor-
den. Bei den Ergebnissen fällt auf, dass die Mehrheit der EVU durchaus einen Verlagerungseffekt
durch die TraFöG erkennt, diesen aber als (sehr) begrenzt ansieht. Explizit negiert wird er nur von
einer deutlichen Minderheit. Vor dem Hintergrund dieser Zahlen sieht das Evaluations-Team keinen
unmittelbaren Widerspruch der qualitativen Aussagen zu den quantitativen Berechnungen, da
beide als vorhandener, wenn auch begrenzter Effekt interpretiert werden können.

3.3 Wirkungskontrolle

Bei der Wirkungskontrolle werden all jene Effekte möglichst umfassend erhoben, die durch die
Förderung bei den EVU ausgelöst werden. Somit widmet sich die Wirkungskontrolle der Out-
put/Outcome- Ebene in Abbildung 2, die letztlich dazu führen, dass Effekte auf der Impact-Ebene
(Veränderung SGV-Anteil im Modal Split und Senkung von CO2-Emissionen) ermöglicht werden.
Gemäß der Förderlogik ist dabei in unterschiedliche Teilaspekte zu unterscheiden.

3.3.1 Preiseffekte

Um die Wettbewerbsposition des SGV möglichst kurzfristig erhöhen zu können, soll die Förderung
genutzt werden, um positive Preissignale zu setzen. In der Tat geben die befragten Letztempfänger
in der überwiegenden Mehrheit Teile der Förderung über die Preise an ihre Kunden weiter (Abbil-
dung 27). Die Preisweitergabe erfolgt in den meisten Fällen nicht über pauschale Senkungen der
Preise für alle Kunden, sondern wird mehrheitlich lediglich einzelnen Kunden über individuell aus-
gehandelte Rabatte gewährt.

142 Bei einer Likert-Skala wird erhoben, in welchem Umfang die Befragten einer gewissen Aussage zustimmen oder nicht bzw. wie
stark sie einen bestimmten Effekt bewerten. Wie in Abbildung 24 dargestellt wurden die EVU befragt, in welchem Umfang es ihnen
durch die Förderung gelungen ist, Verkehre von der Straße auf die Schiene zu verlagern. Als Antwortkategorien waren „in sehr hohem
Maße“, „in hohem Maße“, „in eher geringem Maße“, „in geringem Maße“ und „gar nicht“ vorgegeben.
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Abbildung 27: Weitergabe der Förderung über Endkundenpreise

Links: Online-Befragung, N=129. „Haben Sie die Trassenpreisförderung im Schienengüterverkehr genutzt, um diese über verrin-
gerte Preise an Ihre Kunden weiterzugeben?“). Rechts: Online-Befragung, N=74. „Hat dieser Preiseffekt pauschal auf ihre Gesamt-
verkehrsleistung im Schienengüterverkehr gewirkt oder haben Sie diesen über kunden- oder segmentspezifische Rabatte weiterge-
geben?“ © Prognos AG 2021

Insgesamt ist eine sehr große Spannbreite festzustellen, in welchen Segmenten Rabatte gewährt
worden sind (Abbildung 28). Hier spiegeln sich die individuellen und von der Marktmacht her sehr
unterschiedlichen Kundenbeziehungen der EVU und die damit verknüpften Verhandlungspositio-
nen wider. Auffallend ist aber, dass Rabatte in großer Zahl auch in sehr bahnaffinen Segmenten
wie den Massengütern Baustoffe, Montan, Öl und Chemie gewährt wurden.

Abbildung 28: Bedeutung einzelner Gütergruppen bei den gewährten Rabatten

Online-Befragung, N=31. Fehlende Prozentpunkte zu 100%=„k.A“. „Bei welchen? [Gütern]“ (Mehrfachnennungen möglich)
© Prognos AG 2021

Trotz einer tendenziell geringeren Marktmacht bei Verhandlungen mit Kunden haben kleine EVU
seltener Preisanreize gesetzt als die beiden anderen Größenklassen. Nur etwa die Hälfte der
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kleinen EVU hat nach eigenen Angaben Preissenkungen realisiert, bei den größeren Unternehmen
sind es jeweils zwei Drittel (Abbildung 29). Ein Erklärungsansatz könnte dabei sein, dass kleine EVU
in der Regel über deutlich weniger unterschiedliche Kunden verfügen als größere und somit selte-
ner in eine Verhandlungssituation geraten, in der die Weitergabe der TraFöG eingefordert wird.

Abbildung 29: Kundenweitergabe über verringerten Preise nach Unternehmensgröße

Online-Befragung, N=129. „Haben Sie die Trassenpreisförderung im Schienengüterverkehr genutzt, um diese über verringerte
Preise an Ihre Kunden weiterzugeben?“ © Prognos AG 2021

Auch bei den Preisweitergaben zeigt sich aber: Wenn die Effekte bei kleinen EVU auftreten, sind
sie besonders stark (Abbildung 30). Im Jahr 2020 haben die Unternehmen, die Rabatte gewährt
haben, die Preise im Schnitt um 16 % gesenkt. Auch bei den Rabatten zeigt sich über die Jahre ein
wachsender Effekt bei allen EVU-Größenklassen. Dabei ist festzustellen, dass die Intensität des
Preiseffekts bei wachsender Größe der EVU abnimmt. Zwar gewähren größere EVU durch ihre hö-
here Anzahl an Kunden häufiger Rabatte, diese fallen aber geringer aus als bei den kleinen EVU.
Hier spiegelt sich die unterschiedliche Marktmacht der einzelnen Unternehmen.
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Abbildung 30: Mittlere Preissenkungen für Kunden durch Trassenpreisförderung nach Unternehmens-
größen

Online-Befragung, N=74. Fehlende Prozentpunkte zu 100%=„k.A“. „Bitte schätzen Sie, um wie viel Prozent höher Ihre Preise ohne
eine Förderung gewesen wären.“ © Prognos AG 2021

Die Ergebnisse der Befragung deuten demnach darauf hin, dass durch die Förderung in relevantem
Umfang Preissignale zu Gunsten der Endkunden gesetzt wurden. Inwiefern dies den Zielen der För-
derung (Stärkung der Schiene im intermodalen Wettbewerb) dienlich ist, muss differenziert disku-
tiert werden. Auffallend ist, dass Preiseffekte offenbar in hohem Umfang auch in Segmenten fest-
stellbar sind, die nur ein geringes Verlagerungspotenzial Richtung Straße erwarten lassen. In die-
sen Bereichen ist zu vermuten, dass die (Bestands-)Kunden der EVU Preissenkungen eher vor dem
Hintergrund des hohen intramodalen Wettbewerbs der EVU untereinander aushandeln können. Po-
sitive Effekte auf den intermodalen Wettbewerb sind damit nur sehr eingeschränkt verknüpft.

Diese Einschätzung wird durch die Interviews mit den Bahnverbänden gestützt. In den Gesprächen
wurde durchgehend bestätigt, dass die Förderung in hohem Maße in Preissenkungen geflossen ist
und somit ein spürbares Preissignal ausgelöst wurde. Die Stärke dieses Effekts basiert nach Auf-
fassung der Verbände weniger auf einer Marktstrategie der EVU, sondern eher auf der geringen
Marktmacht gegenüber ihren Kunden. Dies ist nach Aussage der Verbände gerade im Bereich gro-
ßer Bestandskunden festzustellen, die in der Lage sind, im ausgeprägten intramodalen Wettbe-
werb ihre Forderungen durchzusetzen. Einzelne Verbände gingen in ihren Aussagen so weit, dass
die TraFöG sogar den intramodalen Wettbewerb zusätzlich anheizen würde und ein negativer Preis-
wettbewerb nach unten angestoßen werden könnte. Im Ergebnis gehen die interviewten Verbände
davon aus, dass durch die Preissenkungen eher Bestandskunden im intramodalen Wettbewerb
gesichert als neue im intermodalen gewonnen werden. Gleichwohl wurden durchaus auch Fälle
berichtet, in denen gerade im intermodalen Verkehr, bei Automotive-Kunden und bei Holzverkehren
neue Kunden durch Preissenkungen gewonnen werden konnten, die ansonsten potenziell auf der
Straße transportiert hätten (vgl. dazu auch Abbildung 28). In diesen Fällen konnten aktiv Angebots-
ausweitungen und damit verknüpfte Verlagerungseffekte ausgelöst werden, die ohne durch die
TraFöG ausgelöste Preisspielräume nur schwer zu realisieren gewesen wären (vgl. dazu auch Ab-
bildung 22).
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3.3.2 Investitionen

Neben den Preissignalen, die durch die Förderung ermöglicht werden, ist es das Anliegen der För-
derung, die Wettbewerbsposition der EVU auch in einer längerfristigen Perspektive zu stärken. Im
Zentrum steht dabei die Intention, EVU durch die Entlastung bei den Trassenpreisen finanzielle
Spielräume zu verschaffen, die für Investitionen genutzt werden können. Abbildung 31 zeigt, dass
34 % der befragten bzw. mehr als die Hälfte der antwortenden EVU durch die Förderung in die Lage
versetzt wurden, zusätzliche Investitionen zu tätigen. Bei der Detailbetrachtung der einzelnen Grö-
ßenklassen sind kaum Unterschiede bei der Investitionsneigung zu erkennen. Der Vergleich mit
der Abbildung 29 weist aber nach, dass in allen Größenklassen deutlich mehr EVU die Förderung
für Preissenkungen als für Investitionen genutzt haben.

Abbildung 31: Zusätzliche Investitionen durch Trassenpreisförderung

Online-Befragung, N=129. „Konnten durch die Trassenpreisförderung im Schienengüterverkehr zusätzliche Spielräume für Investi-
tionen in Ihrem Unternehmen geschaffen werden?“ © Prognos AG 2021

Auch wenn die grundsätzliche Investitionsbereitschaft über alle Größenklassen vergleichbar hoch
ist, zeigen sich bei den getätigten Investitionsvolumina erwartungsgemäß erhebliche Unterschiede
(Abbildung 32). Kleine Unternehmen, die investiert haben, haben dies im betrachteten Zeitraum
im Schnitt in Höhe von 180.000 Euro getan, bei Großunternehmen werden im Schnitt mehr als 5,4
Mio. Euro investiert. Im Zeitverlauf fallen dabei große Sprünge auf. Im Startjahr der Förderung 2018
waren die angestoßenen Investitionen noch ausgesprochen gering und sind 2019 sehr stark ange-
stiegen. Im Jahr 2020 wurden die Investitionen (vermutlich durch die Covid-19-Situation) deutlich
zurückgefahren.

Unternehmen, die gar nicht investiert haben, wurden per Freitext nach den Gründen für die nicht
vorhandenen Investitionen gefragt (Abbildung 33). Aus den vielfältigen genannten Gründen lassen
sich als besonders bedeutende Begründungen folgende Punkte ableiten:

■ Die EVU geben die geschaffenen Spielräume in hohem Maße an die Kunden weiter (vgl. dazu
Abbildung 27).
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■ Das Volumen der Förderung ist zu niedrig, um größere Investitionen zu ermöglichen. Diese
Begründung lässt auch Bezüge zur starken Preisweitergabe vermuten, die keine ausreichen-
den Spielräume für Investitionen lässt.

■ Die wirtschaftliche Lage der EVU lässt gerade vor dem Hintergrund der Covid-19-Krise keine
Investitionen zu.

■ Die systemischen Rahmenbedingungen erschweren Investitionen. In diesem Zusammenhang
wurde unter „Sonstiges“ von mehreren EVU genannt, dass die (nicht) verfügbaren Infrastruk-
turen als limitierender Faktor expansiver Aktivitäten wahrgenommen werden.

Abbildung 32: Mittlere getätigte Investitionen durch Trassenpreisförderung nach Unternehmensgrößen
in Euro (2018-2020)

Online-Befragung, N=44. Fehlende Prozentpunkte zu 100%=„k.A“. „Bitte geben Sie an, in welcher Höhe Investitionen in den einzel-
nen Jahren ermöglicht worden sind.“ © Prognos AG 2021

Abbildung 33: Gründe für fehlende Investitionen

Online-Befragung, N=40. „Bitte begründen Sie, warum keine Investitionen ausgelöst wurden.“ © Prognos AG 2021
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Bei den EVU, die Investitionen getätigt haben, lassen sich Aussagen dazu treffen, in welche Felder
bzw. zu welchem Zweck investiert wurde (Abbildung 34). Die Antworten deuten darauf hin, dass die
Investitionen in vielen Fällen dazu genutzt werden, die angebotenen Verkehrsleistungen qualitativ
oder quantitativ aufzuwerten, indem beispielsweise die Zuverlässigkeit erhöht oder die Effizienz im
Betrieb gesteigert wird. Die Vergrößerung des Kundenkreises steht hingegen weniger stark im Fo-
kus der Investitionen. Dies kann so interpretiert werden, dass die Investitionen darauf abzielen,
Bestandskunden durch Qualitätssteigerungen stärker an sich zu binden oder ihnen zusätzliche Ver-
kehrsleistungen anzubieten. Diese Ergebnisse sind konsistent zu den Analysen in Kapitel 3.2, in
denen nachgewiesen wurde, dass die Förderung durchaus dazu beitragen konnte, Verkehrsleis-
tung zu sichern oder neu zu generieren. Die Investitionen in Qualität und Quantität der angebote-
nen Verkehrsleistung können als eine Voraussetzung für diese Effekte angesehen werden. Die Tat-
sache, dass die Investitionen eher selten darauf abzielen, Neukunden zu gewinnen, stützt die Be-
obachtung, dass der Verlagerungseffekt der Förderung begrenzt ist, da Bestandskunden in der Re-
gel weniger Verlagerungspotenziale aufweisen als neu gewonnene Kunden.

Abbildung 34: Effekte der Investitionen

Online-Befragung, N=44. Fehlende Prozentpunkte zu 100%=„k.A“. „Welche Effekte haben diese Investitionen im Schienengüterver-
kehr ausgelöst?“ © Prognos AG 2021

Je nachdem, in welche Bereiche investiert wird, könnten potenziell weitere Förderinstrumente in
Anspruch genommen werden. Als besonders relevant können dabei vorhandene Schnittstellen zum
Bundesprogramm Zukunft Schienengüterverkehr und zur Förderrichtlinie für Schienenfahrzeuge
mit alternativem Antrieb angesehen werden. Im Rahmen der Online-Befragung wurde danach ge-
fragt, ob die durch die Förderung angestoßenen Investitionen durch die Nutzung dieser Förderpro-
gramme ergänzt wurde/wird. Dabei zeigte sich, dass nur in Einzelfällen diese Verknüpfung der Tra-
FöG mit anderen Förderprogrammen im Schienenverkehr erfolgt. .

Von besonderem Interesse innerhalb der Evaluation ist die Frage, inwieweit die EVU durch die In-
vestitionen ihre intermodale Wettbewerbsfähigkeit verbessern konnten. Dies ist deshalb beson-
ders relevant, weil damit ein unmittelbarer Beitrag zu einem in der Förderrichtlinie explizit
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benannten Hauptziel geleistet würde. Tatsächlich zeigt sich, dass die Investitionen bei einer hohen
Anzahl der EVU die Position im intermodalen Wettbewerb steigern können (Abbildung 35).

Abbildung 35: Stärkung gegenüber dem Straßengüterverkehr durch Investitionen

Online-Befragung, N=44. „In welchem Maß stimmen Sie der folgenden Aussage zu: Die durch die Förderung ermöglichten Investiti-
onen haben unsere Position gegenüber dem Straßengüterverkehr gestärkt © Prognos AG 2021

Zusammenfassend muss betont werden, dass erst ein Teil der EVU durch die Förderung in die Lage
versetzt wurde, Investitionen zu tätigen (Abbildung 31), bei diesen wird aber durchaus eine Verbes-
serung der intermodalen Wettbewerbsposition ausgelöst (Abbildung 35). Der Grund dafür besteht
darin, dass die Investitionen häufig darauf abzielen, die angebotenen Verkehrsleistungen quanti-
tativ oder qualitativ aufzuwerten (Abbildung 34). Auch wenn dadurch eine Verbesserung der in-
tramodalen Wettbewerbsposition bewirkt wird, gelingt es den EVU offenbar erst in geringem Maße,
Neukunden zu erschließen. Dadurch verbleiben die ausgelösten intermodalen Verlagerungen auf
einem überschaubaren Niveau.

Diese Befunde konnten in den Gesprächen mit den Verbänden grundsätzlich bestätigt werden. In
den Interviews wurde unterstrichen, dass die Möglichkeiten für Investitionen bei den EVU begrenzt
ist. Dies liegt nicht nur daran, dass die EVU unter starkem Druck stehen, die Förderung über Preis-
senkungen weiterzureichen, sondern es wurde auch berichtet, dass die Sinnhaftigkeit von Investi-
tionen zur Ausweitung der Verkehrsleistungen stark davon beeinflusst wird, inwieweit zusätzliche
Infrastrukturkapazitäten vorhanden sind. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die Gewinnung von
Neukunden. Aus diesem Grund ist es auch der Eindruck der Verbände, dass die EVU eher bestrebt
sind, bestehende Verkehrsleistungen qualitativ aufzuwerten. Dies kommt eher den Bestandskun-
den zugute.

3.3.3 Ökonomische Wirkungen auf die EVU

Nachdem bereits die Auswirkung der angeregten Innovationen auf die intermodale Wettbewerbs-
fähigkeit untersucht wurde, soll im Folgenden die Gesamtwirkung der Förderung darauf hin analy-
siert werden, inwiefern sie zu einer Verbesserung der Marktsituation der EVU beigetragen hat.
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Abbildung 36 stellt dar, dass nur eine Minderheit der EVU der Förderung insgesamt einen starken
Beitrag zur Erhöhung der intermodalen Wettbewerbsfähigkeit beimisst.

Abbildung 36: Verbesserung der Wettbewerbsposition gegenüber dem Straßengüterverkehr durch die
Förderung

Online-Befragung, N=129. „In welchem Umfang hat sich Ihre Wettbewerbsposition gegenüber dem Straßengüterverkehr durch die
Förderung insgesamt verbessert?“ © Prognos AG 2021

Eine differenzierte Betrachtung nach EVU-Größenklasse weist nur geringe Unterschiede aus: Mitt-
lere Unternehmen bewerten die Auswirkungen der Förderung auf ihre Wettbewerbsposition etwas
besser als die anderen EVU. Ein Grund dafür könnte sein, dass große Unternehmen bereits eine
vergleichsweise gute Position im intermodalen Wettbewerb innehaben, die sich durch die Förde-
rung nur unwesentlich weiter verbessern lässt. Für kleine EVU könnte die absolute Höhe der För-
derung hingegen zu gering sein, um stärkere Impulse setzen zu können.
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Abbildung 37: Anteil der Unternehmen mit Verbesserung der Wettbewerbssituation in (sehr) hohem
Maße

Online-Befragung, N=129. „In welchem Umfang hat sich Ihre Wettbewerbsposition gegenüber dem Straßengüterverkehr durch die
Förderung insgesamt verbessert?“ © Prognos AG 2021

Gleichwohl fällt die Einschätzung zum Gesamteffekt der Förderung deutlich pessimistischer aus
als die zu den Effekten der Investitionen (Abbildung 35). Dies deutet darauf hin, dass den durch
die Förderung ermöglichten Preissenkungen nur eine schwache Wirkung auf den intermodalen
Wettbewerb zugesprochen wird. Dies wird durch die Interviews mit den Verbänden untermauert.
Diese legten dar, dass die Förderung zwar in der Lage ist, die Kostensteigerungen bei anderen
Preisbestandteilen im SGV zu dämpfen und somit wachsende Kostennachteile gegenüber dem
Straßenverkehr zu begrenzen. Eine aktive Verbesserung der Wettbewerbssituation, die zu einer
deutlichen Ausweitung der Betriebsleistung und damit der Modal Split-Anteile führt, wird der För-
derung aber abgesprochen. Demnach dient sie nach Auffassung der Verbände eher dazu, das heu-
tige Niveau zu halten, als dieses zu verbessern. Auch die befragten EVU führen ähnliche Gründe
für die kaum verbesserte Wettbewerbsposition an (Abbildung 38). Unter den sonstigen Antworten
wurden primär weitere Argumente genannt, warum der Straßenverkehr trotz Förderung immer noch
entscheidend im Vorteil ist (z. B. höhere Flexibilität bei Angebotsanpassungen, kaum Limitierungen
bei der Infrastrukturverfügbarkeit).
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Abbildung 38: Gründe für keine verstärkte Wettbewerbsposition durch Förderung

Online-Befragung, N=62. „Bitte begründen Sie, warum die Wettbewerbsposition nur in (eher) geringem Maße gestärkt werden
konnte.“ © Prognos AG 2021

Ungeachtet dessen, dass der Förderung nur ein überschaubarer Effekt auf die intramodale Wett-
bewerbsfähigkeit der Schiene attestiert werden kann, löst sie nachweislich positive ökonomische
Effekte bei den EVU aus. In Abbildung 39 ist ersichtlich, dass etwa die Hälfte der antwortenden
Unternehmen Umsatzsteigerungen berichtet hat, die sie auf die Förderung zurückführen. Bei der
Mehrheit der EVU bewegen sich die Umsatzzuwächse unterhalb von 10 % und damit im Bereich
der in Kapitel 3.2.3 kalkulierten Betriebsleistungszuwächse, für die die Förderung als ursächlich
angesehen werden kann. Einzelne (kleine) EVU messen der Förderung aber auch außerordentlich
starke Effekte auf ihren Umsatz von mehr als 30 % zu. Dies untermauert, dass einzelne Unterneh-
men die Spielräume der Förderung nutzen konnten, um erhebliche Anteile ihrer Betriebsleistung
entweder zu sichern oder neue Betriebsleistung in großem Umfang hinzuzugewinnen (vgl. dazu
auch Abbildung 18 und Abbildung 21).

Abbildung 39: Umsatzsteigerung durch Förderung

Links: Online-Befragung, N=129. „Konnte durch die Förderung der Umsatz Ihres Unternehmens im Bahnbereich gesteigert wer-
den?“ Rechts: Online-Befragung, N=43. „Bitte schätzen Sie, in welchem Umfang Ihr Umsatz durch die Förderung erhöht wurde.“
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© Prognos AG 2021

Positive Umsatzeffekte treten bei allen EVU-Größenklassen ungefähr gleich häufig auf, die großen
Unternehmen profitieren dabei noch etwas zahlreicher als die anderen beiden Klassen (Abbildung
40). Die Stärke des Effekts nimmt hingegen mit steigender Größe der EVU ab. Besonders groß ist
er mit durchschnittlich 14 % Umsatzsteigerung bei den kleinen EVU, was aber zu großen Teilen
durch sehr große berichtete Zuwächse einiger weniger Unternehmen zu begründen ist.

Abbildung 40: Unternehmen mit Umsatzsteigerung durch Förderung

Links: Online-Befragung, N=129. „Konnte durch die Förderung der Umsatz Ihres Unternehmens im Bahnbereich gesteigert wer-
den?“ Rechts: Online-Befragung, N=43. „Bitte schätzen Sie, in welchem Umfang Ihr Umsatz durch die Förderung erhöht wurde.“

© Prognos AG 2021

Noch positiver als die Effekte auf den Umsatz der EVU sind die Auswirkungen auf die Anzahl der
Beschäftigten zu bewerten. Die klare Mehrheit der antwortenden Unternehmen gibt an, dass durch
die Förderung Arbeitsplätze gesichert oder sogar neue geschaffen werden konnten (Abbildung 41).
Diese Effekte lassen sich nicht nur durch gestiegene Umsätze erklären. Auch EVU, die ihre Umsätze
nicht steigern konnten, waren zum Teil in der Lage, erst durch die Förderung ihre Transportleistung
zu halten und die damit verbundenen Arbeitsplätze zu sichern.

34%
30%

42%

0%

10%

20%

30%

40%

50%

KU (n=61) MU (n=46) GU (n=19)

Anteil

14%

10%

4%

0%

5%

10%

15%

20%

KU (n=17) MU (n=13) GU (n=8)

Umfang



Seite 67

Abbildung 41: Sicherung/ Schaffung von Arbeitsplätzen durch die Förderung

Online-Befragung, N=129. „Konnten durch die Förderung Arbeitsplätze in Ihrem Unternehmen gesichert oder neu geschaffen wer-
den?“ © Prognos AG 2021

Eine differenzierte Betrachtung nach Größenklassen unterstreicht die Stärke des Effekts (Abbil-
dung 42): In allen Größenklassen konnte ein erheblicher Anteil der Beschäftigten durch die Förde-
rung gesichert werden. Bei zahlreichen Unternehmen betrifft dieser Effekt bis zu einem Drittel der
gesamten Beschäftigten. Somit dürfte die Förderung in dieser Größenklasse in einigen Fällen zur
Existenzsicherung und zum Fortbestand des Unternehmens beigetragen haben. Auffallend ist da-
bei, dass (deutlich) mehr bestehende Arbeitsplätze gesichert als neu geschaffen wurden. Dies ist
insofern bemerkenswert, weil in den Analysen der Evaluation zu den Auswirkungen auf die Betriebs-
leistung nachgewiesen wurde, dass eher neue Betriebsleistung induziert als bestehende konser-
viert wurde (Tabelle 2). Bei den Arbeitsplätzen ist es eher umgekehrt. Belastbare Gründe dafür
konnten im Rahmen der Evaluation nicht bei den EVU erhoben werden. Eine mögliche Erklärung
könnte sein, dass sich die Unternehmen durch die pandemieinduzierten Unsicherheiten grundsätz-
lich mit Neueinstellungen zurückhalten und daher zunächst versuchen, höhere Transportleistun-
gen primär mit ihrem vorhandenen Personalstamm zu erbringen. Als weitere Erklärung käme in
Betracht, dass die Unternehmen steigende Verkehrsleistungen brauchen, um ihren Mitarbeiter-
stamm längerfristig halten zu können.
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Abbildung 42: Umfang des Beschäftigungseffekts nach EVU-Größen

Links: Online-Befragung, N=129. „Konnten durch die Förderung Arbeitsplätze in Ihrem Unternehmen gesichert oder neu geschaf-
fen werden?“ Rechts: Online-Befragung, N=58. „Bitte schätzen Sie, in welchem Umfang bei Ihnen die Beschäftigung erhöht oder
gesichert wurde.“ © Prognos AG, 2021

Die Befunde zur ökonomischen Bedeutung der Förderung erhalten durch die Covid-19-Krise zu-
sätzliches Gewicht. Die deutliche Erhöhung der Fördersätze zum zweiten Halbjahr 2020 (vgl. Abbil-
dung 6) hat nach mehrheitlicher Auffassung der EVU dazu beigetragen, die Covid-19-Effekte abzu-
mildern (Abbildung 43). Dabei wird insbesondere die Bedeutung der Förderung für den Fortbestand
der EVU nach der Krise herausgehoben (Abbildung 44). Der im Rahmen der Abbildung 41 bereits
diskutierte existenzsichernde Effekt für eine relevante Anzahl von EVU wird somit unterstrichen,
ohne den durch Covid-19 möglicherweise eine Reihe von Unternehmen vom Markt verschwunden
wäre. Eine Ausdünnung der EVU könnte in den nächsten Jahren in einem Absinken der Schienen-
güterverkehrsleistung mit ausgesprochen negativen Effekten für den Modal Split münden. Die För-
derung hat offenbar einen Beitrag geleistet, dieses Risiko zu verringern.
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Abbildung 43: Abmilderung der Covid-19-Effekte durch Förderung

Online-Befragung, N=129. „Die seit März 2020 anhaltende Covid-19-Krise hat tiefe Spuren im Transportsektor hinterlassen. In
welchem Maße stimmen Sie der folgenden Aussage zu: Die Trassenpreisförderung im Schienengüterverkehr konnte die Covid-19-
Auswirkungen auf unser Unternehmen im Jahr 2020 abmildern.?“ © Prognos AG, 2021

Abbildung 44: Die zeitlich begrenzte Erhöhung des Fördersatzes der Trassenpreisförderung für 2020...

Online-Befragung, N=129. „Der Fördersatz der Trassenpreisförderung im Schienengüterverkehr ist zeitlich begrenzt für 2020 u.a.
zur Bewältigung der Covid-19-Auswirkungen auf 57 Prozent erhöht worden. Wie bewerten Sie die Effekte dieser Erhöhung? Die
zeitlich begrenzte Erhöhung des Fördersatzes der Trassenpreisförderung für 2020...?“ © Prognos AG, 2021

Als Gesamtfazit der Wirkungskontrolle lässt sich formulieren, dass die Förderung zu großen Teilen
über die Preise an die Kunden weitergegeben wurde. Dadurch sind die zusätzlichen Spielräume für
Investitionen bei EVU offenbar eher begrenzt. Die erzeugten Preissignale sorgen in Kombination
mit den getätigten Investitionen in die quantitative und qualitative Aufwertung der angebotenen
Verkehrsleistung dazu, dass insbesondere bei Bestandskunden Verkehrsleistungen gehalten und
ausgebaut werden können. Der Verlagerungseffekt ist dabei begrenzt. Die Förderung trägt aller-
dings in hohem Maße dazu bei, gerade in der Covid-19-Krise über die Sicherung von Arbeitsplätzen
die wirtschaftliche Überlebensfähigkeit der EVU zu stärken. Damit wird nicht nur der unmittelbare
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Verlust von Betriebsleistung auf der Schiene verhindert, es wird auch die Basis für den Schienen-
güterverkehr der kommenden Jahre erhalten.

3.4 Wirtschaftlichkeitskontrolle

Die Wirtschaftlichkeitskontrolle besteht aus zwei Teilen:

■ Die für die Förderung aufgewendeten monetären Mittel werden in Bezug zu den eingesparten
CO2-Emissionen gesetzt und die Maßnahmenwirtschaftlichkeit anhand dieses Verhältnisses
diskutiert.

■ Die Zufriedenheit der Letztempfänger und der Bahnbranche insgesamt wird in Bezug zur ad-
ministrativen Abwicklung und den erreichten Wirkungen des Programms analysiert.

3.4.1 Bezug Fördermittel und Einsparung von Treibhausgasen

Aufbauend auf den bei der Zielerreichungskontrolle vorgenommenen Abschätzungen zur Betriebs-
leistung (vgl. Kapitel 3.2.3) kann in einem weiteren Schritt die eingesparte Menge an Treibhausga-
sen berechnet werden, für die die Förderung ursächlich ist. Dazu werden die zuvor berechneten
Betriebsleistungen mit etablierten CO2-Faktoren143 des Umweltbundesamts (UBA) multipliziert. Für
das Bezugsjahr 2019 empfiehlt das UBA die Verwendung von 17 g/tkm für den SGV und 113 g/tkm
für den Straßenverkehr.144 Diese Werte werden für den Gesamteffekt 2018-2020 in Ansatz ge-
bracht.

In einem ersten Schritt wird berechnet, wie viel CO2 durch die SGV-Betriebsleistung emittiert wurde,
die der Förderung zuzuschreiben sind. Dabei handelt es sich wie in Kapitel 3.2.3 beschrieben um
gut 31 Mrd. Tonnenkilometer, durch die in der Konsequenz etwa 530.000 Tonnen CO2 emittiert
werden. Demgegenüber muss aber ein Szenario ohne Förderung gestellt werden, bei dem 80,5 %
dieser Betriebsleistung im Straßenverkehr abgewickelt worden wären. Entsprechend müssen 25
Mrd. Tonnenkilometer mit dem Emissionsfaktor der Straße multipliziert werden. Im Ergebnis wären
im „Nullfall“ ohne Förderung für die gleiche Verkehrsleistung statt 530.000 Tonnen 2,9 Mio. Ton-
nen CO2 verursacht worden. Die Ersparnis der Förderung beträgt somit 2,4 Mio. Tonnen CO2. Dabei
ist zu berücksichtigen, dass bislang nur die unmittelbar über die bereits realisierten Effekte einge-
sparten Emissionen in die Rechnung einbezogen werden können. In der Evaluation wurde nachge-
wiesen, dass durch die Förderung auch Investitionen angestoßen werden, bei denen in einer län-
gerfristigen Perspektive weitere Emissionsreduktionen zu erwarten sind, weil beispielsweise in
Technologien zur Senkung von Luftschadstoffemissionen investiert wird (Abbildung 34). Insofern
stellen die aufgrund der getroffenen Annahmen errechneten 2,4 Mio. Tonnen die untere Grenze
dessen dar, was längerfristig durch die Förderung erreicht werden wird.

Um die Wirtschaftlichkeit der Förderung möglichst gut quantitativ beschreiben zu können, bietet es
sich an, die eingesparte Menge an CO2 zu monetarisieren, in dem sie mit volkswirtschaftlichen

143 Das UBA verwendet nicht explizit CO2 als Bezugsgröße, sondern rechnet mit CO2-Äquivalenten. Dieser Unterschied ist für die hier
vorgenommenen Berechnungen zu vernachlässigen.
144 https://www.umweltbundesamt.de/themen/verkehr-laerm/emissionsdaten#tabelle; abgerufen am 09.09.2021
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Kosten hinterlegt wird. Das UBA empfiehlt dafür Kostensätze, die je nach Wohlfahrtsgewichtung
der heutigen und künftigen Generationen für 2020 zwischen 195 und 680 Euro je Tonne CO2

schwanken.145 Für die Abschätzung der durch die Förderung vermiedenen Umweltkosten wird mit
195 bewusst der unterste Wert verwendet, um mit der gebotenen Vorsicht einen Mindestwert zu
kalkulieren. Wird dieser Kostensatz mit den zuvor berechneten 2,4 Mio. Tonnen CO2 multipliziert,
so hat die Förderung im Zeitraum 2018 bis 2020 Umweltkosten von 471 Mio. Euro vermieden. Im
gleichen Zeitraum wurden für die Förderung 845 Mio. Euro aufgewendet.146 Werden diese in Bezug
zu den vermiedenen Umweltkosten gesetzt, zeigt sich, dass schon durch die kurzfristigen Effekte
56 % der verausgabten Summe durch monetarisierten gesellschaftlichen Nutzen „amortisiert“ wer-
den. Dabei sind wie beschrieben bislang nur die unmittelbaren Effekte aus der kalkulierten Verla-
gerung berücksichtigt. Die längerfristigen Effekte der TraFöG (Investitionen, Stabilisierung des
Bahnsektors) werden diese Bilanz in den kommenden Jahren noch weiter verbessern.

Auf Basis dieser vorgenommenen Berechnungen kann der Trassenpreisförderung eine hohe Maß-
nahmenwirtschaftlichkeit bescheinigt werden. Ihr gelingt es, einen großen Teil des aufgewendeten
Fördervolumens durch hohe vermiedene Umweltkosten zu „amortisieren“.

3.4.2 Bewertung der TraFöG durch die Bahnbranche

Ungeachtet der hohen Fördereffizienz bezogen auf CO2 ist die Bedeutung der Förderung für die
Entwicklung des Güterverkehrs-Modal Split zu diskutieren. Dafür ist entscheidend, wie die Förde-
rung auf die EVU wirkt (Kapitel 3.3), aber es ist auch von hoher Bedeutung, wie die Marktakteure
das Instrument im Kontext der Gesamtverkehrspolitik bewerten.

In Abbildung 45 ist die grundsätzlich sehr hohe Zustimmung der EVU zur Trassenpreisförderung
ersichtlich. Sie wird als geeignetes Instrument zur Stärkung der Schiene im intermodalen Wettbe-
werb anerkannt. So sehr bezgl. dieser Aussage Einigkeit bei den EVU herrscht, so einhellig wird
aber auch die Meinung vertreten, dass die Trassenpreisförderung alleine nicht ausreichen wird, um
den SGV nachhaltig zu stärken. Diese Skepsis wurde auch in den Interviews mit den Verbänden
deutlich vertreten. So waren die Verbände der Meinung, dass die Erwartungen der Politik an das
Instrument überzogen sind: Fraglos trage es zur kurzfristigen Unterstützung des Bahnsektors bei,
es sei aber alleine nicht mächtig genug, um Beiträge zur Zukunftsfähigkeit des SGV zu leisten oder
gar eine Trendwende am Güterverkehrsmarkt auszulösen. Dies zeigt sich nach Auffassung der Ver-
bände u.a. an den überschaubaren Investitionen, die durch die Förderung ausgelöst worden sind.
Diese seien nicht primär durch Unwillen oder zu geringe finanzielle Spielräume bei den EVU be-
gründet, sondern lägen auch in hohem Maße an systemischen Bedingungen wie etwa der be-
schränkten Verfügbarkeit von Infrastruktur. Auch die EVU gaben im Freitext der Online-Befragung
mehrfach an, dass die unzureichende Verfügbarkeit von Infrastruktur die Effekte der Förderung
begrenzen.

145 UBA (2020): Methodenkonvention 3.1 für die Ermittlung von Umweltkosten
146 Neben den ausgezahlten Fördergeldern können dem Programm keine zusätzlichen administrativen Kosten zugeordnet werden, da
die Abwicklung der Förderung auf freiwilliger Basis unentgeltlich durch die DB Netz AG geschieht. Die Verwendungsprüfung wird durch
das EBA vorgenommen, bei der als nachgelagerte Behörde des BMVI ebenfalls keine administrativen Kosten explizit dem Förderpro-
gramm zugeordnet werden können. Demnach werden bei der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung lediglich die ausgezahlten Fördersum-
men einbezogen.
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Gerade die Verbände haben zudem deutlich darauf hingewiesen, dass die Trassenpreisförderung
erst dann ihre vollen Potenziale entfalten kann, wenn sie in Teil einer längerfristigen Perspektive
für den SGV ist, die neben dem Infrastrukturausbau auch eine Senkung der Kosten des SGV insge-
samt (und nicht nur bei den Trassenentgelten) verfolgt. Dabei wurde mehrfach hervorgehoben,
dass zur Unterstützung des SGV auch mehr politischer Einfluss auf die Kosten im Straßenverkehr
(Maut, Energiesteuern etc.) erforderlich ist. Nur so könnten die Wettbewerbsnachteile der Schiene
verringert und die Trassenpreisförderung degressiv zurückgenommen werden. Zum jetzigen Zeit-
punkt aber würden die Verbände ein Auslaufen der Trassenpreisförderung als ein fatales politi-
sches Signal wahrnehmen.

Abbildung 45: Bewertung der Förderung im Kontext des bahnpolitischen Umfelds

Online-Befragung, N=129. Fehlende Prozentpunkte zu 100%=„k.A“. „Bitte bewerten Sie folgende Aussagen zum bahnpolitischen
Umfeld.“                                                                                                                                                                           © Prognos AG, 2021

Die hohe Zustimmung der EVU zur Förderung spiegelt sich auch in der sehr positiven Bewertung
einzelner Aspekte wider (Abbildung 46). Förderpraxis, Antragsverfahren und Informationsangebot
werden von der großen Mehrheit der Letztempfänger ausgesprochen positiv bewertet. Diese Ein-
schätzung zur Einfachheit und Niedrigschwelligkeit der Förderung wurde auch von den Verbänden
bestätigt und die hohe Bekanntheit des Instruments in der Branche unterstrichen. Die Ergebnisse
der Online-Befragung zeigen aber auch einen entscheidenden Kritikpunkt an der bisherigen Förde-
rung: Der bislang festgelegte Förderzeitraum bis 2023 wird als zu kurz angesehen, um längerfristi-
gen Investitionen Planungssicherheit zu geben. Die Unsicherheit darüber, ob die Förderung fortge-
setzt wird, wird als ein weiterer Grund für die bislang eher überschaubaren Investitionen angesehen
(vgl. dazu auch Kapitel 3.3.2). Dieser Kritikpunkt wurde durch die Verbände bestätigt. Zudem
wurde in den Interviews auch darauf hingewiesen, dass die an die erbrachte Verkehrsleistung ge-
koppelten Förderquoten eine weitere Unsicherheit für die EVU darstellen, die längerfristige Planun-
gen erschwert.
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Abbildung 46: Bewertung des Förderprogramms durch die EVU

Online-Befragung, N=129. Fehlende Prozentpunkte zu 100%=„k.A“. „Bitte bewerten Sie die nachfolgenden Aussagen.“
© Prognos AG, 2021
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4 Analyse und Prognose des Schienengüterverkehrs

4.1 Analyse / Prognose der Marktsegmente im Schienengüterverkehr

Um die TraFöG in den Gesamtkontext der Entwicklung des Bahnverkehrs einzuordnen wird im Rah-
men dieses Arbeitsschritts zunächst gezeigt, wie sich die wirtschaftliche Entwicklung von Markt-
segmenten und Produktionsformen darstellt. Dabei wird in vier Arbeitsschritten vorgegangen:

■ Definitionen,
■ Faktorkosten,
■ konjunkturelle Einflüsse,
■ zukünftige Entwicklung.

Es muss unterstrichen werden, dass es im Rahmen der Evaluation und der in diesem Zusammen-
hang durchgeführten Online-Befragung nicht die Möglichkeit gab, (Produktions-) Kosten bzw. (End-
kunden-) Preise der EVU empirisch zu erheben bzw. diese im Rahmen der Expertengespräche zu
besprechen. Eine detaillierte Differenzierung der wirtschaftlichen Parameter des SGV ist daher auf-
grund der Quellen- und Datenlage nur auf aggregiertem bzw. höheren Level möglich.

4.1.1 Definitionen

Aus Sicht des Evaluations-Teams ist es notwendig, zwischen den in der folgenden Grafik dargestell-
ten Größen zu differenzieren und diese eigenständig zu definieren. Alle vier Größen haben Einfluss
auf die dann folgende Argumentation bzw. Bearbeitung der Aufgaben der vorliegenden Evaluation.

Abbildung 47: Unterteilungen des Schienengüterverkehrs

Eigene Darstellung  © SCI Verkehr 2021

Marktsegmente

Die DB Netz AG betreibt und verwaltet das Schienennetz in Deutschland und erhebt zur Nutzung
des Netzes ein Entgelt, welches auf den vereinbarten Trassenkilometern basiert. Die Höhe des



Seite 75

Trassenentgeltes wird im Rahmen des Trassenpreissystems auf Basis der Verkehrsart, des Markt-
segmentes und weiterer Faktoren festgelegt. Für die drei Verkehrsarten Schienengüterverkehr,
Schienenpersonennahverkehr und Schienenpersonenfernverkehr werden anhand von Segmentie-
rungskriterien verschiedene Marktsegmente definiert. Der SGV wird in sechs Haupt-Marktseg-
mente unterteilt. Darüber hinaus ergeben sich aus den sechs Hauptsegmenten weitere Unterseg-
mente, wenn zusätzliche planerische oder betriebliche Charakteristika berücksichtigt werden.
Diese Untersegmente finden im Rahmen dieser Analyse jedoch keine Berücksichtigung, da auch
die Auswertungen der Förderbilanz (Kapitel 3.1.2) sich auf die sechs Hauptsegmente beschränken.
Die noch tiefer gegliederten Untersegmente spiegeln regionale/transportspezifische Besonderhei-
ten wider und sind nicht direkt durch die Transportnachfrage getrieben, weshalb sie für die ganz-
heitliche Betrachtung dieser Analyse als zu kleinteilig identifiziert wurden. Stattdessen wird sich
auf die sechs Hauptsegmente fokussiert, welche im Folgenden kurz definiert werden147:

■ Sehr Schwer: Das Marktsegment „Sehr schwer“ umfasst alle Trassennutzungen des SGV, bei
denen das Wagenzuggewicht 3.000 Tonnen überschreitet.

■ Standard: Alle Trassennutzungen des SGV, die nicht den Marktsegmenten „Sehr schwer“, „Ge-
fahrgut“, „Güternahverkehr“, „Gefahrgutgüternahverkehr“ oder „Lokfahrt“ zuzuordnen sind,
werden dem Marktsegment „Standard“ zugeordnet.

■ Gefahrgutganzzug: Das Marktsegment „Gefahrgut“ umfasst alle Trassennutzungen des SGV,
bei denen der jeweilige Zug ausschließlich gefährliche Güter transportiert und bei denen der
jeweilige Zug auf einer Trasse weiter als 75 km fährt oder eine Wagenzuglänge von über 370
m aufweist oder das Wagenzuggewicht 3.000 t nicht überschreitet.

■ Gefahrgutgüternahverkehrszug: Das Marktsegment "Gefahrgutgüternahverkehr" umfasst alle
Trassennutzungen des SGV, bei denen der jeweilige Zug auf einer Trasse nicht weiter als 75
km fährt, eine Wagenzuglänge von maximal 370 m aufweist, das Wagenzuggewicht 3.000 t
nicht überschreitet und in dem ausschließlich gefährliche Güter transportiert werden. Gefahr-
gutgüternahverkehrstrassen dürfen nicht innerhalb von vier Stunden räumlich aneinander an-
schließend bestellt werden, es sei denn es handelt sich um eine streckenidentische Rückfahrt
zum ursprünglichen Startpunkt oder eine „vollständige Zugbehandlung“ hat stattgefunden.

■ Güternahverkehr: Das Marktsegment „Güternahverkehrszug“ umfasst alle Trassennutzungen
des SGV, bei denen der jeweilige Zug auf einer Trasse nicht weiter als 75 km fährt, eine Wa-
genzuglänge von maximal 370 m aufweist, das Wagenzuggewicht 3.000 t nicht überschreitet
und in dem nicht ausschließlich gefährliche Güter transportiert werden. Güternahverkehrszug-
trassen dürfen nicht innerhalb von vier Stunden räumlich aneinander anschließend bestellt
werden, es sei denn es handelt sich um eine streckenidentische Rückfahrt zum ursprünglichen
Startpunkt oder eine „vollständige Zugbehandlung“ hat stattgefunden.

■ Lokfahrt: Das Marktsegment „Lokfahrt“ umfasst Trassennutzungen des SGV mit Lokomotiven
sowie Baumaschinen einschließlich deren betrieblich nicht kuppelbarer integraler Bestandteile
(z. B. Gleisstopfmaschinen). Es dürfen keine kuppelbaren Wagen Bestandteil der Zugkonfigu-
ration sein.

Produktionsform

Die Produktionsformen im SGV werden in drei Verkehrsarten unterteilt:

147 DB Netz AG: https://fahrweg.dbnetze.com/fahrweg-de/kunden/leistungen/trassen/uebersich_tps/marktsegmente_ sgv-1392188
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■ Ganzzugverkehr (GV): Beim Ganzzugverkehr (GV) fährt ein Güterzug von „door-to-door“ ohne
Aussetzen oder Beistellen von Wagen mit einer entsprechend kurzen Transportzeit. Damit sich
der Direktverkehr wirtschaftlich lohnt, wird entweder der Ganzzug eines Verladers mit ausrei-
chender Gütermenge transportiert oder es werden große Wagengruppen verschiedener Verla-
der gebündelt. Der Ganzzugverkehr eignet sich z.B. für Verkehre zwischen Häfen, Logistik-/In-
dustrieparks oder Güterverkehrszentren. Der GV zeichnet sich durch sehr spezielle Fahrzeuge
aus. Dadurch weist er mit einem Anteil von ca. 50 % der Gesamtkosten überdurchschnittlich
hohe Kosten für das Rollmaterial auf. Geringer fällt dagegen der Anteil an Personal- und Over-
headkosten aus, da Umschlagkosten entfallen und der Dispositionsaufwand kleiner als durch-
schnittlich ist. Die wegfallende Wagenverteilung führt zudem zu einem geringeren allgemeinen
Planungsaufwand und zu geringeren Infrastrukturkosten.

■ Einzelwagenverkehr (EV): Im Gegensatz zum GV werden im Einzelwagenverkehr (EV) Güter
gesammelt und in einzelnen oder mehreren Güterwagen verladen. Die eingesammelten Güter-
wagen mehrerer Versender einer Region werden auf einem Zugbildungs- bzw. Rangierbahnhof
gebündelt, um anschließend zu Zugbildungsbahnhöfen anderer Regionen transportiert zu wer-
den. Am Zielbahnhof angekommen werden die Einzelwagen wieder getrennt und an ihre jewei-
ligen Empfänger verteilt. Längere Transportzeiten stehen sinkenden Stückkosten pro Einzella-
dung entgegen. Der EV fällt insgesamt deutlich kostenintensiver aus als die anderen Verkehrs-
arten. Insbesondere die Personalkosten nehmen einen großen Kostenanteil ein, da An- und
Abnahmen von Güterwagen sowie das Kuppeln wiederholt durchgeführt werden müssen. Diese
Kosten zu senken, kann mit der Implementierung von Automatisierungsprozessen erreicht wer-
den. Sie sind heute oft noch nicht marktreif, bieten jedoch in Zukunft große Einsparpotenziale.

■ Kombinierter Verkehr (KV): Der Kombinierte Verkehr (KV) vereint verschiedene Verkehrsträger
bei einem Gütertransport. Während die größte Transportstrecke auf der Schiene oder dem
Seeweg zurückgelegt wird, erfolgt die Abholung und Zustellung per LKW. Voraussetzung für
den Kombinierten Verkehr sind standardisierte Ladeeinheiten (z.B. Container, Sattelauflieger
etc.), die auf entsprechenden Umschlag-Terminals ein schnelles Verladen zwischen Güterzug,
Lkw und Schiff ermöglichen. Der kombinierte Verkehr eignet sich besonders dazu, die System-
vorteile der einzelnen Verkehrsträger Schiene, Straße und Seeweg zu nutzen. Bei dem KV ste-
chen überdurchschnittlich hohe Infrastrukturnutzungskosten hervor, denn neben den Trassen-
kosten im Hauptlaufen fallen auch Terminalgebühren für den Vor- und Nachlauf an. Auch die
Verwaltungskosten befinden sich leicht über dem Durchschnitt, da bei der Intermodalität ein
zusätzlicher Planungsaufwand entsteht. Dagegen fallen Fahrzeug- und Personalkosten pro Ein-
heit unterdurchschnittlich aus, da die Auslastungsrate im KV besonders hoch ist.

Gütergruppen

SCI Verkehr teilt den Schienengüterverkehr in die folgenden signifikanten Gütergruppen ein:

■ Intermodal: Container, Wechselbrücken, Sattelauflieger, Straßenfahrzeuge im Güterverkehr
(RoLa)

■ Erze: Metallerze und andere Produkte des Bergbaus und der Gewinnung von Steinen und Er-
den, Torf, Uran und Thorium, Sand und Schotter

■ Stahl: Unedle Metalle, Metallerzeugnisse, außer Maschinen und Anlagen: Stahlcoils, Bram-
men, Rohre, Draht

■ Mineralölerzeugnisse: Erdölprodukte, flüssige Gase
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■ Chemische Erzeugnisse: Chemikalien, chemische Erzeugnisse, Düngemittel und Kunstfasern,
Gummi- und Kunststoffwaren, Kernbrennstoffe, pharmazeutische Erzeugnisse

■ Fahrzeuge: Autos, Transporter und sämtliche Transportausrüstung
■ Kohle: Kohle, Steinkohle, Kokerei-Produkte
■ Papier- und Holzwaren: Holz und Holz- und Korkwaren (außer Möbeln), Stroh- und Flechtwa-

ren, Zellstoff, Papier und Papiererzeugnisse, Druckerzeugnisse und bespielte Tonträger
■ Land- und Forstwirtschaft: Produkte der Land-, Jagd- und Forstwirtschaft, Fisch und andere

Fischereiprodukte, Beispiele: Getreide, Mais, Soja, Zucker
■ Baustoffe: Nichtmetallische mineralische Produkte: Zement, Kalkstein
■ Andere: Diese Gruppe wird von SCI Verkehr nicht explizit prognostiziert, sie berechnet sich für

die zukünftigen Jahre aus der Differenz des Gesamtmarktes und der Summer der zehn oben
genannten Gütergruppen.

Eine detaillierte Betrachtung der Gütergruppen wird in Kapitel 4.2 vorgenommen und die Verkehrs-
marktprognose entsprechend nach diesen Gütergruppen eingeteilt vorgestellt.

Traktionsformen

Gerade bei der Betrachtung der Faktorkosten ist es entscheidend, die Traktionsformen nach An-
triebsart (elektrischer bzw. Diesel-Antrieb) zu differenzieren. Es ergeben sich durch die unterschied-
lichen Preise für Energie bzw. Treibstoff, Anschaffungs- und Wartungskosten und betrieblichen
Möglichkeiten zur Nutzung der Fahrzeuge abweichende Kostenannahmen auf Seiten der produzie-
renden EVU bei der Nutzung der Fahrzeuge. Aufgrund fehlender Datenpunkte und einer nur einge-
schränkt herstellbaren Verbindung zwischen Nutzung von Fahrzeugen mit spezifischer Antriebsart
und analysierbaren Faktorkosten ist die hier genannte Differenzierung für die produzierenden EVU
zwar entscheidend, im Rahmen der Evaluation der Trassenpreisförderung aber nicht weiter zu ana-
lysieren.

4.1.2 Faktorkosten

Faktorkosten werden im Zusammenhang dieser Evaluation als solche Kosten definiert, die in ihrer
Summe die Gesamtheit der Produktionskosten ausmachen, die ein EVU bei der Produktion von
Schienengüterverkehr zu erwarten hat. Wie im Laufe der Evaluation mit dem BMVI verabredet
wurde auf eine quantitative Erhebung von Produktionskosten bzw. Faktorkosten explizit verzichtet
(sowohl im Rahmen der Online-Befragung der Letztempfänger als auch bei den Expertengesprä-
chen). So ist eine projektbasierte Differenzierung bzw. Zuordnung von Faktorkosten nach Markt-
segmenten und Produktionsformen nicht möglich. Im Folgenden werden die Faktorkosten in ihrer
Relation zueinander und in gleicher Differenzierung nach Produktionsformen dargestellt.

Auf Basis von durchgeführten Expertengesprächen stützt sich SCI Verkehr auf die Aufteilung der
Faktorkosten im SGV, die in einer gemeinsamen Studie vom VDV und Roland Berger148 wie folgt
dargestellt werden:

148 Roland Berger im Auftrag des VDV (2021): Gutachten zum Schienengüterverkehr in Deutschland bis 2030
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Abbildung 48: Betriebskosten des Schienengüterverkehrs 2020

Eigene Darstellung auf Basis von VDV/Roland Berger © SCI Verkehr 2021

Das Rollmaterial bildet mit ca. 34 % der Gesamtproduktionskosten den größten Block. Dabei wer-
den sowohl Lokomotiven (elektrisch und dieselgetrieben, siehe auch „Definitionen“), als auch Gü-
terwagen (in ihrer spezifischen Bauform grob nach Intermodal-, Tank-, und Standardwagen zu un-
terteilen) in der Betrachtung mit abgedeckt. Die Rollmaterialkosten beinhalten:

■ Beschaffungs- bzw. Mietkosten,
■ Vorhaltung,
■ Instandhaltung,
■ Sonstige Kosten (z.B. Versicherung, Gutachterleistungen, etc.).

Die Typen von Lokomotiven und Güterwagen unterscheiden sich jeweils in Höhe der Beschaffungs-
, Vorhaltungs- und Instandhaltungskosten. Für den SGV ist durch die hohe Nachfrage an gemiete-
tem Rollmaterial und die zunehmenden Ansprüche an neue Fahrzeuge mit steigenden Einkaufs-
kosten und Anforderungen in der Instandhaltung zu rechnen. Auf der anderen Seite können Kos-
teneffekte durch besser koordinierte Instandhaltungszyklen, technische Überwachung und bessere
Auslastung der Fahrzeuge mitigiert werden. Das Nachrüsten von Lokomotiven mit ETCS-Kompo-
nenten bzw. das Ausrüsten von neuen Lokomotiven wird beispielsweise die (Produktions-)Kosten
des Rollmaterials weiter erhöhen. Auf Seiten der Güterwagen führen abschließende Maßnahmen
zur Lärmsanierungen kurzfristig zu weiteren Mehrkosten. Seit Anfang dieses Jahrhunderts werden
Güterwagen zur Lärmreduktion mit LL-Bremssohlen ausgerüstet, was zu höheren Betriebskosten
führt, da mit Flüsterbremsen ausgestattete Radsätze häufiger inspiziert und reprofiliert werden
müssen.

Nach dem Rollmaterial bildet das Betriebspersonal mit etwa 24 % der Gesamtkosten den zweiten
großen Kostenblock im SGV. Sie ergeben sich aus dem direkten Zugbetrieb, somit den Lohnkosten
für Schienenfahrzeugführer und dem Personal für Rangierprozesse, z.B. in Zugbildungsanlagen. In
Zugbildungsanlagen werden über 50 % der Kosten auf Personalkosten allokiert. Durch Innovatio-
nen an Zugbildungsanalgen werden vermehrt Betriebsprozesse begünstigt und Personalkosten er-
heblich verringert. Des Weiteren können Digitalisierungsprozesse im Betriebsauflauf
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Wagenmeister und Rangierbegleiter deutlich entlasten (z.B. über papierlose Dokumentation oder
automatisierte Bremsprobe).

Auch der Kostenblock Infrastruktur stellt mit ca. 16 % einen entscheidenden Teil der Faktorkosten
im SGV dar. Die Infrastrukturnutzungskosten setzen sich vor allem aus den Trassenpreisen im
Hauptlauf und den Terminalgebühren im Vor- und Nachlauf zusammen. Die Trassenpreise werden
von der DB Netz AG zur Nutzung der Schieneninfrastruktur erhoben. Sie ergeben sich als Produkt
von Streckenkategorie, Produktfaktor, leistungsabhängiger Komponente und Regionalfaktor (siehe
Definitionen). Ihr Anteil an den gesamten Betriebskosten beträgt ca. 14 %. Die weiteren Terminal-
gebühren variieren je nach Produktionsform und betragen zwischen 1-5 % (siehe auch Aufschlüs-
selung nach Produktionsformen später im Text).

Der Kostenblock Energie nimmt etwa 12 % der gesamten Faktorkosten ein. Je nach Antriebsart
(siehe auch Definitionen), sind die Hauptenergielieferanten Diesel oder elektrische Energie, wobei
sich die Energiekosten für den Dieselantrieb deutlich über den Kosten für den elektrischen Antrieb
befinden. Zudem ist der Energieverbrauch abhängig von dem Bruttogewicht des Zuges. Dieses
setzt sich aus dem Gewicht der Beladung sowie aus dem Eigengewicht der Lokomotive und der
mitgeführten Güterwagen zusammen. Die Beschaffungskosten der Treibstoffe sind seit 2013 ge-
trieben durch das Auktionieren der Emissionszertrifikate und der EEG-Umlage. Das Resultat sind
deutlich ansteigende Energiekosten für den elektrischen SGV. Dieselbetriebene Lokomotiven wa-
ren dagegen zum Teil von sinkenden Beschaffungskosten getrieben, was einen negativen Effekt
für den SGV beinhaltet, denn von sinkenden Preisen für Dieseltreibstoffe profitiert ebenso der Stra-
ßenverkehr, da beim Straßengüterverkehr die Energiekosten mit ca. 30 % einen deutlich größeren
Anteil der Gesamtkosten einnehmen als im SGV. Der höhere Anteil der Energiekosten im Straßen-
verkehr ist zum großen Teil durch Skaleneffekte beim SGV zu erklären. Bei langen Zügen sinkt der
Energieverbrauch pro beförderter Einheit. Lkw können diese Skaleneffekte nicht erzielen.

Abbildung 49: Energiekosten im Verhältnis zum Bruttozuggewicht

Eigene Darstellung auf Basis von BVU/TNS/KIT 2016 © SCI Verkehr 2021
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Die verbleibenden ca. 14 % der Faktorkosten fallen bei dem Kostenblock Verwaltung an. Sie ent-
stehen bei der Disposition, dem Vertrieb und der allgemeinen Verwaltung.

Je nach Produktionsform gestaltet sich die Aufteilung der gesamten Faktorkosten auf die einzelnen
Segmente sehr unterschiedlich. Die aktuelle Verteilung sowie die durchschnittlichen nominalen
Betriebskosten werden in den folgenden Abbildungen dargestellt:

Abbildung 50: Verteilung der Betriebskosten des SGV für die einzelnen Produktionsformen 2020

Eigene Darstellung auf Basis von VDV/Roland Berger © SCI Verkehr 2021

Die abweichenden Kostenstrukturen ergeben sich durch die individuellen, produktionsbezogenen
Eigenschaften der Transportarten. Grundsätzlich gilt, dass die Infrastruktur-, Verwaltungs- und Be-
triebspersonalkosten zwischen den Produktionsformen sowohl in ihrem Anteil als auch in ihrer ab-
soluten Höhe schwanken:

■ Beim Ganzzugverkehr entfällt circa die Hälfte der Kosten auf den Faktor „“Fahrzeug“. Im Ver-
gleich zu den anderen Produktionsformen weist der Ganzzugverkehr niedrigere Personal-, Ver-
waltungs- und Infrastrukturkosten auf, da der Planungs- und Dispositionsaufwand durch den
Entfall von Umschlag oder Wagenverteilung geringer ausfällt.

■ Im Produktionssystem des Einzelwagenverkehrs führen wiederholtes Kuppeln und die An-/Ab-
nahme einzelner Güterwagen zu einem sehr hohen Personalkostenanteil. Außerdem sind die
absoluten Verwaltungskosten deutlich höher als in den beiden anderen Produktionsformen.

■ Der Kombinierte Verkehr zeichnet sich vor allem durch hohe Infrastrukturnutzungskosten aus.
Zusätzlich zu den Trassenkosten im Hauptlauf fallen im Vor- und Nachlauf Terminalgebühren
an. Aus der hohen Auslastung und den langen Durchschnittsstrecken resultieren reduzierte
Anteile bei Fahrzeug- und Personalkosten.
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Abbildung 51: Betriebskosten des SGV in EUR/ntkm für einzelne Produktionsformen 2020

Eigene Darstellung auf Basis von VDV/Roland Berger © SCI Verkehr 2021

In einer externen Studie, die erst im Endbericht benannt werden darf, werden auf Basis von Unter-
nehmensdaten und Befragungsergebnissen die absoluten Kosten pro Netto-Tonnenkilometer dar-
gestellt. Dabei wurden die Gesamtkosten ermittelt, die auf eine Tonne Ladung umgelegt werden
können. Um die durchschnittlichen Kosten pro Zugkilometer betrachten zu können, müssen fol-
gende Faktoren Berücksichtigung finden (je Produktionstyp):

■ Gesamtzahl Tkm,
■ Gesamtkosten,
■ durchschnittliche Anzahl an Wagen pro Zug,
■ durchschnittliche Anzahl an Ladungseinheiten pro Wagen (besonders im kombinierten Ver-

kehr),
■ durchschnittliches Ladungsgewicht pro Ladungseinheit,
■ Anteil an Leerfahrten bzw. nicht besetzten Ladungsplätzen im kombinierten Verkehr

Aufgrund der Tatsache, dass solche Durchschnittswerte (für den deutschen Gesamtmarkt) nicht
vorliegen und im Zuge der Erhebungen im Zusammenhang mit der Evaluierung in Abstimmung mit
dem Auftragnehmer nicht ermittelt wurden, sieht SCI Verkehr die ermittelten Anteile an den Ge-
samtkosten zwar als realistisch an (siehe oben), hält es aber aufgrund der Datenlage für nicht
zielführend, eine Einordung der absoluten Produktionskosten anzustreben.

Die Aufteilung der Faktorkosten beim Schienen- und Straßengüterverkehr fällt grundsätzlich unter-
schiedlich aus:
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Abbildung 52: Betriebskostenstrukturen des Straßen- und Schienengüterverkehrs 2020

Eigene Darstellung auf Basis von VDV/Roland Berger © SCI Verkehr, 2021

Der Anteil der Fahrzeugkosten im Schienengüterverkehr übersteigt den Anteil im Straßenverkehr
um mehr als 50 %. Eine moderne Lokomotive weist 2020 einen durchschnittlichen Beschaffungs-
preis von ca. 3,5 bis 4,0 Mio. Euro auf (abhängig von Leistung und Ausstattung). Dies entspricht
etwa dem Zehnfachen der Anschaffungskosten eines Lkw. Auch die Infrastruktukosten haben im
Schienengüterverkehr einen größeren Anteil an den Gesamtkosten und betragen etwa das Dop-
pelte des Anteils im Straßenverkehr. Die hohen Trassenpreise wirken sich deutlich stärker auf die
Kosten aus als die vergleichsweise geringe Belastung durch die Lkw-Maut im Straßengüterverkehr.
Die größten Kostenblöcke des Straßengüterverkehrs sind die Energie- und Personalkosten. Die
Skaleneffekte eines langen Zuges kann ein Lkw nicht erreichen. Entsprechend hoch ist der indivi-
duelle Energiebedarf. Auch kann ein einzelner Lkw-Fahrer nicht die gleiche Anzahl an Einheiten
befördern wie ein Lokführer eines langen Zuges. Eine höhere Anzahl an Lkw-Fahrern spiegelt sich
entsprechend in den Personalkosten wider. Der Anteil der Verwaltungskosten fällt bei beiden Ver-
kehrsarten ähnlich aus und ist verhältnismäßig weniger prägend als die meisten anderen Faktor-
kosten.

4.1.3 Konjunkturelle Einflüsse

Die dargestellte Kostenstruktur im Güterverkehr wird durch vielfältige Faktoren beeinflusst. Um
Aussagen über die zukünftige Entwicklung der Kosten treffen zu können, kann die Entwicklung
relevanter Preisindizes herangezogen werden. Dazu werden im Folgenden die generelle Inflation in
Form des Verbraucherpreisindexes, der Index von konkreten Erzeugerpreisen der Branche des
Schienengüterverkehrs sowie die Entwicklung der Trassenpreise gegenübergestellt. Zudem wird
geprüft, wie sich die betrachteten Einflüsse gegeneinander entwickelt haben.

Der Verbraucherpreisindex (VPI) für Deutschland misst die durchschnittliche Preisveränderung al-
ler Waren und Dienstleistungen, die von privaten Haushalten für Konsumzwecke gekauft werden.
Der VPI wird monatlich neu berechnet und beinhaltet importierte Güter und Leistungen sowie die
Mehrwertsteuer. Die Wägungsstruktur, die bestimmt, mit welchem Gewicht die
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Preisveränderungen unterschiedlicher Leistungen und Güter in den Index einfließen, richtet sich
nach der Ausgabenstruktur privater Verbraucher: Leistungen, die einen hohen Anteil am Ausgaben-
budget privater Verbraucher haben, fließen mit entsprechend hohen Gewichten in den Index ein.

Die Erzeugerpreisindizes (EPI) für den Schienengüterverkehr untersuchen Preise, die inländische
Erzeuger für ihre Leistungen erzielen können. Sie beinhalten daher weder die Mehrwertsteuer noch
Importe. Die EPI für Dienstleistungen werden quartalsweise neu berechnet. Die Wägungsstruktur,
die bestimmt, mit welchem Gewicht die Preisveränderungen unterschiedlicher Leistungen und Gü-
ter in den Index einfließen, richtet sich nach der Umsatzstruktur der inländischen Erzeuger: Leis-
tungen, die einen hohen Anteil an den Umsatzerlösen der inländischen Erzeuger haben, fließen mit
entsprechend hohen Gewichten in den Index ein. Erhoben werden die Preise bei Eisenbahnver-
kehrsunternehmen und Bahnspeditionen für Einzelwagen- und Ganzzugverkehr sowie Traktions-
leistungen (auch im Kombinierten Verkehr). Dabei spezifizieren die Unternehmen tatsächlich
durchgeführte Transporte und geben deren Preis im jeweiligen Berichtsquartal an.

Die folgende Grafik verdeutlicht den unterschiedlichen Fokus der Verbraucherpreisindizes (VPI)
und Erzeugerpreisindizes (EPI):

Abbildung 53: Schematische Erklärung zu Verbraucher- und Erzeugerpreisindizes von Destatis

Eigene Darstellung auf Basis von Destatis © SCI Verkehr 2021

Die nachstehende Abbildung zeigt die Entwicklung der Inflationsrate sowie zwei verschiedener EPIs
für den Schienengüterverkehr in Deutschland seit 2011. Während allgemeine Verbraucherpreise
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zwischen 2011 und 2020 um 1.2 % pro Jahr gestiegen sind, sind die Erzeugerpreise im Schienen-
güterverkehr stärker gewachsen.

Abbildung 54: Jährliche Entwicklung der Inflationsrate sowie von Erzeugerpreisindizes im SGV in
Deutschland [indexiert; 100 = 2011]

Eigene Darstellung auf Basis von Destatis © SCI Verkehr 2021

Die Traktionsleistungen im KV haben sich um durchschnittlich 1,6 % pro Jahr und im GV/EV sogar
um 1,9 % pro Jahr erhöht. Während der GV/EV-Index ein gleichmäßiges Wachstum aufweist, stag-
nierte der KV-Index in den Jahren von 2014 bis 2018, um in den letzten zwei Jahren mit einem
jährlichen Wachstum von fast 3,0 % pro Jahr sehr stark anzusteigen. Die Gründe für den steileren
Anstieg der Erzeugerpreise im SGV sind auf die beschriebenen Entwicklungen der Faktorkosten
zurückzuführen.

Um den Einfluss der Trassenpreisförderung detaillierter darzustellen, wird im Folgenden der Zeit-
raum mit der Einführung der Trassenpreisförderung von 2018 bis heute betrachtet. Bei Betrach-
tung der vierteljährlichen Entwicklung der Indizes ab 2018 wird deutlich, dass die Anstiege des EPI
der Traktionsleistungen und des Kombinierten Verkehrs vor allem jeweils in der ersten Jahreshälfte
des Jahres 2019 und 2020 verzeichnet wurden. Im Vergleich zu den allgemeinen Verbraucherprei-
sen sind vor allem die Stromkosten in dem betrachteten Zeitraum durch die EEG-Umlage und den
eingeführten Emissionshandel überdurchschnittlich stark angestiegen. Daneben wirkt sich auch
der Fachkräftemangel auf den Sektor aus, denn geeignete Fachkräfte für die komplexen Aufgaben
im SGV zu finden und zu binden, ist in den vergangenen zehn Jahren deutlich komplexer geworden.
In diesem Zuge sind auch die Personalkosten (siehe auch Kapitel „Faktorkosten“) überdurch-
schnittlich stark angestiegen. Zudem wirken sich beim Kostenfaktor Rollmaterial die Entwicklun-
gen durch ECTS auf die steigenden Erzeugerpreise aus, denn der Einbau dieser Technologie in
Lokomotiven ist teuer und wird entsprechend auf die Preise umgelegt.
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Abbildung 55: Quartalsweise Entwicklung der Inflationsrate sowie von Erzeugerpreisindizes im SGV in
Deutschland [indexiert; 100 = 2011]

Eigene Darstellung auf Basis von Destatis © SCI Verkehr 2021

Neben diesen drei Kostenblöcken sind auch die Infrastrukturkosten mitverantwortlich für den An-
stieg der Erzeugerpreisentwicklung. Dies hängt stark mit den Trassenentgelten zusammen. Im Zeit-
raum von 2018 bis 2021 sind die Entgelte der dargestellten Marktsegmente angestiegen. Wäh-
rend der allgemeine Verbraucherpreisindex zwischen Juli 2018 und Dezember 2020 um 1,2 % pro
Jahr wuchs, weisen die Trassenentgelte einen jährlichen Anstieg von 2,1 % bis 3,2 % auf. Insbe-
sondere die Entgelte für Lokfahrten, Gefahrgut- und allgemein Güternahverkehr stiegen mit 3,1
bzw. 3,2 % fast um das Dreifache der Inflationsrate an. Nominal stiegen in dem betrachteten Zeit-
raum die Entgelte der Segmente Sehr schwer und Gefahrgutganzzug am stärksten; jeweils um 0,17
Euro:

Abbildung 56: Entgelt [EUR/Trkm] zwischen 2018 und 2021 (indexiert)

Eigene Darstellung auf Basis von Destatis © SCI Verkehr 2021
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Die Trassenpreise werden von der BNetzA genehmigt. Für 2020 war ursprünglich eine Absenkung
der Entgelte des SGV um 2,4 % bei gleichzeitiger deutlicher Anhebung der Entgelte im SPNV be-
schlossen worden. Aufgrund der im ERegG geregelten Kopplung der SPNV-Trassenentgelte an die
Dynamisierungsrate der Regionalisierungsmittel wurden die Anpassungen jedoch relativiert. Für
den SGV resultierte aus den neu festgelegten Tassenentgelten eine Anhebung um 2,4 %. Neben
den jährlichen Entgeltanpassungen erfahren die Trassenpreise weitere Änderungen durch An-
reizsysteme. Aktuell können günstigere Trassenpreise erzielt werden, wenn spezielle Vorausset-
zungen bzgl. baustellenbedingter Verzögerungen, der Sensibilität von Pünktlichkeit und der Lärm-
minderung erfüllt werden.149

Im Rahmen der Trassenpreisförderung wird der umwelt- und klimafreundliche SGV vom BMVI durch
eine anteilige Finanzierung der Trassenpreise unterstützt. Die Förderbeträge variieren je nach Be-
triebsleistung des gesamten SGV. Zwischen Juli 2018 und Dezember 2020 verlief die Entwicklung
der Förderbeträge in den verschiedenen Marktsegmenten mit starken Schwankungen, wobei die
durchschnittliche jährliche Wachstumsrate eine deutlich ansteigende Tendenz aufweist; je nach
Segment zwischen +5.4 % und +6.7 % (vgl. dazu auch Kapitel 3.1.1 der Förderbilanz).

Abbildung 57: Förderbeträge [EUR/Trkm] zwischen 2018 und 2021

Eigene Darstellung auf Basis von Daten der DB Netz AG © SCI Verkehr 2021

Damit kann die steigende Förderung die ansteigenden Trassenpreise in allen Segmenten ausglei-
chen, teils sogar überkompensieren. Während die Entgelte der Segmente Sehr Schwer und Gefahr-
gutganzzug um 0,17 Euro zunahmen, erhöhte sich auch die Trassenpreisförderung um 0,21 bzw.
0,19 Euro. Es ist jedoch zu beachten, dass für eine eindeutige Trendaussage die Anzahl der Erhe-
bungen zu gering ist.

149 DB Integrierter Bericht 2019, S. 140-142; DB Integrierter Bericht 2020, S.137-140
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4.1.4 Zukünftige Entwicklung

Im Rahmen einer aktuellen Marktstudie (extern, nähere Angabe folgt) werden steigende Betriebs-
kosten für alle Kostenblöcke angenommen. Diese steigenden Kosten gehen zum Teil deutlich über
die im Kapitel „konjunkturelle Einflüsse“ dargestellten Raten (z.B. 1,6 – 1,9 % für Traktionsleistun-
gen) hinaus.

Abbildung 58: Jährliche Wachstumsraten von 2020 bis 2030 der Faktorkosten im Schienengüterverkehr

Eigene Darstellung auf Basis von VDV/Roland Berger © SCI Verkehr 2021

Gemäß der Marktstudie (extern, nähere Angabe folgt) werden bis 2030 die Personalkosten mit
jährlich 4,0 % den größten Anstieg verzeichnen. Fachkräftemangel und eine alternde Belegschaft
sind Treiber dieser Entwicklung. Zwar kann dem Mangel an qualifiziertem Personal durch Automa-
tisierung entgegengewirkt werden, jedoch wird ein nennenswerter Effekt frühstens gegen Ende der
2020er angenommen.

Ein deutlicher Anstieg der Kosten wird mit 3,0 % auch im Bereich Energie prognostiziert, denn in
Zukunft werden für Deutschland steigende Strom- und Dieselpreise erwartet, was in einem unmit-
telbaren Einfluss der Energiekosten im Schienengüterverkehr mündet. Nur mögliche Anpassungen
der Rahmenbedingungen zugunsten des SGV (z.B. durch Steuerreduzierung) könnten dieser Ten-
denz entgegenwirken.

Es wird erwartet, dass die Fahrzeugkosten im Zeitraum von 2020 bis 2030 um jährlich 2,5 %
steigen. Steigende Einkaufskosten vor allem bei Waggons (u.a. durch steigende technische Anfor-
derungen) bzw. Preiserhöhungen beim Leasing von Fahrzeugen und Wagen sowie die allgemein
hohe Nachfrage verursachen diesen Anstieg. Fortschreitende Fuhrparkerneuerung und einherge-
hende Abschreibungen erzeugen einen weiteren nennenswerten Effekt.

Auch für die Infrastrukturkosten wird von einem jährlichen Anstieg von 2,5 % ausgegangen. Ein
Grund für diese Entwicklung ist auf den Mehrbedarf an Serviceeinrichtungen wegen des zuneh-
menden Verkehrswachstums zurückzuführen. Zudem zeigt die historische Entwicklung der DB Netz
AG einen konstanten Kostenanstieg der Trassenpreise (siehe oben). SCI Verkehr geht davon aus,
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dass sich die Trassenpreise auch aufgrund der Regulierung bzw. Genehmigungspflicht durch die
Behörden nicht überdurchschnittlich stark entwickeln werden. Einen großen Einfluss auf die Infra-
strukturkosten wird zudem der Trassenpreisförderung beigemessen, deren zukünftige Entwicklung
einen entsprechend starken Effekt auf den Kostenblock Infrastruktur ausüben wird.

Der niedrigste Anstieg bei den Faktorkosten wird mit 2,0% für die Verwaltungskosten erwartet.
Steigende Kundenanforderungen an IT-Systeme und (ähnlich wie bei den Personalkosten) der zu-
nehmende Fachkräftemangel für spezialisierte Verwaltungsberufe sind Treiber dieser Entwicklung.

Von den Veränderungen der Betriebskosten ist der Einzelwagenverkehr am stärksten betroffen.
Die Betriebskosten steigen jährlich um 2,9 %. Diese Entwicklung ist mit dem verhältnismäßig ho-
hen Anteil der Personalkosten, die bis 2030 am stärksten steigen, zu erklären. Etwas geringer wird
der Effekt der aufgezeigten Entwicklungen für den Ganzzugverkehr ausfallen, da die Betriebskos-
ten zur Hälfte von den Fahrzeugkosten abhängen, für die ein durchschnittlicher Anstieg erwartet
wird. Die Betriebskosten dieser Produktionsform werden um 2,7 % jährlich wachsen. Ein durch-
schnittlicher Anstieg wird mit 2,8 % für die Betriebskosten des Kombinierten Verkehrs erwartet.

Auf Basis der Erhebungen der hier verwiesenen externen Studie (externe Studie), der im Rahmen
des Evaluierungsprojekts geführten Gespräche mit DB Netz AG, EBA und Verbänden, der Analyse
der allgemeinen Verbraucherpreise und der Erhebung der Entwicklung der Trassenpreise (siehe
auch Kapitel Faktorkosten und Konjunkturelle Einflüsse) zwischen 2018 und 2020, empfiehlt SCI
Verkehr von einer durchschnittlichen zukünftigen Preisentwicklung von 2,5 % pro Jahr für den Be-
reich Infrastrukturkosten (für alle Verkehrsarten und Produktionsformen) auszugehen.

4.2 Prognose für die einzelnen Marktsegmente bis 2030 unter Berücksichtigung der
Verkehrsverflechtungsprognose 2030

Die der Trassenpreissystematik der DB Netz AG zugrundeliegenden Marktsegmente bilden die An-
forderungen bzw. Produktions- und Leistungsformen der Netzwerknutzer (EVU) ab. Um auf die heu-
tige Form der Trassenpreiserhebung und -förderung zugeschnittene Zukunftsabschätzungen tref-
fen zu können, ist es notwendig, erwartbare Leistungsparameter nach diesen Marktsegmenten zu
bestimmen. SCI Verkehr hat hierzu eine Methodik erarbeitet, die im weiteren Verlauf die aufberei-
tete Entwicklung des zukünftigen Verkehrsmarkts auf die jeweiligen Marktsegmente umlegt. Diese
wird im Folgenden dargestellt.

Zur Prognose des zukünftigen Transportaufkommens in Trassenkilometern nach den Segmenten:

■ Standard,
■ Gefahrgut,
■ Güternahverkehr,
■ Gefahrgutgüternahverkehr,
■ Schwerverkehr und
■ Lokfahrt

wird die von SCI Verkehr angefertigte Prognose der Gütergruppen in tkm verwendet, indem eine
systematische Beziehung/Korrelation zwischen den Gütergruppen von SCI Verkehr und den zu
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prognostizierenden Marktsegmenten hergestellt wird. Diese Korrelation bzw. Zuordnung lässt sich
in folgender Matrix erläutern:

Tabelle 3: Zuordnungsmatrix zur Beschreibung der Korrelation zwischen SCI-Gütergruppen und
Marktsegmenten

Standard Gefahrgut Güternah-
verkehr

Gefahrgutgüternah-
verkehr Schwerverkehr Lokfahrt

Intermodal X X

Erze X X X

Stahl X X X

Mineralölerzeugnisse 50 % X X X

Chemische Erzeug-
nisse 50 % X X X X

Fahrzeuge X X

Kohle X X X

Papier- und Holzwaren X X X

Land- und Forstwirt-
schaft X X X

Baustoffe X X X

Andere x X X

Eigene Darstellung © SCI Verkehr, 2021

Die Matrix zeigt für die verschiedenen Marktsegmente an, durch welche Gütergruppen deren zu-
künftige Entwicklung getrieben wird. So wird z.B. die zukünftige Entwicklung der Trassenkilometer
des Segmentes Gefahrgut von der Verkehrsleistung der Gütergruppen Chemie und Mineralöl ge-
trieben, während der Güternahverkehr von typischen Segmenten des Einzelwagenverkehrs (Stahl,
Chemie, Papier- und Holzwaren, Land- und Forstwirtschaft und „Andere Güter“ wie weiße Ware etc.)
beeinflusst wird. Im Detail funktioniert die Berechnung so, dass mithilfe des prozentualen
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Wachstums der relevanten Treibergütergruppen (gewichtet nach dem Ausmaß ihrer Leistung in
tkm) die vorhandenen Trassenkilometer-Datenreihen von 2018-2020 fortgeführt werden. Für das
Segment Gefahrgut bedeutet dies:

Verkehrsaufkommen 2021 (Trassen-km) = Verkehrsaufkommen 2020 (Trassen-km) · (1+gewich-
tete Wachstumsrate Mineralöl/Chemie 2021)

VA 2021 (Trkm)=VA 2020 (Trkm) · (1+ ∆w 2021 (%))

Zusätzlich werden zur Prognose der Trassenkilometer nach Segmenten weitere Faktoren wie Effi-
zienzsteigerung bei Lokfahrten berücksichtigt. Über Experteninterviews und einen Vergleich mit der
Verflechtungsprognose werden die Ergebnisse schließlich validiert.

Mithilfe der erläuterten Methode hat SCI Verkehr die zukünftige Entwicklung des Verkehrsvolumens
der sechs verschiedenen Segmente in Trassen-km ermittelt. Die folgende Abbildung zeigt die inde-
xierten Verläufe über die Zeitspanne von zehn Jahren zwischen 2020 und 2030, Tabelle 4 enthält
die entsprechenden Klardaten und die CAGR.

Abbildung 59: Prognose der Trassen-km bis 2030 nach Segmenten

Eigene Darstellung auf Basis von EBA, SCI Verkehr Prognose © SCI Verkehr 2021
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Tabelle 4: Ergebnisse der Trassen-km-Prognose nach Segmenten

Transportsegment   Tsd. Trassen-km 2020 Tsd. Trassen-km 2030 CAGR 2020-2030 (%)

Standard 177.500 230.800 2,7

Gefahrgut 22.700 25.000 1,0

Güternahverkehr 8.000 9.800 2,1

Gefahrgutgüternahverkehr 320 350 1,0

Sehr schwer 4.250 4.600 0,9

Lokfahrt 17.000 22.200 2,7

Gesamt 229.750 292.900 2,5

Eigene Darstellung auf Basis von EBA, SCI Verkehr Prognose © SCI Verkehr 2021

Die stärksten Wachstumsraten wurden für die Segmente Standard und Lokfahrt ermittelt, die durch
die dynamischen Segmente Intermodal und Fahrzeuge getrieben werden. Im Gegensatz dazu sind
die prognostizierten Wachstumsraten für die Segmente sehr schwere Güter und Gefahrgüter gerin-
ger. Das liegt daran, dass das Segment Gefahrgüter zu einem signifikanten Anteil von der Güter-
gruppe Mineralöl beeinflusst wird (z.B. verdichtete, verflüssigte oder unter Druck gelöste Gase), für
welches aufgrund der Klimaschutzziele und des angestrebten Ausstiegs aus der Nutzung fossiler
Brennstoffe ab Mitte der 2020er Jahre eine Stagnation erwartet wird. Transporte mit einem Wa-
gengewicht >3.000 t werden nach Einschätzung von SCI Verkehr auch nur geringfügig wachsen.
Gründe dafür ist einerseits die Tatsache, dass solche Transporte durch sehr schwere Güter wie
Kohle und Erze getrieben werden, deren Transportvolumina aufgrund politischer Entwicklungen
(Kohleausstieg 2038) und wirtschaftlicher Entwicklungen (Zunahme im Transport von Stahlhalb-
zeugen, Abnahme im Transport von Rohstoffen wie Erzen) abnehmen. Andererseits ist der Betrieb
der schweren Züge an geeignetes Rollmaterial gekoppelt. Für die Beschaffung solcher Güterwa-
gen/leistungsstarker Lokomotiven seitens der Betreiber erwartet SCI Verkehr kein signifikantes
Wachstum.

Durch die verschiedenen Wachstumsraten kommt es auch zu Veränderungen in der Verteilung der
Segmente: Der Anteil des Standardsegments wächst um zwei Prozentpunkte, während das Gefahr-
gutsegment im gleichen Umfang sinkt:
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Abbildung 60: Anteile der verschiedenen Segmente an den Gesamt-Trassen-km im Jahr 2020 und 2030

Eigene Darstellung auf Basis von EBA, SCI Verkehr Prognose © SCI Verkehr 2021

4.3 Abschätzung des relevanten zukünftigen Verkehrsaufkommens und der Ver-
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■ Fahrzeuge: Autos, Transporter und sämtliche Transportausrüstung
■ Kohle: Kohle, Steinkohle, Kokerei-Produkte
■ Papier- und Holzwaren: Holz und Holz- und Korkwaren (außer Möbeln), Stroh- und Flechtwa-

ren, Zellstoff, Papier und Papiererzeugnisse, Druckerzeugnisse und bespielte Tonträger
■ Land- und Forstwirtschaft: Produkte der Land-, Jagd- und Forstwirtschaft, Fisch und andere

Fischereiprodukte, Beispiele: Getreide, Mais, Soja, Zucker,
■ Baustoffe: Nichtmetallische mineralische Produkte: Zement, Kalkstein

Abgesehen von diesen zehn Gruppen pflegt SCI Verkehr Daten zu unterschiedlichen Transportgü-
tern, die unter der Bezeichnung „Andere“ zusammengefasst werden. Darin sind folgende Güter
enthalten:

■ Transportgüter wie Textilprodukte, Abfall oder Möbel, die jeweils keine signifikanten Volumina
darstellen,

■ Eurostat-Kategorie „andere, nicht identifizierbare Güter“.
■ Schließlich existiert zwischen den Daten für den Gesamtmarkt von Eurostat und den Daten der

Bundesnetzagentur eine Differenz. Diese Transportleistungen betreffen Daten von kleineren
Betreibern, die ihre Ergebnisse nicht an Eurostat übermitteln und bei denen die Güterkategorie
nicht bekannt ist. Diese Differenz existiert jedoch erst seit 2014, weshalb die SCI-Kategorie
„Andere“ in diesem Jahr einen starken Sprung verzeichnet.

Die Gruppe „Andere“ wird von SCI Verkehr nicht explizit prognostiziert, sie berechnet sich für die
zukünftigen Jahre aus der Differenz des Gesamtmarktes und der Summer der zehn oben genann-
ten Gütergruppen.

Für die einzelnen Gütergruppen funktioniert die Prognose im Detail wie folgt:

BIP-Entwicklung

Für die historische BIP-Entwicklung werden die Daten des Internationalen Währungsfonds IWF ver-
wendet. Dieser veröffentlicht auch eine Prognose des BIP bis einschließlich 2025. SCI Verkehr
schreibt diese Prognose fort, indem für die Folgejahre bis 2030 das Wachstum aus den Jahren
2024/2025 der IWF-Prognose angenommen wird.
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Abbildung 61: Historische Entwicklung des deutschen BIPs und Vorhersage nach IWF

Eigene Darstellung auf Basis von IWF, SCI Verkehr  © SCI Verkehr 2021

Treibermodell

Für jede Gütergruppe wird ein spezifischer Treiber identifiziert, dessen Entwicklung in der Vergan-
genheit mit der Transportleistung des jeweiligen Transportgutes korreliert war. Für das Transport-
segment „Intermodal“ ist dies z.B. der EU-externe Handel in t (Eurostat). Die zukünftige Entwicklung
dieses Treibers wird mithilfe eines Modells prognostiziert, welches aus der Vorhersage des BIP und
einer linearen Regression der historischen BIP-Entwicklung und der historischen Entwicklung des
Treibers besteht. Die Ergebnisse werden qualitativ bewertet, basierend auf zusätzlichen Informati-
onen, wie z. B. dem Stilllegungsplan für Kohlekraftwerke.
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Abbildung 62: Schematische Darstellung der Prognose-Methodik von SCI Verkehr

Eigene Darstellung  © SCI Verkehr, 2021

4.3.2 Entwicklung des Gesamtmarktes

Die Entwicklung des deutschen Schienengüterverkehrsmarktes hängt stark mit der wirtschaftli-
chen Entwicklung und der des internationalen Handels zusammen. Das BIP in Deutschland ist zwi-
schen 2010 und 2019 stetig gewachsen, jedoch hat sich das Wachstum im Jahr 2019 auf 0,6 %
verlangsamt, was auf Schwierigkeiten der Automobilindustrie und globale Handelskonflikte zurück-
zuführen ist. Im Jahr 2020 hat die Covid-19-Pandemie zu einem BIP-Rückgang von 5 % geführt.

Abbildung 63: Entwicklung des BIP, des Modal Splits der Schiene und der Schienengüterverkehrsleis-
tung in Deutschland von 2008 bis 2020150

Eigene Darstellung auf Basis von Eurostat, Bundesnetzagentur, IWF, Verkehr in Zahlen  © SCI Verkehr, 2021
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Der Schienengüterverkehr ist zwischen 2012 und 2018 kontinuierlich gewachsen. Ab 2017 wurde
der deutsche Schienengüterverkehrsmarkt jedoch durch Störfaktoren beeinflusst: Die Gleisabsen-
kung der Rheintalbahn bei Rastatt führte 2017 zu einer 51-tägigen Sperrung eines Streckenab-
schnitts, die den Schienengüterverkehr erheblich beeinträchtigte und die negativen Auswirkungen
von nationalen Vorschriften, Bauarbeiten, unzureichenden Überholschleifen oder unzureichenden
Sprach- und Streckenkenntnissen der Lokführer auf den Schienengüterverkehr aufzeigte. Der Be-
ginn von globalen Handelskonflikten und wirtschaftlichen Herausforderungen im Jahr 2018 führte
zu einer merklichen Beeinträchtigung des Schienengüterverkehrs im Jahr 2019 mit einem Rück-
gang der Transportleistung (tkm) um 0,8 %. Im Jahr 2020 ging die Transportleistung um 4 % zurück.
Die Covid-19-Krise hat die Schienengüterverkehrsunternehmen in Deutschland vor allem in der
ersten Jahreshälfte stark getroffen: Im April meldeten die Betreiber einen Rückgang der Transport-
mengen von rund 20-30 %. In der zweiten Jahreshälfte konnte sich das Transportvolumen, beson-
ders im Chemie- und Erzsegment, wieder steigern. Die Bundesnetzbehörde schätzt den wirtschaft-
lichen Schaden der Covid-19-Krise für den Schienengüterverkehr auf ca. 250 Mio. Euro.

Der Modal Split des Schienengüterverkehrs in Deutschland ist im Vergleich zu Nachbarländern
wie Österreich, Schweiz und Tschechien relativ niedrig, aufgrund der starken Konkurrenz des Gü-
terverkehrs auf der Straße und Kostennachteilen der Schiene. Der Modalanteil ist zwischen 2014
und 2016 gestiegen, sank aber im Jahr 2017 durch den Vorfall in Rastatt ab. Die Jahre 2018 und
2019 brachten wieder leichtes Wachstum.

Die Transportleistungen für die drei Verkehrsträger wurden von einigen Quellen für 2020 schon
veröffentlicht und die Daten deuten einen Rückgang des modalen Anteils der Schiene an (z.B. Bun-
desnetzagentur: Absinken von 19 % im Jahr 2019 auf 18,8 % im Jahr 2020). Bei diesen Veröffent-
lichungen ist jedoch anzumerken, dass im Bereich des Straßenverkehrs die Kabotage nicht berück-
sichtigt wird und große Verkehrsmengen von z.B. polnischen LKW in Deutschland nicht angegeben
werden. Aus diesem Grund verwendet SCI Verkehr die Quelle „Verkehr in Zahlen“, die die Kabotage
berücksichtigt, jedoch erst mit einiger Verzögerung veröffentlicht wird und derzeit noch nicht vor-
liegt.

Abbildung 64: Prognose der Schienengüterverkehrsleistung in Deutschland 2021-2030

Eigene Darstellung auf Basis von Eurostat, SCI Verkehr Prognose  © SCI Verkehr 2021
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SCI Verkehr rechnet bereits im Jahr 2021 mit einer Rückkehr zu der Transportleistung vor der Krise.
Zu den zukünftigen Wachstumstreibern gehört der Anstieg des intermodalen Verkehrs, der wiede-
rum durch die Ausweitung des Schienenanteils im Seehafenhinterlandverkehr an den großen
Nordseehäfen wie Hamburg und Rotterdam gefördert wird. Des Weiteren profitiert der intermodale
Verkehr von Terminalerweiterungen und Maßnahmen zur Unterstützung des Sattelzugverkehrs wie
z.B. innovativen Umschlagtechnologien. Darüber hinaus laufen Diskussionen über gesetzliche
Rahmenbedingungen zur Förderung von kranbaren Sattelaufliegern. Zudem tragen Maßnahmen
wie die Senkung der Trassenpreise und Maßnahmen im „Masterplan Schienengüterverkehr“, wie
der Infrastrukturausbau und ein deutschlandweites Netz für 740 m-Züge sowie die geplante Elekt-
rifizierung von 70 % des Schienennetzes zum Wachstum der Schienengüterverkehrsleistung bei.
Außerdem haben die geplanten Investitionen in die deutsche Eisenbahninfrastruktur einen Höchst-
stand erreicht: Die LuFV III sieht von 2020 bis 2029 8,6 Mrd. Euro pro Jahr im Vergleich zu bisher
5,6 Mrd. Euro pro Jahr vor und wird das Wachstum des Schienengüterverkehrs fördern.

4.3.3 Entwicklung und Prognose einzelner Gütergruppen

Die Entwicklung des Schienengüterverkehrs in Deutschland wird stark vom intermodalen Verkehr
beeinflusst, der mit 38 % den größten Anteil an der Güterstruktur hat. Der Anteil der weiteren Güter
ist heterogen: Klassische Transportgüter wie Kohle und Erze verlieren an Bedeutung, während das
Automobilsegment (abgesehen vom Covid-19-Jahr 2020) in den letzten Jahren stetig gewachsen
ist. Der Transport von Chemie und Mineralölen war krisenresistenter als der Transport im Stahl-
und Automobilsegment, wo 2020 starke Verluste verzeichnet wurden. SCI Verkehr erwartet, dass
das intermodale Transportsegment in den kommenden Jahren weiter an Bedeutung gewinnen wird,
während Massengüter (insbesondere Kohle) Marktanteile verlieren.

Abbildung 65: Güterstruktur-Prognose 2015-2020 im deutschen Schienengüterverkehr151

Eigene Darstellung auf Basis von Eurostat  © SCI Verkehr 2021

151 Die Veränderung im Segment „Andere“ resultiert zu einem gewissen Grad aus einer Veränderung der Erhebungsmethode, durch
die zusätzliche Transportleistungen nicht den Gütersegmenten zugeordnet werden konnten
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Tabelle 5: Güterstruktur-Prognose 2015-2020 im deutschen Schienengüterverkehr

Segment Verkehrsleistung 2020 [Mio. tkm] CAGR 2015-2020 [%]

Intermodal 47.426 +0,8

Erze 11.418 -1,8

Petroleum 9.594 -2,3

Stahl 9.461 -5,2

Chemikalien 7.659 -4,0

Automotive 4.277 -7,9

Kohle 4.091 -8,5

Papier- und Holzpro-
dukte 4.144 -3,5

Land- und Forstwirt-
schaft 2.083 +10,5

Baustoffe 1.999 -5,2

Andere 23.174 30,6*

Eigene Darstellung auf Basis von Eurostat *Die Veränderung in diesem Segment resultiert zu einem gewissen Grad aus einer Än-
derung der Erhebungsmethode, durch die zusätzliche Transportleistungen nicht den Gütersegmenten zugeordnet werden konnten.
© SCI Verkehr 2021

Intermodal

Der Trend zum Transport von containerisierten Waren, Fertigprodukten und Konsumgütern
stärkt den intermodalen Verkehr. Des Weiteren lässt sich das hohe Transportvolumen des intermo-
dalen Verkehrs auf die Lage Deutschlands als Transitland zurückführen, da Güter von den großen
Seehäfen in Rotterdam, Antwerpen und Hamburg durch Deutschland nach Süd- und Osteuropa
transportiert werden. Die Transportleistung im intermodalen Verkehr ist in Deutschland in den letz-
ten zehn Jahren um 2,3 % pro Jahr gewachsen. Der intermodale Verkehr stieg 2018 sogar um 7 %
und legte 2019 weiter zu (+6 %), während viele andere Segmente Rückgänge hinnehmen mussten.



Seite 99

Ein wichtiger Grund war der Anstieg des Containerumschlags (TEU) in großen Containerhäfen
(Rotterdam +2,1 %, Antwerpen +6,8 %, Hamburg +6,1 %).

Der intermodale Verkehr war im Jahr 2020 mit den Herausforderungen der Covid-19-Krise beschäf-
tigt. Zu Beginn des Jahres sank das Transportvolumen, das von Asien nach Europa transportiert
wurde, aufgrund des Beginns der Pandemie in China. Im Verlauf des Jahres sank das Transportvo-
lumen in die gegensätzliche Richtung, von Europa nach Asien, da die Pandemie Europa erreichte.
Das Unterbrechen von Versorgungsketten führte zu einer Knappheit von verfügbaren Containern.
Ab dem dritten Quartal 2020 begannen sich die Containertransportvolumina jedoch zu erholen.
Antwerpen verzeichnete im Gesamtjahr 2020 sogar einen Anstieg des TEU-Umschlags von +1,4 %.
In Rotterdam sank der Containerumschlag im Jahr 2020 um 3,2 % und Hamburg verzeichnete
einen Rückgang von 7,9 %. Die Containertransportleistung auf der Schiene stieg in Deutschland
um 1 %. Der Sattelaufliegerverkehr war stärker betroffen und verzeichnete einen Rückgang von 3%
(tkm) im Jahr 2020.

SCI Verkehr erwartet eine schnelle Erholung der Intermodalsegments und rechnet mit einem
Wachstum von 3,8 % pro Jahr zwischen 2020 und 2030. Die Hauptgründe für die positive Entwick-
lung sind die folgenden:

■ Eine Erholung und ein starkes Wachstum des weltweiten maritimen Containerhandels, getrie-
ben durch die wiedergewonnene wirtschaftliche Dynamik.

■ Subventionen und Maßnahmen, die eine Erhöhung des Anteils der Schiene im Hinterland-
verkehr und auf den Zubringerrouten der großen Containerhäfen fördern: Im November 2019
hat der Hafen von Antwerpen, Railport Antwerp und Infrabel sich auf eine vertraglich festge-
legte Verdopplung des Hinterlandverkehrs bis 2030 geeinigt. Die Hafenbehörde Rotterdam
plant den Anteil des Schienengüterverkehrs des Hafens von momentan 11 % auf 20 % im Jahr
2030 zu erhöhen. Der Modalanteil des Schienengüterverkehrs des Hamburger Hafens ist von
42 % im Jahr 2015 auf 46 % im Jahr 2019 gestiegen und wird voraussichtlich weiterwachsen.

■ Ausbau und Modernisierung der intermodalen Infrastruktur: Der Duisburger Hafen erhält bei-
spielsweise ein neues intermodales Terminal, das mit einem erwarteten Umschlag von
850.000 TEU pro Jahr zum größten Binnenterminal Europas werden soll.

■ Neue Umschlagtechnologien für Sattelauflieger und möglicherweise zukünftige gesetzliche
Regelungen zur Förderung von kranbaren Aufliegern.
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Abbildung 66: Entwicklung des Schienengüterverkehrs - Intermodalsegment in Deutschland [Mrd. tkm]

Eigene Darstellung auf Basis von Eurostat, SCI Verkehr  © SCI Verkehr 2021

Stahl

Der deutsche Stahl- und Metallsektor ist stark von der wirtschaftlichen Entwicklung im Land ab-
hängig, besonders bezogen auf exportorientierte Bereiche wie den Maschinenbau und die Auto-
mobilproduktion. In den Jahren 2018 und 2019 sank das Stahlsegment im Schienengüterverkehr
aufgrund eines Rückgangs der Stahlproduktion um 3 % (2018) und 9 % (2019). Die Produktion
wurde durch Welthandelskonflikte und Schutzzölle sowie durch Nachfragerückgänge in der Auto-
mobilindustrie negativ beeinflusst. Im Jahr 2020 ging die deutsche Rohstahlproduktion aufgrund
der Covid-19-Krise um 10 % zurück und der Schienengüterverkehr entwickelte sich entsprechend
mit einem Rückgang von 10,7 %. über das gesamte Jahr.

SCI Verkehr erwartet, dass sich das Transportvolumen im Stahlsegment wieder erholt, 2022 das
Vorkrisenniveau erreicht und rechnet mit einem CAGR zwischen 2020 und 2030 von 2,1 % pro
Jahr. Eine langfristige Herausforderung für den Stahlsektor und die damit verbundenen Transport-
volumina auf der Schiene ist die Umstellung der Produktionssysteme auf emissionsfreie Technik.
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Abbildung 67: Entwicklung des Schienengüterverkehrs - Stahlsegment in Deutschland [Mrd. tkm]

Eigene Darstellung auf Basis von Eurostat, SCI Verkehr  © SCI Verkehr 2021

Erze

Erze und Sand sind die Hauptgüter, die im Erzsegment transportiert werden. In den vergangenen
zehn Jahren hat sich das Schienengütersegment aufgrund des Trends zum Ersatz von Rohstoffen
durch Fertiggüter insgesamt rückläufig entwickelt. Bei den Eisenerzen deckt Deutschland seinen
Bedarf fast ausschließlich durch Importe, die über große Häfen wie Rotterdam transportiert werden
oder aus Schweden stammen. Die Transportleistung von Erzen auf der Schiene (tkm) ging 2018
um 2 % zurück, stieg 2019 jedoch um 5 %.

Im Jahr 2020 ist der Umschlag von Eisenerzen und Schrott im Rotterdamer Hafen um 24,5 % ge-
sunken. Die Auswirkung der Covid-19-Krise im Schienengüterverkehr aufgrund der weniger volati-
len Entwicklung des Bausektors geringer als im Stahlsegment. SCI Verkehr erwartet, dass der
Erztransport zwischen 2020 und 2030 um 0,7 % pro Jahr wächst und das Vorkrisenniveau erst
2026 erreicht. Langfristig wird die Erholung der Stahlindustrie und das Wachstum von Steintrans-
porten die Transportleistung steigern. Ab 2026 erwartet SCI Verkehr ein höheres Wachstum auf-
grund von Investitionen in die Schieneninfrastruktur.
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Abbildung 68: Entwicklung des Schienengüterverkehrs - Erzsegment in Deutschland [Mrd. tkm]

Eigene Darstellung auf Basis von Eurostat, SCI Verkehr  © SCI Verkehr 2021

Automotive

Das Automobilsegment in Deutschland ist in den vergangenen Jahren stark gewachsen, da die
Zuverlässigkeit im Schienengüterverkehr verbessert wurde und so neue Kunden angelockt wurden.
Zudem profitierte das Segment von einer zunehmenden Dezentralisierung der Industrie, da einige
deutsche Hersteller ihre Produktion nach Osteuropa verlagerten, von wo aus eine größere Distanz
zu den mitteleuropäischen Märkten und großen Seehäfen, aus denen exportiert wird, besteht. Auf-
grund dieser Dynamik und eines höheren Anteils von schweren Nutzfahrzeugen unter den trans-
portierten Fahrzeugen ist der Schienentransport im Automobilsegment im Jahr 2018 um 18 % ge-
wachsen.

Im Jahr 2019 war die Automobilindustrie mit Herausforderungen aufgrund des Handelskonflikts
mit den USA, dem bevorstehenden Brexit und dem Trend hin zur E-Mobilität konfrontiert. Die Trans-
portleistung des Automobilsegments im Schienengüterverkehr sank um 6 %. Die Covid-19-Pande-
mie verschärfte die Situation: Automobilfabriken von Herstellern wie Volkswagen, BMW und Daim-
ler stellten während des Lockdowns im zweiten Quartal 2020 ihre Produktion ein und die Trans-
portleistung sank in dieser Zeit um bis zu 90 %. Obwohl die Automobilhersteller im dritten Quartal
2020 aufgrund der Nachfrage aus China eine Erholung meldeten, ging die gesamte Automobilpro-
duktion in Deutschland im gesamten Jahr um 24 % zurück.

SCI Verkehr erwartet eine starke Erholungsperiode mit einem CAGR von 8,4 % p.a. zwischen 2020
und 2030, getrieben von der Verbesserung des wirtschaftlichen Rahmens sowie der politischen
Förderung von Elektroautos, um den Ausstoß von Kohlendioxid zu reduzieren.
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Abbildung 69: Entwicklung des Schienengüterverkehrs - Automotive Segment in Deutschland [Mrd.
tkm]

Eigene Darstellung auf Basis von Eurostat, SCI Verkehr  © SCI Verkehr 2021

Mineralöle

Deutschland ist der wichtigste Industriestandort und das wichtigste Transitland für Mineralöl-
produkte in Europa. Des Weiteren ist Mineralöl immer noch eine der wichtigsten Energiequellen in
Deutschland. Allerdings zeigt der Konsum von Öl vor dem Hintergrund der Klimaschutzpolitik und
der Förderung erneuerbarer Energieträger einen rückläufigen Trend, da Öl als Energieträger zu-
nehmend durch weniger umweltbelastende Energieträger ersetzt wird. Der Mineralöltransport auf
der Schiene (tkm) entwickelte sich im Jahr 2018 positiv (+12 %), verzeichnete aber 2019 einen
Rückgang von 7 %.

Im Jahr 2020 sank der deutsche Verbrauch von raffinierten Mineralölprodukten um 9 %. Das Seg-
ment des Schienentransports war jedoch widerstandsfähiger und ging im Jahr 2020 nur um 6 %
zurück. Das größte Teilsegment innerhalb des Mineralöltransports auf der Schiene ist Flüssiggas,
was im Jahr 2020 nur um 2 % sank. Der Transport von Koksprodukten ging jedoch um 8 % zurück.
Der Transport von Flüssiggas blieb stabil (0,0 % Veränderung gegenüber 2019), macht aber nur 7
% aller auf der Schiene transportierten Mineralölprodukte aus.

SCI Verkehr erwartet eine Erholungszeit bis 2023/24, langfristig jedoch einen leicht rückläufigen
Trend aufgrund des Ersatzes durch andere Energieträger. Mittelfristig kann es durch die Schlie-
ßung von Raffinerien zu einer Konzentration der Lieferketten bei hoher Effizienz, längeren Trans-
portwegen und einem daraus resultierenden Wachstum der tkm kommen.
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Abbildung 70: Entwicklung des Schienengüterverkehrs - Mineralölsegment in Deutschland [Mrd. tkm]

Eigene Darstellung auf Basis von Eurostat, SCI Verkehr  © SCI Verkehr 2021

Chemikalien

Deutschland ist ein traditionell wichtiger Standort für die Chemieindustrie mit Hauptsitzen von gro-
ßen Unternehmen wie BASF und Bayer. In den letzten fünf Jahren zeigt die Transportleistung von
Chemikalien einen insgesamt negativen Trend: die Produktionskosten sind hoch und der Wettbe-
werb durch Importe aus dem Ausland stark. Zudem war die Industrie von Handelskonflikten zwi-
schen China und der USA und von der sinkenden Nachfrage von Industriekunden nach Polymeren
durch Kunststoffverarbeiter und die Automobilindustrie negativ beeinflusst. Die Nachfrage nach
pharmazeutischen Produkten, Konsumgütern und Kosmetika war dagegen stabil. Der Schienen-
transport von Chemikalien (tkm) wuchs im Jahr 2018 um 5 %, ging aber 2019 um 8 % zurück.

Während der COVID-19 Krise im Jahr 2020 wurden mehr pharmazeutische Produkte und Desinfek-
tionsmittel benötigt, während Großkunden wie beispielsweise die Automobilindustrie unter Produk-
tionstops stark gelitten haben. Die Gesamtproduktion von chemischen und pharmazeutischen Pro-
dukten sank im Jahr 2020 um 0,8 % und der Transport von Chemikalien auf der Schiene stieg um
3,5 %.

SCI Verkehr rechnet mit einem stetigen Wachstum zwischen 2020 und 2030 mit einem CAGR von
1,6 % pro Jahr, bedingt durch die Wiedererstarkung von chemischer Produktion und der Nach-
frage aus der Pharma-, Plastik-, und Automobilindustrie. Mittelfristig stellt die verstärkte Batte-
rieproduktion im Zuge der Umstellung auf E-Mobilität einen weiteren Treiber dar.
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Abbildung 71: Entwicklung des Schienengüterverkehrs - Chemiesegment in Deutschland [Mrd. tkm]

Eigene Darstellung auf Basis von Eurostat, SCI Verkehr  © SCI Verkehr 2021

Kohle

Kohle spielte als traditionelles Transportgut lange eine wichtige Rolle in Deutschland, verlor jedoch
in den letzten Jahren signifikant an Verkehrsleistung. Zwischen 2015 und 2020 sank die Leis-
tung im Durchschnitt um 9,5 % jährlich. Diese Entwicklung wird stark durch den politischen Druck
infolge des Klimawandels und den geplanten Kohleausstieg beeinflusst. Das Jahr 2018 war das
zweite Jahr infolge mit drastischen Rückgängen in der Transportleistung (-10 %), während es 2019
mit +2,5 % nochmal eine leichte Erholung gab.

Im Jahr 2020 führte die COVID-19-Krise und damit verbundene Produktionsstopps der Industrie zu
einem Rückgang des Energieverbrauchs und damit auch der Nachfrage und des Transports von
Kohle. Auch wenn dieser Rückgang nach SCI Verkehr-Prognose in Teilen wieder aufgeholt wird,
führt der Kohleausstiegsplan der Bundesregierung bis 2038 mittelfristig zu weiteren kontinuier-
lichen Rückgängen (ca. -4 % p.a.) im Transport von Kohle auf der Schiene. Ab 2030 rechnet SCI
Verkehr mit noch stärkeren Absenkungsraten.
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Abbildung 72: Entwicklung des Schienengüterverkehrs - Kohlesegment in Deutschland [Mrd. tkm]

Eigene Darstellung auf Basis von Eurostat, SCI Verkehr  © SCI Verkehr 2021

Papier- und Holzwaren

Das Holzsegment enthält sowohl Holz – und Korkwaren als auch Papier- und Pappprodukte. Allge-
mein handelt es sich um ein volatiles Transportsegment, das von der Forstwirtschaft und Witte-
rungsbedingungen abhängt. In den letzten 10 Jahren zeigte sich ein überwiegend negativer Trend,
wobei im Jahr 2018 und 2019 jedoch Anstiege von jeweils 4 % und 9 % verzeichnet wurden.

Im Jahr 2020 berichtete das statistische Bundesamt von Rekordwerten im Holzeinschlag: gegen-
über dem bisherigen Höchstwert von 68,9 Millionen Kubikmetern im Jahr 2019 stieg der Wert um
16,8 %. Die Entwicklung ist durch vermehrte Waldschäden infolge des auch durch Trockenheit und
Hitze begünstigten Insektenbefalls begründet: Der Schadholzeinschlag aufgrund von Insekten-
schäden machte 2020 über die Hälfte (53,8 %) des gesamten Holzeinschlags aus. Die Schienen-
transportleistung stagnierte, was jedoch auch darauf zurückzuführen ist, dass einige Holzprodukte
im Transportsegment „Land- und Forstwirtschaft“ enthalten sind.

Für die Zukunft rechnet SCI Verkehr für das Transportsegment Papier- und Holzwaren mit rund 1 %
Wachstum jährlich, positiv beeinflusst durch die vermehrte Nachfrage nach Pappprodukten infolge
des stark wachsenden E-Commerce und Versandhandels.
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Abbildung 73: Entwicklung des Schienengüterverkehrs – Papier- und Holzsegment in Deutschland
[Mrd. tkm]

Eigene Darstellung auf Basis von Eurostat, SCI Verkehr  © SCI Verkehr 2021

Land- und Forstwirtschaft

Auch das Transportsegment landwirtschaftlicher und forstwirtschaftlicher Produkte ist durch die
Abhängigkeit von Witterung und Klima volatil und entwickelte sich in den letzten zehn Jahren
überwiegend negativ. Auch im Jahr 2018 sank die Transportleistung um 11 %. In den Jahren 2019
und 2020 folgten jedoch signifikante Anstiege um 77 % und 29 %. Die Getreideproduktion sank
in Deutschland 2020 um 3 %, der starke Anstieg im Transportsegment ist daher auf andere Pro-
dukte innerhalb des Segmentes zurückzuführen, wie die Produkte aus der Forstwirtschaft. Die Ur-
sache dafür waren die im vorigen Abschnitt beschriebenen drastischen Anstiege im Holzein-
schlag.

Für die Zukunft rechnet SCI Verkehr mit jährlichen Wachstumsraten von 1-2 %. Ein wichtiger Zu-
kunftstreiber ist unter anderem die Verwendung von Holzprodukten als nachhaltiges Material im
Bausektor.
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Abbildung 74: Entwicklung des Schienengüterverkehrs – Land- und Forstwirtschaftssegment in
Deutschland [Mrd. tkm]

Eigene Darstellung auf Basis von Eurostat, SCI Verkehr  © SCI Verkehr 2021

Baustoffe

Der Transport von Baustoffen auf der Schiene ist seit dem Jahr 2016 kontinuierlich gesunken. In
den Jahren 2018 und 2019 betrugen die Absenkungsraten 7 % und 5 %.  Im Jahr 2020 war die
deutsche Baubranche weniger stark von der Pandemie betroffen als viele andere Sektoren. Der
Eurostat Bau-Produktionsindex von Deutschland, der Veränderungen in der Produktion von Gebäu-
den (Wohn- und öffentliche Gebäude) und im Hoch- und Tiefbau (Straßen, Eisenbahnen, Brücken,
Tunnel, Versorgungsprojekte) misst, stieg im Jahr 2020 sogar um 3 %. Die Schienentransportleis-
tung von Baustoffen sank 2020 jedoch um 3 % ab.

Für die Zukunft erwartet SCI Verkehr für das Transportsegment Baustoffe auf der Schiene eine
positive Entwicklung. Ein wesentlicher Treiber dafür ist der Ausbau von Schieneninfrastruktur, für
den die Materialien insbesondere auf der Schiene transportiert werden.
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Abbildung 75: Entwicklung des Schienengüterverkehrs – Baustoffsegment in Deutschland [Mrd. tkm]

Eigene Darstellung auf Basis von Eurostat, SCI Verkehr  © SCI Verkehr 2021

4.3.4 Exkurs: Gütergruppenprognose nach Verflechtungsprognose 2030

Die Verkehrsverflechtungsprognose stellt eine Prognose des Personen- und Güterverkehrs zum
Prognosejahr 2030 inklusive aller Verkehrsträger mit ihren Verflechtungen zueinander innerhalb
Deutschlands sowie mit den Verknüpfungen an das Ausland dar. Dabei wird jeweils die Entwicklung
vom Ausgangsjahr 2010 bis 2030 prognostiziert. Die Zwischenjahre werden nicht angegeben. Im
Folgenden werden die Schlussberichte von Los 3 (Erstellung der Prognose der deutschlandweiten
Verkehrsverflechtungen – 11.06.2014) und Los 5 (Netzumlegung Schiene – 27.02.2015) betrach-
tet. Unter anderem sollte mit der Verflechtungsprognose Orientierung und Grundlage für langfris-
tige verkehrspolitische Entscheidungen geliefert werden. Wichtige allgemeine Annahmen stellen
u.a. eine Abnahme der deutschen Einwohnerzahl, ein moderater Anstieg des BIP und die Umset-
zung des Bundesverkehrswegeplans 2003 dar. Konkret für den SGV wird angenommen, dass für
den Einzelwagen- und Ganzzugverkehr eine Preisstabilität und für den kombinierten Verkehr ein
leichter Rückgang der realen Transportkosten gegeben ist.

Im Folgenden wird sich auf die Entwicklung des Schienengüterverkehrs fokussiert. Bei diesem Be-
reich der Verkehrsverflechtungsprognose werden die Entwicklungen zumeist sowohl für das Ver-
kehrsaufkommen in Tonnen als auch für die Transportleistung in Tonnenkilometern angegeben.
Neben einer Prognose für die Gesamtentwicklung des Schienengüterverkehrs werden die Teilbe-
reiche nach Gütergruppen, nach Hauptverkehrsbeziehungen, nach regionalen und sektoralen
Strukturen sowie nach dem Seehafenhinterlandverkehr analysiert. Die Ergebnisse werden nach
kurzem individuellem Vorstellen mit den Ergebnissen der aktuellen SCI Verkehr Schienengüterver-
kehrsprognose von 2021 verglichen. Für die Gesamtentwicklung, die Gütergruppen sowie die
Hauptverkehrsbeziehungen stehen Daten von SCI Verkehr zur Verfügung. Die Entwicklungen der
Teilbereiche regionale und sektorale Struktur sowie Seehafenhinterlandverkehr werden im Rah-
men der SCI Prognose nicht erfasst, weshalb ein Vergleich für diese Bereiche nicht durchgeführt
werden kann. Die Verkehrsverflechtungsprognose wurde vor Einführung des Trassenpreissystems
durchgeführt. Daher wird die Entwicklung der im Rahmen des Trassenpreissystem bestehenden
Marktsegmente und Produktionsformen des SGV nicht behandelt bzw. fortgeschrieben. Auch die
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SCI Prognose zeichnet diese Entwicklung nicht auf. Im Rahmen der SCI Methodik wird sich zudem
ausschließlich auf den SGV fokussiert. Aussagen zur Entwicklung des Straßengüterverkehrs bzw.
des Güterverkehrs via Binnenschifffahrt werden nicht getroffen.

Gesamtergebnisse

Den gesamten Verkehr betreffend wird in der Verkehrsverflechtungsprognose eine Steigerung des
Transportaufkommens von 2010 bis 2030 auf der Schiene um 24 % identifiziert (1,1 % p.a.). Damit
steigt das Aufkommen des Verkehrsträgers Schiene stärker als das gesamte Güterverkehrsauf-
kommen, welches in dem Zeitraum um 18 % wächst. Gleiches ist für die Entwicklung der Trans-
portleistung zu erkennen. Während sich die Steigerung der Gesamtleistung auf 38 % beläuft, ver-
zeichnet der Schienengüterverkehr eine Steigerung der Transportleistung von 43 %. Den Ergebnis-
sen ist zum einen zu entnehmen, dass der Schienengüterverkehr in der Prognose deutlich stärker
wächst als der Güterverkehr auf der Straße bzw. auf dem Seeweg. Der Anteil des SGV am Trans-
portaufkommen steigt von 9,7 % im Jahr 2010 auf 10,2 % 2030, bei der Leistung von 17,7 % auf
18,4 %. Zum anderen ist zu entnehmen, dass die Transportleistungen deutlich stärker als das
Transportaufkommen wachsen.

Beim Vergleich der Verkehrsverflechtungsprognose mit der SCI Prognose kann festgehalten wer-
den, dass die Werte für das Ausgangsjahr 2010 fast identisch sind (ca. 1 % Abweichung beim
Transportaufkommen, 0 % Abweichung bei der Transportleistung). Für das Prognosejahr 2030 wer-
den bei der SCI Prognose ähnliche Entwicklungen für die Schiene festgestellt. Sie bestätigt die in
der Verkehrsverflechtungsprognose identifizierten Steigerungen beim Aufkommen und der Leis-
tung. Da die SCI Prognose auf Basis aktuellerer Daten (bis 2020) durchgeführt wird und in den
vergangenen Jahren ein sehr starker Hochlauf verzeichnet wurde, sagt die SCI Prognose bei der
Transportleistung sogar einen um 5 % stärkeren Anstieg voraus.

Tabelle 6: Vergleich der Prognoseergebnisse – Gesamtergebnisse

2010 2030 Veränderung CA GR ’10-‘30

DLR* SCI
Abwei-
chung

DLR SCI
Abwei-
chung

DLR SCI DLR SCI

Aufkommen
(Mio. t) 358.9 355.7 -1% 443.7 449.4 1% 24% 26% 1.1% 1.2%

Leistung
(Mrd. tkm) 107.6 107.3 0% 153.7 159.2 4% 43% 48% 1.8% 2.0%

Eigene Darstellung auf Basis von Verkehrsverflechtungsprognose, SCI SGV Prognose 2021, Eurostat. * Stellvertretend für: Intra-
plan Consult et al. (2014): Verkehrsverflechtungsprognose 2030 Los 3  © SCI Verkehr 2021
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Gütergruppen

Einen detaillierten Blick auf die Treiber dieser Entwicklungen bietet die Aufteilung des Transport-
aufkommens und der -leistung nach Gütergruppen. In der Verkehrsverflechtungsprognose sind für
das Ausgangsjahr 2010 fünf Gütergruppen zu erkennen, die zusammen ungefähr drei Viertel des
Gesamtaufkommens bzw. der Gesamtleistung bilden. Als größte Gütergruppe deckt Intermodal 20
% des Aufkommens und ein Drittel der Leistung ab. Die weiteren großen Gütergruppen sind Metall-
erzeugnisse, Erze, Mineralerzeugnisse und Kohle, welche sowohl zweistellige prozentuale Anteile
am Gesamtaufkommen als auch an der -leistung aufweisen (ausgenommen Transportleistung
Kohle). Bei Betrachtung der Prognose ist klar zu erkennen, dass alle Gütergruppen sowohl im Rah-
men des Transportaufkommens als auch der -leistung ein Wachstum verzeichnen. Einzige Aus-
nahme bildet die Gütergruppe Kohle, welche deutlich um 3,5 % bzw. 2,7 % pro Jahr sinkt und 2030
ein Aufkommen von 19,3 Mio. t bzw. eine Leistung von 3,5 Mrd. tkm verzeichnet, was jeweils in
etwa einer Halbierung der Ausgangswerte von 2010 entspricht. Die stärksten Zuwächse entstehen
bei Intermodal. Bis 2030 wird diese Gütergruppe ein Viertel des Gesamtaufkommens und fast 40
% der gesamten Schienengüterverkehrsleistung betragen. Metallerzeugnisse verzeichnen ein
durchschnittliches Wachstum und halten auch 2030 große Anteile am gesamten SGV. Erze und
Mineralerzeugnisse wachsen unterproportional, bleiben aber weiterhin entscheidende Gütergrup-
pen auf der Schiene.

Entgegen dem ähnlichen Verlauf bei der Gesamtentwicklung weist die Prognose von SCI Verkehr
bei den Gütergruppen deutliche Unterschiede zur Verkehrsverflechtungsprognose auf. Dies beruht
vor allem auf dem Einbeziehen der Vergangenheitswerte zwischen den Jahren 2010 bis 2020 und
dem Einbeziehen aktueller wirtschaftlicher und konjunktureller Entwicklungen bzw. prägender Er-
eignisse wie dem Wandel in der deutschen Klimapolitik, der Diesel-Abgas-Affäre oder der Covid-19-
Pandemie. Bei der SCI Prognose für 2030 verzeichnen die meisten Gütergruppen einen Rückgang
bzw. eine Stagnation des Aufkommens und der Leistung. Dieser Unterschied zur Verkehrsverflech-
tungsprognose begründet sich u.a. in den rückläufigen Entwicklungen der vergangenen Jahre für
die Gütergruppen Landwirtschaft, Holzwaren, Mineralerzeugnisse, Chemische Erzeugnisse und Me-
tallerzeugnisse. Da das tatsächliche Aufkommen und die Leistung 2020 geringer ausfielen als
noch im Jahr 2010, schreibt die SCI Prognose zumeist eine entsprechend kontinuierlich rückläufige
Entwicklung fort. Bei der Gütergruppe Kohle wird bis 2030 für beide Kennwerte ein deutlicher Rück-
gang auf Grund des beschlossenen Kohleausstieges prognostiziert. Die Gütergruppen Fahrzeuge,
Intermodal und Sonstige wiesen bis 2020 bereits ein deutliches Wachstum gegenüber dem Aus-
gangsjahr auf, weshalb die SCI Prognose bis 2030 einen stärkeren Anstieg als die Verkehrsver-
flechtungsprognose voraussagt.
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Tabelle 7: Vergleich der Prognoseergebnisse nach Gütergruppen

2010 2030 Veränderung CA GR ’10-‘30

DLR SCI
Abwei-
chung

DLR SCI
Abwei-
chung

DLR SCI DLR SCI

Landwirt-
schaft

Mio. t 7.6 7.6 0% 11.2 8.6 -23% 47% 13% 2.0% 0.6%

Mrd. tkm 3.1 3.2 3% 4.6 3.1 -33% 48% -3% 2.0% -0.2%

Kohle
Mio. t 39.5 32.6 -17% 19.3 12.5 -35% -51% -62% -3.5% -4.7%

Mrd. tkm 6 5.4 -10% 3.5 2.7 -23% -42% -50% -2.7% -3.4%

Erze
Mio. t 54.2 50.1 -8% 61.2 49.1 -20% 13% -2% 0.6% -0.1%

Mrd. tkm 11.4 11.1 -3% 13.9 12.2 -12% 22% 10% 1.0% 0.5%

Holzwaren
Mio. t 9.8 9.9 1% 13.5 8.6 -36% 38% -13% 1.6% -0.7%

Mrd. tkm 5.2 5.3 2% 7.3 4.4 -40% 40% -17% 1.7% -0,9%

Mineraler-
zeugnisse

Mio. t 49.1 52.1 6% 53.2 37.6 -29% 8% -28% 0.4% -1.6%

Mrd. tkm 12.1 11.7 -3% 14.7 10 -32% 21% -15% 1.0% -0.8%

Chemische
Erzeugnisse

Mio. t 29.9 30.1 1% 38.5 28.7 -25% 29% -5% 1.3% -0.2%

Mrd. tkm 9.1 9.2 1% 12.6 9 -29% 38% -2% 1.6% -0.1%

Metaller-
zeugnisse

Mio. t 61.9 65.3 5% 74 52.1 -30% 20% -20% 0.9% -1.1%

Mrd. tkm 12.9 13.1 2% 18.7 11.7 -37% 45% -11% 1.9% -0.6%

Fahrzeuge
Mio. t 9.5 9.6 1% 14.5 17 17% 53% 77% 2.1% 2.9%

Mrd. tkm 4.3 4.4 2% 7 9.6 37% 63% 118% 2.5% 4.0%

Intermodal
Mio. t 71.2 71.7 1% 119.8 139.4 16% 68% 94% 2.6% 3.4%

Mrd. tkm 35.8 37.8 6% 58.4 71.5 22% 63% 89% 2.5% 3.2%

Sonstiges
Mio. t 26.2 26.7 2% 38.5 95.8 149% 47% 259% 1.9% 6.6%

Mrd. tkm 7.7 6.1 -21% 13 25 92% 69% 310% 2.7% 7.3%

Eigene Darstellung auf Basis von Verkehrsverflechtungsprognose, SCI SGV Prognose 2021, Eurostat  © SCI Verkehr 2021

Bei der Betrachtung der konkret prognostizierten Werte ist zu erkennen, dass die Gütergruppe In-
termodal am stärksten wächst. Bis 2030 wird bei der SCI Prognose ein Anstieg von 3,4 % im Auf-
kommen und 3,2 % in der Leistung pro Jahr prognostiziert, was deutlich stärker ist als die Werte
der Verkehrsverflechtungsprognose (2,6 % bzw. 2,5 %). Dies führt zu einer Verdopplung des Auf-
kommens und der Leistung im Vergleich zum Ausgangsjahr 2010 und zu einer Festigung der sehr
starken Bedeutung des intermodalen Verkehrs am Gesamtmarkt. 2030 beträgt der Anteil laut SCI
Prognose fast ein Drittel des Transportaufkommens und sogar 45 % der Transportleistung. Auch
die Gütergruppen Fahrzeuge und Sonstige wachsen sehr stark bis 2030. Bei den Fahrzeugen wird
im Vergleich zu 2010 mehr als die doppelte Zahl an tkm gefahren und fast die doppelte Zahl der
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Tonnen transportiert. Die Veränderung in der Gütergruppen Sonstige resultiert zu einem gewissen
Grad aus einer Änderung der Erhebungsmethode, durch die zusätzliche Transportleistungen nicht
den Gütergruppen zugeordnet werden können.

Die Abkehr von der Stromerzeugung mit Kohle führt zu einem starken Einbruch des Aufkommens
und der Leistung des Transportes dieser Gütergruppe auf der Schiene. SCI Verkehr prognostiziert
auf Grund der klimapolitischen Entwicklungen der letzten Jahre einen deutlich stärkeren Rückgang
als die Verkehrsverflechtungsprognose. In dem betrachteten Zeitraum wird eine Abnahme um 4,7
% im Aufkommen und 3,4 % in der Leistung pro Jahr prognostiziert wird. Auch für den fossilen
Energieträger Mineralerzeugnisse wird eine deutliche Abnahme prognostiziert, wenn auch nicht so
stark wie für die Gütergruppe Kohle. Hier ist jedoch ein deutlicher Unterschied zur Verkehrsver-
flechtungsprognose zu erkennen, die für Mineralerzeugnisse einen Anstieg voraussagt. Ein ähnli-
cher Unterschied ist für Metallerzeugnisse und Holzwaren zu erkennen. Jeweilige abnehmende Ent-
wicklungen bei der SCI Prognose stehen starken Zunahmen bei der Verkehrsverflechtungsprog-
nose gegenüber. Kleinere Unterschiede mit ähnlich gegensätzlichen Entwicklungen sind auch für
die Gütergruppen Chemische Erzeugnisse, Landwirtschaft und Erze zu erkennen.

Trotz teils größerer Unterschiede bei einigen Gütergruppen weisen die Verkehrsverflechtungsprog-
nose und die SCI Prognose viele Gemeinsamkeiten auf. Beide Prognosen zeichnen zudem eine
generell positive Entwicklung der Beförderung von Gütern auf der Schiene, die vor allem vom stark
wachsenden intermodalen Verkehr getragen wird:

Tabelle 8: Vergleich der Unterscheide zwischen Verflechtungs- und SCI-Prognose nach Gütergruppen

Gemeinsamkeiten Unterschiede

Transportaufkommen

Landwirtschaft: leichter bis mittlerer Anstieg Holzwaren, Chemische Erzeugnisse: mittlerer
Anstieg VV-Prognose, leichter Rückgang SCI-

PrognoseKohle: starker Rückgang

Erze: Stagnation Mineralerzeugnisse, Metallerzeugnisse: leich-
ter Anstieg VV-Prognose, mittlerer Rückgang

SCI-PrognoseFahrzeuge, Intermodal, Sonstige: mittlerer
bis starker Anstieg

Transportleistung

Kohle: starker Rückgang Landwirtschaft, Holzwaren, Chemische Erzeug-
nisse: mittlerer Anstieg VV-Prognose, mittlerer

Rückgang SCI-PrognoseErze: leichter Anstieg

Fahrzeuge, Intermodal, Sonstige: mittlerer
bis starker Anstieg

Mineralerzeugnisse, Metallerzeugnisse: mittle-
rer Anstieg VV-Prognose, leichter Rückgang

SCI-Prognose

Eigene Darstellung  © SCI Verkehr 2021
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Hauptverkehrsbeziehungen

Eine weitere Differenzierung der Entwicklung des Schienengüterverkehrs erfolgt bei der Betrach-
tung der vier Hauptverkehrsbeziehungen. Die Verkehrsverflechtungsprognose erfasst sowohl das
Transportaufkommen als auch die -leistung für den Binnenverkehr, den grenzüberschreitenden
Versand, den grenzüberschreitenden Empfang und den Transitverkehr. SCI Verkehr führt keine
Prognose nach dieser Differenzierung durch. Im Folgenden werden daher die Ergebnisse der Ver-
kehrsverflechtungsprognose dargestellt und mögliche Abweichungen beschrieben, die sich aus
den Erkenntnissen der aktuellen generellen Prognose von SCI Verkehr ergeben können.

Für das Verkehrsaufkommen ist zu erkennen, dass der Binnenverkehr, der 2010 noch etwa zwei
Drittel des Gesamtverkehrs betrug, sich unterproportional entwickelt. Während das Gesamtauf-
kommen um 24 % steigt, wächst der Binnenverkehr um 12 %. 2030 deckt er damit ca. 60 % des
gesamten Transportaufkommens ab. Das Aufkommen der drei anderen Hauptverkehrsbeziehun-
gen wächst mit durchschnittlich 48 % dagegen deutlich überproportional. Die Gründe für diese
Entwicklung liegen zum einen in der Verbindung der Hauptverkehrsbeziehungen zu den Gütern,
denn der Binnenverkehr besteht zu einem großen Teil aus Kohle, Erzen und Mineralerzeugnissen.
Für diese Gütergruppen wird ein moderates Wachstum oder ein Rückgang prognostiziert. Grenz-
überschreitender Verkehr besteht dagegen vor allem aus Gütergruppen, für die ein starkes Wachs-
tum prognostiziert wird. Weitere Gründe für die prognostizierte Entwicklung liegen u.a. in den zu-
nehmenden Auslandsaktivitäten deutscher Firmen und der zunehmenden internationalen Arbeits-
teilung.

Für die Transportleistung ist zu verzeichnen, dass die Entwicklung bei den vier Hauptverkehrsbe-
ziehungen sehr ähnlich verläuft. Der Binnenverkehr entwickelt sich mit einem Wachstum von 39 %
im Verhältnis zum Wachstum der Gesamtleistung (43 %) leicht unterdurchschnittlich. Die Entwick-
lungen der drei anderen Hauptverkehrsbeziehungen verläuft mit durchschnittlich 47 % proportional
bis leicht überdurchschnittlich. Dies wird vor allem durch den grenzüberschreitenden Versand ge-
trieben (53 %). Während bei dem grenzüberschreitenden Versand, Empfang und dem Transitver-
kehr das Aufkommen und die Leistung ein sehr ähnliches Wachstum verzeichnen, entwickelt sich
beim Binnenverkehr die Leistung deutlich stärker als das Aufkommen. Diese Entwicklung hängt
unmittelbar mit einer steigenden Transportweite von 2030 gegenüber 2010 zusammen. Sie steigt
beim Binnenverkehr von durchschnittlich 224 auf 280 km. Ursachen für die zunehmende durch-
schnittliche Transportweite können u.a. dem sinkenden Aufkommen an Industrietransporten und
dem andererseits steigenden Aufkommen des Hafenhinterlandverkehrs zugeschrieben werden.
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Tabelle 9: Vergleich der Prognoseergebnisse nach Hauptverkehrsbeziehungen

2010 2030 Veränderung CA GR ’10-‘30

DLR SCI
Abwei-
chung

DLR SCI
Abwei-
chung

DLR SCI DLR SCI

Binnenver-
kehr

Mio. t 242.1 - - 270.7 - - 12% - 0.6% -

Mrd. tkm 54.5 - - 75.9 - - 39% - 1.7% -

Grenzüber-
schreitender

Versand

Mio. t 46.8 - - 73.7 - - 57% - 2.3% -

Mrd. tkm 20.8 - - 31.8 - - 52% - 2.1% -

Grenzüber-
schreitender

Empfang

Mio. t 53.8 - - 76.2 - - 42% - 1.8% -

Mrd. tkm 21.1 - - 30.3 - - 44% - 1.8% -

Transitver-
kehr

Mio. t 16.2 - - 23.1 - - 43% - 1.8% -

Mrd. tkm 11.1 - - 15.8 - - 42% - 1.8% -

Total
Mio. t 358.9 365.7 -1% 443.7 449.4 1% 24% 26% 1.1% 1.2%

Mrd. tkm 107.6 107.3 0% 153.7 159.2 4% 43% 48% 1.8% 2.0%

Eigene Darstellung auf Basis von Verkehrsverflechtungsprognose, SCI SGV Prognose  © SCI Verkehr 2021

Auf der Gesamtebene sind zwischen der Verkehrsverflechtungs- und der SCI Verkehr-Prognose nur
leichte Abweichungen zu erkennen. Für die Hauptverkehrsbeziehungen geht SCI Verkehr daher (wie
die Verkehrsverflechtungsprognose) von einem deutlichen Wachstum in allen Segmenten aus. In
Bezug auf die Stärke des Anstiegs innerhalb der Hauptverkehrsbeziehungen kann es jedoch zu
Abweichungen kommen. Insbesondere die aufgezeigten Unterschiede innerhalb der Gütergruppen-
prognose führen zu unterschiedlichen Auswirkungen auf den Binnen- und Auslandsverkehr. Als
größter Treiber der Gütergruppe wurde bereits der Intermodalverkehr identifiziert. Der Auslands-
verkehr profitiert am stärksten von diesen Entwicklungen. Als weitere wachsende Gütergruppe
wirkt sich auch der Fahrzeug-Verkehr positiv auf die Verkehrsbeziehungen aus. Import und Export
profitieren am stärksten. Da die SCI Prognose von einem stärkeren Wachstum der beiden Güter-
gruppen ausgeht als die Verkehrsverflechtungsprognose, rechnet SCI Verkehr mit einem noch stei-
leren Anstieg des Auslandsverkehrs. Sinkende Entwicklungen bei den Gütergruppen Kohle, Erze
und Mineralerzeugnisse wirken sich dagegen stärker auf den Binnenverkehr als den Außenverkehr
aus. Die von SCI Verkehr deutlicher prognostizierten Rückgänge in diesen Segmenten führen zu
der Annahme, dass der Binnenverkehr moderater ansteigen wird als in der Verkehrsverflechtungs-
prognose dargestellt.
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4.4 Auswirkung der Förderung (ex post/ex ante) und Entwicklung des Fördermittel-
bedarfs

In diesem Kapitel werden die Auswirkungen der Trassenpreisförderung auf die im Schienengüter-
verkehr erbrachten Leistungen (ex post und ex ante) auf Basis von Modellrechnungen abgeschätzt
und die direkten Auswirkungen auf den Fördermittelbedarf ermittelt. Wie im Vorfeld und im Verlauf
des Projekts zwischen Konsortium und Auftraggeber erörtert, kann diese Betrachtung nur auf Basis
der im Laufe des Projekts erhobenen Daten und Informationen zurückgreifen und ist so auf die
Granularität beschränkt, die sich aus den Bedingungen, die in den vorstehenden Kapiteln heraus-
gearbeitet wurden, ergeben.

4.4.1 Vergleichende Abschätzung der Entwicklung des relevanten Verkehrsmarktes (inkl. Angebot
und Nachfrage) mit und ohne Förderung (unter Beachtung des Modells eines schrittweisen
Auslaufens der Förderung)

Dieser Arbeitsschritt umfasst die theoretische Abschätzung der Folgen einer (Weiter-)Entwicklung
des Schienengüterverkehrsmarktes ohne die Trassenpreisförderung. SCI Verkehr schlägt hier eine
Modellrechnung mit festen Grenzbedingungen vor. Die Grenzbedingungen sind hierbei:

■ Gleichbleibende Kostenentwicklung bei allen Faktorkosten,
■ keine weitere Effizienzsteigerung in Produktion oder Betrieb,
■ keine weiteren Förderungen z.B. durch die EU oder andere Institutionen,
■ keine (weitere) Förderungen oder Pönale für andere Verkehrsträger (Binnenschiff/LKW-Ver-

kehr).

Im Kapitel 4.1 wurde dargelegt, wie sich die Produktions- bzw. Faktorkosten des Schienengüterver-
kehrs in der Vergangenheit entwickelt haben und welche grundsätzlichen Annahmen über die zu-
künftige Entwicklung getroffen werden können. Dabei wurde herausgestellt, dass die Annahme ei-
ner Preissteigerung von 2,5 % p.a. für solche Kosten, die sich aus der Nutzung der Schienen- bzw.
schienenbezogenen Infrastruktur ergeben, im Markt für die Vergangenheit belegbar sind und für
die Zukunft als wahrscheinlich angenommen werden. Auf Basis der weiteren Analysen, der im Rah-
men der Evaluierung geführten Expertengespräche und der Datenlage ist nicht davon auszugehen,
dass die Trassenpreisförderung bzw. deren Einstellung einen direkten Einfluss auf die Produktions-
kosten der EVU selbst hätte. Die verfügbare Datenlage lässt eine statistisch zulässige Aussage bzgl.
der Kopplung von Trassenpreisförderung und Produktionskosten nicht zu. Aus diesem Grund geht
SCI Verkehr davon aus, dass die Preisanpassungen im Rahmen einer Modellrechnung zum Wegfall
der Trassenpreisförderung in ihrer Wirkung auf den Transportmarkt selbst zu vernachlässigen sind.

Im Rahmen der vorliegenden Evaluierung wird herausgestellt, dass eine Weitergabe der von den
EVU erhaltenen Trassenpreisförderung von den Kunden aktiv eingefordert wird und diese über
Preisnachlässe in vielen Fällen auch geschieht (siehe Kapitel 3.3.1). SCI Verkehr geht nicht davon
aus, dass bei Wegfall der Trassenpreisförderung diese Preisnachlässe umgehend zurückgenom-
men werden können.

Im Kapitel 4.2 wird die von SCI Verkehr durchgeführte Verkehrsmarktprognose in Trassenkilometer
pro Marktsegment umgelegt und dargestellt. Auf dieser Basis kann der direkte Einfluss der
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Trassenpreisförderung auf die relevante Einflussgröße für die Trassenpreisförderung (Trassenkilo-
meter) analysiert werden. Dafür wird neben der ex post erhobenen (für 2018 bis 2020) und ex ante
(bis 2030) prognostizierten Verkehrsleistung die Einschätzung der Letztempfänger als Inputpara-
meter herangezogen. Durch die Online-Befragung der Evaluation liegt dem Auftragnehmer eine
Aussage jedes Letztempfängers vor, wie viel Prozent der erbrachten Leistung durch die Trassen-
preisförderung erhalten bzw. zusätzlich ermöglicht wurde. Demnach ist davon auszugehen, dass
7,9 % der im Untersuchungszeitraum (07/2018 bis 12/2020) erbrachten Verkehrsleistung durch
die Trassenpreisförderung gesichert oder ermöglicht wurden und ansonsten auf der Straße abge-
wickelt worden wären. Dabei bewegen sich die jährlichen Werte bei 6,6 % (2018), 6,8 % (2019)
und 9,8 % (2020). Weiterhin konnte in der Evaluation festgestellt werden, dass die Trassenpreis-
förderung einen positiven Einfluss auf die Wirtschaftskraft der EVU während der Covid-19-Pande-
mie hatte und sichernd beim Erhalt von EVU und deren Verkehren gewirkt hat. SCI Verkehr geht
aus diesem Grund davon aus, dass für das Jahr 2020 Sondereffekte bei den Antworten der EVU
Berücksichtigung gefunden haben. Aus diesem Grund empfehlen wir, für die Fortschreibung der
Verkehrsleistungen mit und ohne Einfluss der Trassenpreisförderung in der Zukunft den durch-
schnittlich errechneten Einfluss der Jahre 2018 und 2019 zu nutzen. Bei der folgenden verglei-
chenden Modellrechnung der Transportmarktentwicklung wird also davon ausgegangen (siehe
auch Randbedingungen der Modellrechnung), dass der Einfluss der Trassenpreisförderung kon-
stant bliebe, wenn sie weitergeführt und in diesem Zuge für 6,7 % der Verkehrsleistung verantwort-
lich sein würde.

Im Rahmen der Modellrechnung werden drei Szenarien betrachtet:

■ Szenario 1: Weiterentwicklung des Verkehrsmarktes inkl. der Trassenpreisförderung. Da in der
erstellten Verkehrsmarktprognose von konstanten Randbedingungen des Verkehrsmarktes
ausgegangen wird und die Haupttreiber im Bereich der Verkehrsnachfrage zu finden sind, kann
davon ausgegangen werden, dass die Verkehrsmarktprognose dem hier dargestellten Szenario
1 entspricht. So ist der Einfluss der Trassenpreisförderung in den Jahren 2018 (anteilig, des-
wegen im Folgenden nicht dargestellt) und 2019 fast konstant, steigt im Jahr 2020 aber deut-
lich an (siehe oben).

■ Szenario 2: Bei der modellhaften, theoretischen Betrachtung der Verkehrsmarktentwicklung
ohne die Trassenpreisförderung geht SCI Verkehr pro Kalenderjahr vor und stellt für die ver-
gangenen Jahre dar, in welchem Maße (siehe auch oben) die Verkehrsleistung weniger gewe-
sen wäre, wenn es die Trassenpreisförderung nicht gegeben hätte. Hier wird der höhere Ein-
fluss im Jahr 2020 (im Vergleich zu von Vorjahren) deutlich. Aufgrund der konstanten Annahme
des Einflusses in der Zukunft entwickelt sich die prognostizierte Verkehrsleistung in den Jahren
nach 2020 parallel zum Szenario 1.

■ Szenario 3: Nachdem die Trassenpreisförderung ihre Wirkung in den Jahren 2018 bis 2020
belegbar entfaltet hat, wird hier davon ausgegangen, dass der Einfluss im Jahr 2021 zu 100
% dem oben dargelegten Durchschnittswert für die Zukunftsentwicklung entspricht. In den
Folgejahren nimmt der Einfluss jeweils um ein Drittel der Gesamtverkehrsleistung ab. Mit die-
ser Annahme stellt SCI Verkehr sicher, dass ein potenzielles „Ausschleichen“ der Trassenpreis-
förderung vollumfänglich zum Tragen kommt und sich direkt auf die Verkehrsleistung auswirkt.
Aus unserer Sicht muss von dieser direkten Wirkung ausgegangen werden, da es weder in den
erhobenen Daten noch im Rahmen der Experteninterviews und der Online-Befragung, die im
Rahmen der Evaluation durchgeführt wurden, Hinweise auf eine potenzielle Abschwächung der
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Wirkung gibt. Es ergibt sich, dass der Verkehrsmarkt bis 2024 (im Ausgleich zischen wegfal-
lender Wirkung der Trassenpreisförderung und dennoch wachsender Nachfrage) praktisch
konstant bleibt (nach 2021) und sich erst danach wieder dem Wachstumspfad der aktuell er-
warteten Marktdynamik angleicht.

Es ist an dieser Stelle zu beachten, dass durch die aufgestellten Randbedingungen weitere Ein-
flüsse in der Zukunft ausgeschlossen wurden.

Auf Basis der durgeführten Modellrechnung gehen wir davon aus, dass sich ein theoretisches Aus-
laufen der Trassenpreisförderung direkt negativ auf die in Deutschland erbrachte Verkehrsleistung
im Schienengüterverkehr auswirkt und Verkehre kurz- und mittelfristig auf andere Verkehrsträger
verlagert würden. Eine genauere Analyse der einzelnen Markt- und/oder Produktionssysteme bzw.
der einzelnen Gütergruppen ist auf Basis der Datenlage leider nicht möglich. SCI Verkehr geht aber
davon aus, dass solche Gütergruppen bzw. Marktsegmente mit klassischerweise niedriger Marge
besonders von dieser Entwicklung betroffen wären.

Abbildung 76: Entwicklung der Transportleistung (Millionen trkm) in drei Szenarien

Eigene Darstellung  © SCI Verkehr 2021

200

220

240

260

280

300

2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030

M
io

. t
rk

m

SZ1 - Entwicklung Verkehrsleistung mit Förderung

SZ2 - Theoretische Entwicklung Verkehrsleistung ohne Förderung

SZ3 - Theoretische Entwicklung bei Auslaufen der Förderung

Erhebungs-
daten

Modell-
rechnung



Seite 119

4.4.2 Abschätzung des zukünftigen Fördermittelbedarfs

In diesem Arbeitsschritt wird ein zukünftiger Fördermittelbedarf zur Trassenpreisförderung abge-
schätzt. SCI Verkehr geht hier von folgenden Prämissen aus:

■ Die Trassenpreisgestaltung der DB Netz AG wird keinen grundsätzlichen Anpassungen unter-
zogen (Marktsegmente und Basisannahmen der Trassenpreisgestaltung bleiben im Betrach-
tungszeitraum gleich).

■ Die Trassenpreise der DB Netz AG entwickeln sich entlang der zuvor aufgezeigten Trajektorien
(es gibt z.B. keine zusätzlichen Aufschläge im Rahmen des fortschreitenden ETCS-Roll-Outs)
und die Marktpreis- bzw. Kostenentwicklung bleiben wie im Rahmen der Analyse des Kapitels
4.2 erarbeitet konstant. Die ermittelte und hier zugrunde gelegt Preisentwicklung beträgt 2,5
% p.a.

■ Die Verkehrsleistung und das Verkehrsaufkommen entwickeln sich wie im Kapitel 4.4.1 prog-
nostiziert und werden wie im Kapitel 4.2 auf die Marktsegmente und damit auf die Verkehrs-
leistung in Trassenkilometer umgelegt.

■ Die Fördersumme, die durch den Fördermittelgeber zur Verfügung gestellt wird, wird durch die
Verteilung unter den Letztempfängern in jedem zukünftigen Jahr vollständig ausgeschöpft.

Im Folgenden werden zwei Szenarien zur Entwicklung des Fördermittelbedarfs vorgestellt. Diese
unterscheiden sich in der grundsätzlichen Annahme, wie der Fördermittelbedarf ermittelt wird, bzw.
welche Förderanteile der Fördermittelgeber anstrebt. Der Anstieg der Trassenpreise wird konstant
mit 2,5 % p.a. angenommen. Lagen die gewichteten Trassenpreise (pro Jahr, gewichtet nach Zeit-
raum und Marktsegment, siehe dazu auch Kapitel 4.1.3) im Berichtszeitraum bei 2,77 Euro (2018),
2,87 Euro (2019) und 2,94 Euro (2020) pro Trassenkilometer, steigt der Trassenpreis bis 2030
auf 3,76 Euro pro Trassenkilometer an.

Wie bereits dargestellt ist neben dem Trassenpreis die Verkehrsleistung entscheidend für die Ver-
teilung der zur Verfügung gestellten Fördersumme. In diesem Zusammenhang berücksichtigen die
beiden Szenarien unterschiedliche Ansatzpunkte:

■ Im Szenario „Fördersatz (Förderung 350 Mio. EUR)“ wird davon ausgegangen, dass die Förder-
summe, die der Fördermittelgeber zur Verfügung stellt, auch in Zukunft auf 350 Mio. Euro pro
Jahr festgelegt (die Fördersumme ist demnach nicht inflationsgetrieben) ist, die Fördersumme
vollständig ausgeschöpft wird und die Trassenpreise konstant steigen.

■ Das Szenario „Fördersatz (steigende Fördersumme)“ geht von einer flexiblen Anpassung der
Fördersumme und von einer dem Durchschnitt der 2,5 Berichtsjahre (07/2018 bis 12/2020)
entsprechenden Förderquote von 49 % aus. Bei konstantem Trassenpreisanstieg ergibt sich
somit ein steigender Fördersatz, der in seiner Dynamik der Entwicklung der Trassenpreise ent-
spricht.

Im Ergebnis bleibt im Szenario „Fördersatz (steigende Fördersumme)“ die Förderquote bei 49 %
konstant, während im zweiten Szenario der Fördersatz von 52 % im Jahr 2020 bzw. 49 % im Durch-
schnitt des Berichtszeitraums auf circa 32 % im Jahr 2030 absinken würde:
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Abbildung 77: Entwicklung der Förderquote in 2 Szenarien der Modellrechnung (% Förderung)

Eigene Darstellung  © SCI Verkehr 2021

In Anbetracht der steigenden Trassenpreise würden die von den EVU letztlich zu zahlenden Preise
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Euro p.a., sähen sich die Nutzer im Jahr 2030 Nettokosten von 2,56 EUR/tkm (2020: 1,42
EUR/tkm) gegenüber. Bei einer steigenden Fördersumme erhöhte sich der Betrag nur auf 1,91
EUR/tkm, was einem prozentualen Anstieg im Gleichlauf mit der Entwicklung der Trassenentgelte
entspricht:

Abbildung 78: Entwicklung der Trassenpreise und Fördersätze in 2 Szenarien bei fixierten Randbedin-
gungen der Analyse (EUR/trkm)

Eigene Darstellung  © SCI Verkehr, 2021
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Unter den gegebenen Randbedingungen muss eine Entwicklung des Verkehrsmarktes wie sie in
„Szenario 1“ im Kapitel 4.4.1 dargestellt wird (entsprechend der entwickelten Verkehrsmarktprog-
nose), das Ziel sein. Damit kann davon ausgegangen werden, dass eine vollständige Realisierung
der induzierten Verkehrsleistung nur erreicht wird, wenn die durchschnittliche Förderquote nicht
absinkt, sondern konstant bleibt. SCI Verkehr empfiehlt daher, das Szenario „Fördersatz (steigende
Fördersumme)“ für die Modellrechnung des zukünftigen Fördermittelbedarfs heranzuziehen. Auf
Basis dieser Modellrechnung ergibt sich ein Fördermittelbedarf, der der Verkehrsleistung folgend
ab dem Jahr 2021 die Grenze von 350 Mio. Euro übersteigt, im Jahr 2023 397 Mio. Euro beträgt
und im Jahr 2030 bei 540 Mio. Euro liegt (Abbildung 79).

Einschränkend ist festzuhalten, dass es unabsehbar ist, wie der Verkehrsmarkt in seiner Nachfrage
nach einem theoretisch teurer werdenden Angebot reagiert, sollte die Förderung entfallen. Ge-
nauso kann nicht erhoben werden, mit welcher Wahrscheinlichkeit Förderaufwendungen wie hier
dargestellt sich direkt erhaltend auf die im Kapitel 4.3 erarbeitete Verkehrsmarktprognose aus-
wirkt. Wir halten es auf Basis der Evaluationsergebnisse für wahrscheinlich, dass die dargestellten
zukünftigen Förderungen die Entwicklung des Verkehrsmarktes (wie in der Prognose dargestellt)
inklusive der induzierten Verkehrsleistung (durch die Förderung) ermöglichen.

Abbildung 79: Entwicklung der theoretischen Fördersumme (p.a., Millionen EUR) in 2 Szenarien

Eigene Darstellung  © SCI Verkehr 2021
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4.4.3 Auswirkung einer Verlängerung der Trassenpreisförderung auf das Niveau der Trassenpreise
insgesamt (ggf. unter Berücksichtigung des Personenverkehrs) unter Berücksichtigung der
Vorgaben aus dem Regulierungsrecht

Im Kapitel 4.1 konnte gezeigt werden, dass sich Trassenpreise unabhängig von der Trassenpreis-
förderung entwickeln. Während die Trassenpreise im Schnitt um circa 2,5 % p.a. im Betrachtungs-
zeitraum angestiegen sind (mit einer Streuung je nach Marktsegment zwischen 2,1 % p.a. und 3,2
% p.a.), hat sich die Förderung mit 5,4 % p.a. bis 6,7 % p.a. positiv entwickelt. Es ist zu beachten,
dass die unterjährigen Anpassungen der Förderung deutliche Auswirkungen auf diese Betrach-
tungsweise haben. Bei einer gewichteten Erhebung der Förderung nach Förderzeiträumen (inkl.
einer Differenzierung der unterjährigen Anpassung) fällt auf, dass die theoretische Förderung nach
Anhebung des Fördersatzes nach Anpassung zur Jahresmitte in den Jahren 2019 und 2020 höher
ausfällt als im jeweils vorhergehenden Zeitraum. Aufgrund der dynamischen Anpassung der abso-
luten Förderung pro Trassenkilometer an die tatsächliche Betriebsleistung passt sich die Förder-
summe (im Rahmen ihrer absolut festgesetzten Höhe) der Marktrealität und nicht den Trassenprei-
sen selbst an.

Im Rahmen der Evaluation wurde im Zuge der durchgeführten Expertengespräche mit der Erstemp-
fängerin DB Netz AG, die gleichzeitig auch für die Erhebung der Trassenpreise verantwortlich ist,
und dem Eisenbahn-Bundesamt auch die Frage erörtert, inwieweit die Trassenpreise selbst auf die
Zahlungsbereitschaft bzw. -fähigkeit der Letztempfänger abgestimmt werden (können) und inwie-
weit die Trassenpreisförderung dadurch einen direkten bzw. indirekten Einfluss auf die Preisgestal-
tung der Trassenpreise hat. Die Infrastrukturnutzungsentgelte müssen unter Beachtung des Eisen-
bahnregulierungsgesetzes (ERegG) gestaltet werden. Im Einklang mit den EU-rechtlichen Vorgaben
hat jeder Nutzer die unmittelbar von ihm verursachten Kosten des Zugbetriebs zu tragen (Grenz-
kosten) (§ 34 Abs. 3 und 4 ERegG). Zur Deckung der bislang nicht zugeordneten Gemeinkosten
erhebt die DB Netz AG von den Infrastrukturnutzern einen Vollkostenaufschlag, der sich nicht am
Leistungsumfang, sondern an der Tragfähigkeit der einzelnen Segmente (vgl. § 36 Abs. 2 und 3
ERegG) orientiert (§ 36 Abs. 1 ERegG). Die Elastizitäten leiten sich aus dem Trassenpreissystem-
Verfahren ab. In der Praxis und mit Billigung durch die Bundesnetzagentur wendet die DB Netz AG
die Ramsey-Boiteux-Methode an. Demnach sollten, vereinfacht ausgedrückt, wirtschaftlich stär-
kere Segmente auch höhere Infrastrukturnutzungsentgelte tragen, da bei ihnen die Gefahr einer
Abwanderung zu anderen Verkehrsträgern in geringerem Umfang gegeben ist. Gemäß § 36 Abs. 2
S. 4 ERegG müssen die Vollkostenaufschläge für die Verkehrsdienste Schienengüterverkehr und
Schienenpersonenverkehr die dem Betreiber der Schienenwege insgesamt entstehenden Kosten
decken und der ermittelte Zielumsatz erreicht werden. Dabei ist zu beachten, dass die Vorschrift
des § 36 ERegG dem Betreiber der Schienenwege sowohl bei der Segmentierung und der Berech-
nung der Aufschläge einen weiten Gestaltungsspielraum einräumt; seine Begrenzung findet dieser
lediglich in den Grundsätzen der Effizienz, Transparenz und Nichtdiskriminierung.152 Aus dem Kon-
zept der Verknüpfung der Berechnung von Aufschlägen mit der Marktsegmentierung sowie der Vor-
gabe, die bestmögliche Wettbewerbsfähigkeit der Segmente des Eisenbahnmarktes zu gewährleis-
ten (§ 36 Abs. 1 Satz 1, 2. HS ERegG), wird eine entscheidende Rolle der Markttragfähigkeit im
durch den Gesetzgeber etablierten Anreizsystem abgelesen.153 Auch ein Marktausschluss

152 VG Köln (18. Kammer), Urteil vom 10.07.2020 – 18 K 3108/17, Beck RS 2020, 18892, Rn. 76.
153 Vgl. VG Köln (18. Kammer), Urteil vom 10.07.2020 – 18 K 3108/17, Beck RS 2020, 18892, Rn. 76.
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einzelner Segmente solle so verhindert werden.154 Letztlich bildet das Markttragfähigkeitsprinzip
auch einen vorgegebenen Gleichklang der jeweils zu ermittelnden Trassenentgelte mit den allge-
meinen Regulierungszielen des ERegG ab: Die Aufschläge dürften nicht so hoch gebildet werden,
dass deshalb Zugangsberechtigte von der Nutzung der Eisenbahninfrastruktur absähen, da hierin
ein Verstoß gegen die Zielsetzung des § 3 Nr. 1 ERegG (Steigerung des Anteils des schienengebun-
denen Personen- und Güterverkehrs am gesamten Verkehrsaufkommen) liegt.155 Wie bereits dar-
gestellt, werden im Rahmen der TraFöG Unternehmen im Bereich des Schienengüterverkehrs von
Infrastrukturnutzungskosten entlastet, die sie ohne Förderung zu tragen hätten.

Dies stellt durchaus eine Erhöhung der wirtschaftlichen Tragfähigkeit der betreffenden Unterneh-
men/Empfänger dar und könnte in der Folge zu einer Anpassung der Entgeltaufschläge dahinge-
hend führen, dass SGV-Segmente mit höheren Aufschlägen belastet werden und somit ein Teil der
Förderwirkung durch erhöhte Entgelte verloren geht. Nach Aussage aller befragten Personen ist
eine Anpassung der Trassenpreise aufgrund der Trassenpreisförderung aber auszuschließen. Hin-
tergrund für diese Aussage ist im Kern die interne Arbeitsgrundlage der DB Netz AG selbst: Hier
wird nicht mit zu erzielenden Preisen, sondern mit abzudeckenden Anteilen der Infrastrukturkosten
gerechnet. Der DB Netz AG entstehen durch die Trassenpreisförderung jedoch keinerlei Einnahme-
ausfälle, da der Bund entsprechende Mindereinnahmen voll kompensiert. Eine etwaige Erhöhung
der Trassenpreise lässt sich daher nicht mit Einnahmeausfällen bzw. förderungsinduzierten Kos-
tensteigerungen begründen.

Ein weiteres Argument speist sich aus der Organisations- und Kostenstruktur im SPNV. Die Bun-
desländer treten als Besteller der SPNV-Leistungen auf. Der Bund unterstützt die Länder dabei mit
Regionalisierungsmitteln.156 Etwa 40 bis 50 % dieser Mittel fließen jedoch in Gestalt von Infrastruk-
turnutzungsentgelten an die DB Netz AG weiter.157 Im SPFV beträgt der Anteil der Infrastrukturnut-
zungsentgelte demgegenüber nur rund 24 %, im SGV sogar nur circa 17 % (ohne Berücksichtigung
der Trassenpreisförderung).158 Die Infrastrukturnutzungsentgelte im SPNV bewegen sich somit be-
reits auf einem sehr hohen Niveau. Nach Aussage der DB Netz AG ist bei einer Veränderung der
Trassenpreise auch zu prüfen, ob die geplanten Anpassungen den Indikatoren der Marktpreis- bzw.
Kostenentwicklung entsprechen bzw. mit dieser vergleichbar sind. Eine weitere, unbegründete Er-
höhung dürfte vor diesem Hintergrund kaum durchsetzbar sein.

Daneben enthält § 37 II ERegG eine sogenannte Trassenpreisbremse. Diese besagt, dass die Inf-
rastrukturnutzungsentgelte höchstens im gleichen Maße wie die Regionalisierungsmittel steigen
dürfen. Da die Höhe der Regionalisierungsmittel zeitdynamisch gestaltet ist und jährlich um 1,8 %
steigt, muss sich also auch der Anstieg der Infrastrukturnutzungsentgelte in diesem Rahmen be-
wegen.159

154 VG Köln (18. Kammer), Urteil vom 10.07.2020 – 18 K 3108/17, Beck RS 2020, 18892, Rn. 76.
155 VG Köln (18. Kammer), Urteil vom 10.07.2020 – 18 K 3108/17, Beck RS 2020, 18892, Rn. 77.
156 BAG-SPNV, Stellungnahme der BAG-SPNV zum Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des
Regionalisierungsgesetzes (RegG), S. 1 f.; mofair/NEE, Wettbewerber-Report Eisenbahnen 2019/20, S. 13 ff.
157 BAG-SPNV, Stellungnahme der BAG-SPNV zum Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des
Regionalisierungsgesetzes (RegG), S. 1 f.; Bundesnetzagentur, Marktuntersuchung Eisenbahnen 2020, S. 47 f.
158 Bundesnetzagentur, Marktuntersuchung Eisenbahnen 2020, S. 47 f.
159 Bundesnetzagentur, Marktuntersuchung Eisenbahnen 2020, S. 57 f.; mofair/NEE, Wettbewerber-Report Eisenbahnen 2019/20, S.
15.
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Weiterhin wird die Trassenpreissystematik der DB Netz AG ständig durch das EBA und den Bundes-
rechnungshof überwacht. Dies erklärt sich aus der verankerten Zielsetzung, dass der Zugang zum
Schienennetz als natürlichem Monopol diskriminierungsfrei möglich sein sollte. Trassenpreise kön-
nen jedoch diskriminierend, unangemessen oder intransparent sein und so den Zugang zum Schie-
nennetz beeinträchtigen. Daher muss die DB Netz AG im Zuge der Genehmigung der Trassenent-
gelte durch die Bundesnetzagentur sehr genaue Angaben zur Berechnung machen und zu den Be-
rechnungen Stellung nehmen. Die Bundesnetzagentur wiederum prüft sehr kritisch, ob die rechtli-
chen Vorgaben des ERegG eingehalten worden sind. Da sich die Kostenstruktur) der DB Netz AG
durch die TraFöG aber nicht ändert, würde eine an die Förderung angepasste Anhebung der Tras-
senpreise als unzulässig eingestuft werden (näheres zum Trassenpreissystem und den rechtlichen
Grundlagen siehe Kapitel 2.4 des vorliegenden Berichts).

Im Ergebnis sieht das Evaluations-Team keinerlei belastbare Hinweise dafür, dass eine Verlänge-
rung der Trassenpreisförderung sich direkt (positiv oder negativ) auf die Trassenpreise selbst aus-
wirken wird.
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5 Fortentwicklung der Förderung

5.1 Zusammenfassende Bewertung der derzeitigen Förderung

Die Analysen der Evaluation haben ausreichende empirische Hinweise erarbeiten können, auf de-
ren Basis eine Gesamtbewertung der bisherigen Förderpraxis und eine Identifikation möglicher De-
fizite geleistet werden kann. Dabei können folgende Kernbefunde formuliert werden:

■ Es ist durch die TraFöG nachweislich gelungen, Verkehrsleistung auf der Schiene zu halten
bzw. neue zu generieren. Nach den Modellrechnungen der Evaluation auf Basis der Befra-
gungsergebnisse aller Letztempfänger kann davon ausgegangen werden, dass ohne die För-
derung etwa 31 Mrd. tkm nicht auf der Schiene, sondern auf der Straße erbracht worden wä-
ren. Der Modal Split-Anteil der Schiene hätte dadurch in den Jahren 2018-2020 um 1,5 Pro-
zentpunkte niedriger gelegen. Somit hat die TraFöG ihr Ziel grundsätzlich erreicht, den Anteil
der Schiene am Güterverkehr zu halten bzw. auszubauen.

■ Die Ergebnisse der Evaluation geben Hinweise darauf, dass die aktive Verlagerungswirkung
(Generierung neuer Verkehre zu Lasten der Straße) eher gering ist. Dabei ist zu bedenken,
dass eine aktive Verlagerung nicht allein von einer Förderung ausgelöst werden kann, auch die
grundsätzlichen Rahmenbedingungen des Güterverkehrsmarkts müssen einen Modal Shift er-
lauben. Die sich bereits 2019 eintrübende Konjunktur, unzureichende Kapazitäten der Schie-
neninfrastruktur und trotz Förderung weiterhin bestehende Kostenvorteile des Straßenver-
kehrs haben einer Verlagerung von der Straße auf die Schiene Grenzen gesetzt, die durch die
Förderung nur zum Teil abgemildert werden konnten. Die Ergebnisse der Evaluation geben
aber Hinweise darauf, dass es durchaus gelungen ist, durch die TraFöG Verkehre auf der
Schiene zu halten, die ansonsten auf die Straße abgewandert wären.

■ Der nachweisbare positive Effekt auf die Betriebsleistung dürfte hauptsächlich durch die von
der TraFöG angestoßenen Preiseffekte begründet sein. Die EVU geben in großer Zahl die ge-
schaffenen finanziellen Spielräume an ihre Kunden weiter. Dies geschieht zumeist nicht über
pauschale Preissenkungen für alle Kunden, sondern wird individuell ausgehandelt. Dabei dürf-
ten v.a. große Bestandskunden mit starker Marktmacht profitieren.

■ Nicht auszuschließen sind dabei auch Mitnahmeeffekte. Diese ergeben sich aber bereits aus
der Konzeption der Marktsegmentierung im Trassenpreissystem der DB Netz AG, denn auf der
Grundlage der aktuellen, eisenbahnrechtskonformen Marktsegmentierung im SGV ist eine Un-
terscheidung von bahnaffinen und nicht-bahnaffinen Verkehren bzw. zwischen Gutarten nur
sehr eingeschränkt möglich. Die Förderrichtlinie nutzt als Ausgangspunkt im Trassenpreissys-
tem der DB Netz AG lediglich das genehmigte Trassenentgelt für das jeweilige Marktsegment.
Die Evaluation liefert zudem Hinweise dafür, dass Preiseffekte auch in großer Zahl in Markt-
segmenten gesetzt worden sind, die weniger stark im intermodalen Wettbewerb stehen.
Dadurch wird eher der intramodale Wettbewerb der EVU untereinander intensiviert, während
intermodale Verlagerungen nur in begrenztem Umfang zu erwarten sind. Aus dieser Beobach-
tung kann aber nicht unbedingt ein Widerspruch zum Förderziel geschlossen werden, da sich
eine Stärkung des intramodalen Wettbewerbs auch in einer Steigerung der Qualitätsmerkmale
des Schienenverkehrs (Pünktlichkeit, Geschwindigkeit, Zuverlässigkeit) niederschlägt. Somit
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wird durchaus ein Beitrag dazu geleistet, den Schienenverkehr für Kunden attraktiver zu ge-
stalten und ihn im intermodalen Wettbewerb qualitativ zu stärken.

■ Durch die starken Preiseffekte der TraFöG haben die EVU nur in begrenztem Umfang die Mög-
lichkeit erhalten, ihre Investitionen zu erhöhen. Dabei zeigen die Ergebnisse der Evaluation
durchaus die Bedeutung der Investitionen auf: Die EVU nutzen die TraFöG-Spielräume, um ihre
angebotenen Verkehrsleistungen qualitativ wie quantitativ auszubauen. Dadurch gelingt es
ihnen nachweislich, ihre intermodale Wettbewerbsposition zu stärken. Bislang ist aber erst ein
Teil der geförderten EVU in der Lage, dies zu tun, während bei den anderen die eher kurzfristig
wirkende Preisweitergabe dominiert. Somit gelingt es der TraFöG noch nicht im gewünschten
Umfang, den Bahnsektor auch strukturell durch zusätzliche Investitionen zu stärken, obwohl
dies im Kontext des Masterplan Schienengüterverkehr ein Ziel der TraFöG darstellt.

■ Gleichwohl zeigt sich die stabilisierende Wirkung der TraFöG auch in den wirtschaftlichen
Kennzahlen der geförderten EVU. Eine hohe Anzahl der Unternehmen gesteht ihr über die er-
höhte Betriebsleistung direkte Effekte auf den Unternehmensumsatz zu. Noch stärker wird der
Effekt auf die Anzahl der Arbeitsplätze in den EVU bewertet: Ein relevanter Anteil der Arbeits-
plätze ist nach Aussage der EVU erst durch die TraFöG geschaffen oder gesichert worden. Die-
ser Befund trifft auch auf die kleinen und mittleren EVU zu, die gegenüber den großen intramo-
dalen Konkurrenten gestärkt werden konnten. Damit trägt die Förderung direkt zum Fortbe-
stand der Unternehmen bei, befruchtet den intramodalen Wettbewerb und schafft so die Basis
für den SGV der kommenden Jahre. Diese Funktion der TraFöG hat durch die Covid-19-Krise
besondere Relevanz gewonnen: Die Mehrheit der EVU gesteht ihr eine wichtige Rolle dabei zu,
die Bahnbranche in der Pandemie zu stabilisieren, indem der Fortbestand der Unternehmen
unterstützt und ein Beitrag zur Erholung der Verkehrsleistung geleistet wird. Ohne die TraFöG
hätte Covid-19 deutlich gravierende Auswirkungen auf die Bahnbranche gehabt und vermutlich
zu einer längerfristigen Schwächung geführt.

■ Die geschilderten positiven Effekte der TraFöG auf die Schienenverkehrsleistung gehen einher
mit Beiträgen zur Klimaschutzpolitik. Die Modellrechnungen der Evaluation weisen aus, dass
ohne die TraFöG in den 2,5 Jahren der bisherigen Förderperiode 2,4 Mio. Tonnen CO2 mehr
ausgestoßen worden wären. Diesen hätten Umweltkosten in Höhe von 471 Mio. Euro zugeord-
net werden können.

■ Auf Basis dieser Berechnungen kann der Trassenpreisförderung eine hohe Maßnahmenwirt-
schaftlichkeit bescheinigt werden. Ihr gelingt es bereits im Rahmen der unmittelbaren Effekte,
einen großen Teil des aufgewendeten Fördervolumens durch hohe vermiedene Umweltkosten
zu „amortisieren“.

Auf Basis dieser Kernbefunde erscheint es sinnvoll, die TraFöG über das Jahr 2023 hinaus grund-
sätzlich fortzuführen. Zu begründen ist diese Empfehlung dadurch, dass sich die Förderung als
grundsätzlich geeignetes Instrument zur Erreichung der mit ihr verknüpften Ziele erwiesen hat,
auch wenn diese noch nicht im gewünschten Umfang erreicht werden konnten: Ihr können in einer
kurzfristigen Perspektive positive Effekte auf die Schienenverkehrsleistung und dadurch auch auf
die emittierten Treibhausgase nachgewiesen werden. Besonders positiv zu bewerten ist dabei,
dass diese Effekte mit einer ausgesprochen hoch zu bewertenden Maßnahmenwirtschaftlichkeit
erreicht werden, bei der die Höhe der eingesetzten Mittel mit dem Umfang der erreichten Effekte
in einem sehr guten Verhältnis zueinander stehen. Darüber hinaus deuten die Befunde der Evalu-
ation darauf hin, dass mit der TraFöG ein entscheidender Beitrag zum Fortbestand vieler EVU ge-
leistet wird. Damit wird die Grundvoraussetzung für einen künftig wachsenden SGV erhalten. Die
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Empfehlung zur grundsätzlichen Fortführung der Förderung ergibt sich somit aus dem nach wie vor
vorliegenden Förderbedarf im Sinne der Richtlinie und der nachgewiesenen Effektivität der Förde-
rung.

Kritisch zu bewerten ist allerdings, dass die TraFöG in ihrer derzeitigen Konzeption nur in über-
schaubarem Maße zu einer aktiven Steigerung des Modal Split-Anteils des SGV beitragen kann und
damit ihr zentrales Förderziel nur zum Teil erreicht. Die Evaluation konnte zahlreiche Hinweise auf
Gründe dafür identifizieren. Zunächst kann dafür eine verbesserungswürdige Zielgenauigkeit der
Förderung verantwortlich gemacht werden. Die pauschale Förderung aller gefahrenen Trassen
bringt es mit sich, dass Mitnahmeeffekte zu erwarten sind, weil auch Verkehre in den Genuss der
Förderung kommen, die kaum Verlagerungspotenziale aufweisen. Zwar sind auch in diesen Seg-
menten durch den verstärkten intramodalen Wettbewerb positive Effekte bei der Qualität der an-
gebotenen Leistungen und somit eine Stärkung des Schienenverkehrs insgesamt zu erwarten. Da-
bei muss aber konstatiert werden, dass die Förderung eher für Preissenkungen verwendet wird,
anstatt sie (wie in der Förderlogik ebenfalls intendiert) für Investitionen in die strukturelle Konkur-
renzfähigkeit der Schiene einzusetzen. Somit gelingt es nur unzureichend, die EVU nachhaltig im
Sinne des Masterplans Schienengüterverkehr im intermodalen Wettbewerb zu ertüchtigen.

Diese zentralen Kritikpunkte stellen den Ansatzpunkt für die im folgenden Kapitel präsentierten
Ideen zur Modifikation der TraFöG dar.

5.2 Grundsätzliche Änderungsvorschläge bei Fortführung der Förderung

Die zusammenfassende Bewertung der bisherigen Förderpraxis im vorherigen Kapitel hat die
grundsätzliche Sinnhaftigkeit der TraFöG unterstrichen, gleichzeitig aber auch ihre Defizite dabei
aufgezeigt, die mit ihr verknüpften Ziele zu erreichen. Um diese bei einer Fortführung der Förderung
abzumildern, wurden durch das Evaluations-Team zunächst fünf Vorschläge für Anpassungen erar-
beitet, die im Anschluss sowohl mit den Programmeignern BMVI und EBA, der Erstempfängerin der
Förderung DB Netz AG) als auch mit Vertretern der Bahnbranche diskutiert wurden. Dabei war es
das zentrale Anliegen, Vorteile (Erhöhung der Zielgenauigkeit der Förderung) und Nachteile (admi-
nistrativer Aufwand, mögliche nicht intendierte Effekte) der einzelnen Vorschläge gegeneinander
abzuwägen sowie die praktische Umsetzbarkeit der Ansätze zu diskutieren. Die folgenden Ausfüh-
rungen fassen die wichtigsten Aspekte dieses Abwägungsprozesses zusammen und leiten zur Ent-
scheidung über, auf welche Art die TraFöG fortgeführt werden sollte.

5.2.1 Idee 1: Ex ante Festlegung verbindlicher Förderquoten für bestimmte Zeiträume

Der Fördermechanismus der TraFöG bedingt, dass die Förderquoten im Zeitverlauf schwanken: Die
DB Netz AG legt zwar jeweils für Teilperioden Förderquoten auf Basis von Betriebsleistungsprogno-
sen fest, die bei Eintreffen dieser Prognose den zur Verfügung stehenden Förderbetrag komplett
ausschöpfen würden. In der Vergangenheit zeigte sich aber immer wieder, dass die reale Entwick-
lung der beantragten Trassenkilometer mit hohen Unsicherheiten behaftet ist. In der Konsequenz
ist es in der betrachteten Förderperiode mehrfach vorgekommen, dass die DB Netz AG ihre Erwar-
tungen zur Betriebsleistung korrigiert hat und der Fördersatz entsprechend angepasst werden
musste. Im Regelfall führte dies zu einer temporären Erhöhung der gewährten Förderquote .
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Diese Flexibilität ist bewusst im Fördermechanismus verankert worden, um durch höhere oder
niedrigere Fördersätze auf die Entwicklung des SGV reagieren zu können. Die Vorteile dieses rea-
giblen Systems zeigen sich insbesondere bei der Covid-19-Krise 2020: Die stark einbrechenden
Betriebsleistungen führten ab Juni zu einer spürbaren Erhöhung der Förderquote. Damit wurde den
EVU eine zusätzliche finanzielle Entlastung gewährt, der im Kapitel 3.3.3 eine entscheidende sta-
bilisierende Wirkung in der Krise bescheinigt werden konnte.

Gleichwohl wurde die Flexibilität und damit eingeschränkte Planbarkeit der Förderquote gerade
von den Bahnverbänden auch kritisch gesehen. Da EVU nicht abschätzen können, wie hoch die
Förderung in einem bestimmten Zeitraum sein wird, erschwert dies längerfristige Planungen. Hier
kann auch ein Grund dafür gesehen werden, warum EVU die erhaltene Förderung eher kurzfristig
über Preise weitergeben und sie aufgrund der Unsicherheit nicht für Investitionen einplanen. Als
besonders gravierend wird dabei die Unsicherheit eingeschätzt, ob und in welchem Umfang die
TraFöG über 2023 hinaus gewährt wird.

Daher ist es ein naheliegender Ansatz, die Kopplung von Förderquote und Betriebsleistung zu lösen
und damit die Flexibilisierung der Förderung aufzuheben. Dies hätte aus der Sicht des Evaluations-
Teams den Vorteil, dass den EVU eine Planungssicherheit gegeben würde, die in einer höheren
Aktivierung von Investitionen durch die Förderung münden könnte. In der Konsequenz könnte die
Förderung stärker ihrem Anspruch gerecht werden, dass sie den Schienensektor auch in einer län-
gerfristigen Perspektive ertüchtigt und im intermodalen Wettbewerb stärkt.

Zu beachten ist aber, dass eine derartige Anpassung der TraFöG auch negative Aspekte aufweist.
So bedingt die höhere Planungssicherheit für die EVU eine geringere Reaktionsmöglichkeit auf Sei-
ten des BMVI. Gerade im Zuge der Covid-19-Krise hat sich aber der Wert dieser Freiheit gezeigt, bei
Bedarf der Bahnbranche eine höhere Unterstützung gewähren zu können. Bei einer ex ante-Fixie-
rung der Förderquote wird diese Chance genommen. Ein Kompromiss könnte darin bestehen, dass
die Förderquote nicht direkt für den gesamten mehrjährigen Förderzeitraum, sondern für geeignete
Etappen festgelegt würde. Dabei ist für die Planungssicherheit der EVU entscheidend, dass ex ante
definiert ist, bis zu welchem Zeitpunkt eine festgelegte Förderquote verbindlich gelten soll. An die-
sen definierten Zeitpunkten könnte dann eine Gesamtbewertung der SGV-Entwicklung vorgenom-
men und die Förderquote ggf. nachjustiert werden. Durch dieses Verfahren könnte den EVU zumin-
dest eine Planungssicherheit für definierte Zeiträume gegeben werden und gleichzeitig eine ge-
wisse Steuerbarkeit der Förderhöhe erhalten bleiben. Für die Anzahl und Länge dieser Zeiträume
sowie die Zeitpunkte für die Festlegung der Fördersätze kann allerdings kaum eine praktikable
Empfehlung abgegeben werden, da hier ein nicht auflösbarer Zielkonflikt zwischen Flexibilität und
Planbarkeit besteht.

Eine gravierende Herausforderung dürfte zusätzlich in der haushaltsrechtlichen Umsetzung liegen.
Eine Fixierung der Förderquote bei einer unbekannten Verkehrsleistung bedeutet, dass der Förder-
mittelbedarf allenfalls grob abgeschätzt werden kann. Das Haushaltsrecht erfordert aber, dass die
benötigte Summe vorab eingestellt wird. Demnach müsste das Budget auf einer Abschätzung ba-
sieren. Problematisch kann in diesem Zusammenhang sein, wenn sich der SGV deutlich positiver
entwickelt als erwartet. In diesem Fall würde das zur Verfügung stehende Budget unter Umständen
weit vor dem Ende des eigentlich vorgesehenen Förderendes ausgeschöpft. In der Konsequenz
würde der Fördersatz angesichts der aufgebrauchten Mittel quasi „über Nacht“ auf Null fallen. Dies
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würde bei den EVU erhebliche Probleme verursachen, weil sie sehr schnell ihre Preise nach oben
anpassen oder geplante Investitionen zurückstellen müssten. Zu beachten ist aber auch, dass
selbst der umgekehrte Fall (niedrigere Betriebsleistung als erwartet) haushaltsrechtliche Fragen
aufwirft: Die Fördermittel müssen ex ante Haushaltsjahren zugeteilt werden. Dabei besteht grund-
sätzlich keine Möglichkeit der Übertragbarkeit: Nicht verausgabte Mittel fließen in den Gesamt-
haushalt zurück und gehen dem Förderzweck damit verloren.

In der Stakeholder-Diskussion im Rahmen des Workshops wurde deutlich, dass die Bahnbranche
die fehlende Planbarkeit der Förderung als sehr gravierenden Punkt ansieht. Nach deren Ansicht
wiegt dieser Aspekt so schwer, dass demgegenüber ein Verzicht auf weitere Unterstützungsmög-
lichkeiten durch das BMVI akzeptabel wäre. Demnach sprach sich die überwiegende Mehrheit für
die Prüfung von Möglichkeiten aus, den Fördersatz für definierte Perioden vorab zu fixieren. Die
Ausführungen zuvor haben aber gezeigt, dass keine praxistauglichen Ansätze dafür existieren, wie
die gewünschte Planungssicherheit mit der ebenfalls erforderlichen Flexibilität der Fördersätze in
Einklang gebracht werden können. Besonders schwer wiegt dabei, dass das Haushaltsrecht keine
Möglichkeiten bietet, der Unsicherheit der letztlich benötigten Fördersumme zu begegnen. In der
Konsequenz muss also festgestellt werden, dass keine Fortentwicklungsmöglichkeiten der TraFöG
bestehen, die den in der Idee 1 formulierten Ansprüchen gerecht werden können.

5.2.2 Idee 2: Stärkere Differenzierung der Förderquoten nach Segmenten

Die Evaluation hat Hinweise darauf geliefert, dass die TraFöG bislang noch wenig zielgerichtet da-
bei ist, welche Segmente des SGV in den Genuss einer Förderung kommen. Dies ist insofern er-
wartbar, weil die Förderung ganz bewusst den gleichen Fördersatz auf alle gefahrenen Trassen
anwendet, unabhängig davon, für welche Verkehre diese konkret genutzt werden. Dies bedingt,
dass auch in hohem Maße Gütergruppen gefördert werden, die weniger stark im intermodalen
Wettbewerb stehen (vgl. dazu Abbildung 10). Da hier ohne Förderung kaum Verlagerungswirkungen
zu erwarten sind, handelt es sich tendenziell eher um Mitnahmeeffekte, die nicht dem Förderzweck
entsprechen. Aus diesem Grund ist es legitim, Modifikationen an der Förderung zu prüfen, die eine
höhere Zielgenauigkeit herstellen könnten. Dabei sollte es das zentrale Anliegen sein, die Förde-
rung auf die Segmente des SGV zu fokussieren, in denen ein hoher intermodaler Wettbewerb
herrscht und die daher Verlagerungspotenziale aufweisen.

Die zielgenaueste Einschätzung des intermodalen Verlagerungspotenzials einer gefahrenen Trasse
ließe sich dann vornehmen, wenn sie anhand der transportierten Güter vorgenommen würde (vgl.
dazu auch Kapitel 4.3.3). Schon bei den Diskussionen zur Ausgestaltung des Trassenpreissystems
zeigte sich aber, dass dies in der Praxis kaum umzusetzen ist. Auch das TPS verfolgt grundsätzlich
den Ansatz, Verkehre weniger stark finanziell zu belasten, die in einem höheren intermodalen Wett-
bewerb stehen. Aus diesem Grund wäre es besonders zielführend, Trassenpreise differenziert nach
transportierten Gutarten zu erheben. Dabei muss aber konstatiert werden, dass die Erhebung die-
ser Informationen einen enormen administrativen Aufwand bedeuten würde. Zudem werden in ei-
nem Zug auch oftmals sehr unterschiedliche Güter transportiert, was durch einen komplexen Be-
rechnungsschlüssel berücksichtigt werden müsste. Der Aufwand bei der Berechnung der Trassen-
preise würde durch benötigte Erfassungssysteme, Kontrollen und Abrechnungsverfahren gegen-
über der heutigen Erhebung massiv ansteigen. Daher greift das derzeitige Trassenpreissystem auf
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die in ihm enthaltenen Segmente zurück (vgl. dazu z.B. Abbildung 7). Diese berücksichtigen im
Rahmen der „Tragfähigkeit“ die unterschiedliche Wettbewerbsposition bestimmter Segmente, die
jedoch keinerlei Differenzierungen zu den transportierten Gütern beinhalten. Gerade innerhalb des
sehr bedeutenden Standard-Segments ist eine ähnlich gering ausgeprägte Zielgenauigkeit zur Un-
terstützung der Schiene im intermodalen Wettbewerb zu vermuten wie im derzeitigen Stand der
TraFöG. Gleichwohl wird die aktuelle Form des TPS von der Mehrheit des Bahnsektors als „kleinster
gemeinsamer Nenner“ und als praktikable Lösung akzeptiert. Dabei ist auch als gewichtiges Argu-
ment zu berücksichtigen, dass bei der Mauterhebung im Straßengüterverkehr ebenfalls nicht nach
transportierten Gütern unterschieden wird, obwohl z.B. eine höhere Maut auf Massengüter eine
Verlagerung auf die Schiene begünstigen würde. Um eine Ungleichbehandlung der beiden Ver-
kehrsmodi zu vermeiden, müssten die Grundlagen der Infrastrukturnutzungsgebühren kongruent
gehalten werden.

Die genannten Punkte standen auch im Zentrum der Diskussionen im Stakeholder-Workshop der
Evaluation. Insbesondere wurde darauf verwiesen, dass im TPS bereits eine praxistaugliche Diffe-
renzierung implementiert ist, auf die die TraFöG dann mit einem pauschalen Fördersatz aufsetzt.
Die Begünstigung weniger tragfähiger Segmente bleibt dabei erhalten. Eine zusätzliche Differen-
zierung bei der Förderung wird nur dann als sinnvoll angesehen, wenn sie einen echten Mehrwert
ohne zu großen zusätzlichen administrativen Aufwand verspricht. Die Erfahrungen der TPS-Konzep-
tion zeigen aber, dass hier nur wenig praktikable Ansätze denkbar sind. Daher wurde vereinbart,
die Idee einer segment-spezifischen Spreizung des Fördersatzes in der TraFöG nicht weiter zu ver-
tiefen, sondern die Förderung weiterhin pauschal auf die vorhandene Spreizung des TPS aufzuset-
zen. Ein wichtiger Effekt dabei ist, dass bezogen auf diesen Aspekt keine erhöhte Komplexität im
Förderverfahren erforderlich ist.

5.2.3 Idee 3: Gewährung höherer Förderquoten bei Nachweis einer realisierten Verlagerung Straße-
Schiene

Die Evaluation hat gezeigt, dass die durch die TraFöG ausgelösten Verlagerungseffekte bislang
überschaubar sind. Zudem wurden in den Interviews qualitative Hinweise gegeben, dass diese ins-
besondere dort auftreten, wo Verkehre auf der Schiene gehalten werden können, die ansonsten
auf die Straße verlagert worden wären. Eine aktive Verlagerung durch Verkehre, die von der Straße
auf die Schiene wechseln, dürfte deutlich seltener stattfinden. Somit kann die TraFöG hier ihrem
Kernziel nur eingeschränkt gerecht werden, was eine Diskussion zu möglichen Anpassungen erfor-
dert.

Um aktive Verlagerungen stärker anzureizen, wäre es grundsätzlich denkbar, diese bei der Förde-
rung mit einem Bonus zu versehen. Dadurch würde das Kernziel der Förderung stärker betont und
erfolgreiche Anstrengungen der EVU, Verkehre von der Straße auf die Schiene zu verlagern, würden
besonders belohnt. Zudem ist zu erwarten, dass die in der derzeitigen Förderung zu vermutenden
Mitnahmeeffekte (vgl. 5.2.2) an Bedeutung verlieren würden, wenn die Fördergelder stärker auf
nachweisliche Verlagerungen und somit auf Verkehre im stärkeren intermodalen Wettbewerb fo-
kussiert würden.

Genau dieser Nachweis einer realisierten Verlagerung dürfte sich in der Praxis aber als großes ad-
ministratives Hindernis erweisen. Es erscheint unklar, wie eine Verlagerung von der Straße auf die
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Schiene zweifelsfrei nachgewiesen werden kann. Dazu existieren zwar bereits Erfahrungen bei der
DB Netz AG im Rahmen des Neuverkehrsrabatts im TPS, es wäre aber zu verifizieren, ob die dort
üblichen Nachweise auch im Rahmen einer dem Haushaltsrecht unterliegenden Förderung genü-
gen würden. Die Prüfung dieser Nachweise würde in der Zuständigkeit des EBA liegen und lässt
einen hohen zusätzlichen Aufwand erwarten. Zu bedenken ist auch, dass den EVU Rückforderun-
gen drohen, wenn die Nachweise zweifelhaft sind.

Abgesehen von diesen administrativen Fragen wurden auch Aspekte der Wirkung auf die Bahn-
branche im Stakeholder-Workshop erörtert. Im Zentrum der Kritik stand eine mögliche Ungleichbe-
handlung der EVU. Dabei ist zu bedenken, dass EVU, denen es gelingt, durch die Förderung Ver-
kehre auf der Schiene zu halten, keine aktive Verlagerung nachweisen könnten und daher nicht in
den Genuss einer höheren Förderung kämen, obwohl sie fraglos einen wichtigen Beitrag zum Modal
Split leisten. Darüber hinaus besteht bei Unternehmen, die mehrere Verkehrsträger nutzen, zumin-
dest theoretisch die Gefahr von „Drehtür-Verkehren“, bei denen absichtlich wechselseitige inter-
modale Verlagerungen herbeigeführt werden, um immer wieder von der höheren Förderung profi-
tieren zu können. Diese würden in den Genuss der höheren Fördersätze kommen, sie würden aber
dennoch nicht zu einer realen Erhöhung des SGV beitragen. Diskutiert wurde in diesem Zusam-
menhang auch, ob in diesem Kontext auch eine Benachteiligung kleinerer EVU entstehen könnte,
da insbesondere große EVU leichte in der Lage wären, „interne“ Verlagerungen herbeizuführen,
wenn sie in mehreren Verkehrsmodi aktiv sind.

In der Konsequenz der Diskussionen wurde entschieden, diese Idee bei der Fortentwicklung der
TraFöG nicht weiter zu verfolgen. Als wichtigstes Argument dazu kann neben dem aufwändigen,
unklaren und zweifelbehafteten Nachweisverfahren insbesondere die Benachteiligung von EVU ge-
nannt werden, die bereits in hohem Maße Verkehre auf der Schiene abwickeln und diese dort er-
folgreich im intermodalen Wettbewerb erhalten. Diese EVU leisten einen wichtigen Beitrag bei der
Erhaltung des SGV-Anteils, würden aber bei einer Modifikation der Förderung mit stärkerer Beto-
nung auf neue aktive Verlagerungen benachteiligt.

5.2.4 Idee 4: Festlegung verbindlich nachzuweisender Investitionen

Wie bereits thematisiert kommt die Evaluation zu dem Ergebnis, dass die TraFöG nur in unzu-
reichendem Maße seitens der EVU für Investitionen genutzt wird. Diese Beobachtung steht der
Intention der Förderung entgegen, den Schienensektor durch Investitionen zukunftsfähiger zu ma-
chen und ihn dadurch in einer längerfristigen Perspektive in eine bessere intermodale Wettbe-
werbsposition zu versetzen. Die bislang schwach ausgeprägten Investitionen sind besonders kri-
tisch vor dem Hintergrund der Evaluationsergebnisse zu sehen, dass EVU, die bereits investieren
konnten, ihre Wettbewerbsposition dadurch durchaus stärken konnten (vgl. Abbildung 35). Somit
weist die bisherige Förderung nachweislich ein Wirkungsdefizit in einem Kernbereich ihres Zielsys-
tems auf, dass durch geeignete Modifikationen zu adressieren ist.

Die Evaluation konnte Erklärungsansätze dafür liefern, warum bislang erst unzureichende Investi-
tionen angestoßen werden konnten. Von besonderer Bedeutung scheint dabei zu sein, dass durch
die starken Preisweitergaben die verbleibenden Spielräume für Investitionen zu gering sind. Dane-
ben dürften aber auch strukturelle Aspekte (wirtschaftliche Lage der EVU, limitierende Rahmenbe-
dingungen wie unzureichende Infrastrukturverfügbarkeit) eine Rolle dabei spielen, dass die EVU
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bei Investitionen eher vorsichtig agieren. Diese strukturellen Hürden des Bahnmarktes können
nicht allein durch die TraFöG adressiert werden, sondern bedürfen weiterer politscher Anstrengun-
gen, die über das Förderinstrument hinausgehen. Sehr wohl könnte eine Modifikation der TraFöG
aber zusätzliche und verbindliche Spielräume für Investitionen schaffen.

Dazu wäre denkbar, dass innerhalb der Förderung eine Zweckbindung eines zu definierenden An-
teils der Fördersumme je EVU festgelegt wird. Damit würde steuernd in das Verhältnis von Preis-
weitergabe und Investitionen eingegriffen, da EVU verpflichtet wären, Teile der Förderung für Inves-
titionen zu verwenden. Eine verbindliche Vorgabe in diesem Aspekt würde dazu führen, dass EVU
in den Verhandlungen mit ihren Kunden gestärkt würden, weil sie sich auf die verpflichtende antei-
lige Zweckbindung berufen könnten. Ein weiterer Vorteil würde darin bestehen, dass dem BMVI ein
steuerndes Element in die Hand gegeben würde, mit dem es auf Marktentwicklungen und techno-
logische Trends bzw. Erfordernisse reagieren könnte: Über den Katalog der zulässigen Felder, in
die investiert werden darf, könnte das BMVI gezielt Impulse setzen und auf möglicherweise statt-
findende Fehlallokationen reagieren. Über den definierten Anteil der Förderung, der für Investitio-
nen reserviert ist, könnte das BMVI auch steuernd auf den Umfang der Preisweitergaben einwirken.
So wäre denkbar, dass in Zeiten mit hohen Verkehrsleistungen die Investitionsquote erhöht würde,
während sie in Krisensituationen zu Gunsten von Preissignalen gesenkt werden könnte. Dadurch
könnte ein ähnlicher Mechanismus entstehen wie bei der heutigen Kopplung der Förderquote mit
den beantragten Trassenkilometern. Die im Kapitel 5.2.1 kritisierte Planungsunsicherheit der EVU
bei einem solchen Verfahren gilt entsprechend auch hier.

Im Workshop mit der Bahnbranche war die Festlegung einer verbindlichen Investitionsquote der
Vorschlag, der am kontroversesten diskutiert wurde. In der Tat bestehen bei diesem Instrument
diverse Herausforderungen, die bei der Entscheidung zu dessen Implementierung zu berücksichti-
gen sind. Zunächst ist dabei festzustellen, dass ein enormer administrativer Aufwand nötig würde.
Die Zweckbindung einer Förderung kann nur dann rechtssicher funktionieren, wenn die Verwen-
dungszwecke detailliert und zweifelsfrei aufgeführt sind. Daher müssten die vom BMVI eingefor-
derten Investitionen nicht nur thematisch beschrieben, sondern auch exakt technisch spezifiziert
werden. Förderprogramme mit ähnlichen Ansprüchen verfügen dazu über umfangreiche Anhänge,
die die Verwendungszwecke im Detail festlegen. Diese Tatsache erfordert nicht nur eine intensive
zeitliche Befassung sowohl der Fördermittelgeber als auch der -empfänger mit diesen Aspekten,
gerade kleine EVU könnten von der Komplexität sogar abgeschreckt werden. Ähnlich komplex
würde sich auch die Verwendungsprüfung durch das EBA gestalten: Bei jedem EVU müsste im Rah-
men des Verwendungsnachweises nicht nur geprüft werden, ob der geforderte Umfang der Inves-
titionen erbracht wurde, sondern es müssten auch Einzelfallprüfungen vorgenommen werden, ob
die getätigten Investitionen den festgelegten technischen Spezifikationen entsprechen. Unklar ist
dabei auch, wie bei kleinen EVU eine Nachweisprüfung aussehen könnte, da diese ja aufgrund der
eher geringen Förderbeträge diese nur anteilig und oft über lange Zeiträume verteilt in größere
Investitionen (z.B. Rollmaterial) stecken können.

Neben dem hohen administrativen Aufwand sind aber auch mögliche negative Effekte auf die
Bahnbranche zu berücksichtigen. Je nachdem, wie hoch die geforderte Investitionsquote ist, wird
den EVU Spielraum für Preisweitergaben genommen. Dies ist im Sinne einer zielgerichteten Förde-
rung zwar durchaus beabsichtigt, es ist aber nicht von der Hand zu weisen, dass dadurch ein hö-
heres Preisniveau bei den Transportleistungen induziert wird. Dies könnte in besonders
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preissensiblen Segmenten im starken intermodalen Wettbewerb den Förderzweck konterkarieren:
Es kann davon ausgegangen werden, dass erst durch die positiven Preissignale der TraFöG in der
Vergangenheit Teile der Transportleistung von der Straße auf die Schiene verlagert werden konn-
ten. Wenn dieses Preissignal aufgrund der Investitionsquote zurückgenommen werden muss, ist
eine Rückverlagerung auf die Straße nicht auszuschließen. Ein weiterer Einwand besteht darin,
dass noch nicht am Markt tätige Unternehmen benachteiligt werden könnten, da diese aufgrund
noch fehlender Betriebsleistung noch nicht in den Genuss einer Förderung kommen können und
daher keine Unterstützung bei den für den Markteintritt nötigen Investitionen erhalten können. Der
Markteintritt wird dadurch erschwert und der Wettbewerb möglicherweise zu Gunsten etablierter
EVU verzerrt. Aus Sicht der bereits am Markt tätigen EVU wurde im Workshop kritisch angemerkt,
dass verbindliche Investitionsquoten und festgelegte Verwendungszwecke einen Eingriff in die un-
ternehmerische Freiheit darstellen. In diesem Zusammenhang wurde angemerkt, dass die EVU ei-
gene (erfolgreiche) Strategien dazu verfolgen, wie sie sich am Markt behaupten können. Welche
Rolle dabei Preissignale und Investitionen spielen, sollte nach Meinung der Verbände allein in der
Entscheidungsgewalt der Unternehmen liegen.

Die Ausführungen zeigen, dass an diesem Punkt die Ziele der Förderung und unternehmerische
Interessen offenbar vergleichsweise weit auseinander liegen. Zudem liegen beim vorgeschlagenen
Instrument erhebliche administrative Herausforderungen und die Gefahr von ungewollten Effekten
im Bahnmarkt vor. Auch wenn das bisherige Investitions-Defizit aus Sicht des Evaluations-Teams
vor dem Hintergrund der langfristigen Förderziele prinzipiell Anpassungen an der TraFöG erfordert,
können die genannten administrativen Probleme und wettbewerblichen Gefahren nicht ausge-
räumt werden. Werden Nutzen und Nachteile einer verbindlichen Investitionsquote gegeneinander
abgewogen, so ist vor diesem Hintergrund aus Sicht des Evaluations-Teams Vorsicht geboten: Da
ein derartiger Eingriff das Wesen der TraFöG und ihre Attraktivität für die EVU erheblich beeinflus-
sen würde, sollte in der Gesamtschau eine verbindliche Investitionsquote (trotz ihrer zu erwarten-
den positiven Effekte auf die Investitionstätigkeit) nicht in der TraFöG implementiert werden, da die
Gefahren ungewollter Verzerrungen zu hoch sind.

5.2.5 Idee 5: Gewährung höherer Förderquoten beim Einsatz moderner Bahntechnik

Der letzte Vorschlag baut zum Teil auf dem vorherigen auf. Die Evaluationsergebnisse zeigen: Wenn
die TraFöG Investitionen anstößt, dann fließen diese zumeist in den qualitativen und quantitativen
Ausbau der angebotenen Verkehrsleistungen. Dies entspricht dem originären Förderzweck der Tra-
FöG in doppeltem Sinn: Einerseits wird dadurch Verkehrsleistung auf der Schiene gehalten oder
neu hinzugewonnen, andererseits stärken die Investitionen die intermodale Marktposition der EVU.
Insofern besteht hier zunächst kein Kritikpunkt. Gleichwohl muss konstatiert werden, dass ver-
gleichsweise selten in Modernisierungen mit gesamtgesellschaftlichem Nutzen (Erhöhung der Si-
cherheit, Reduzierung von Lärm) investiert wird. Auch wenn diese Aspekte nicht primär im Zentrum
der TraFöG stehen, ist eine Prüfung legitim, ob diese Schnittstelle zu weiteren verkehrspolitischen
Anforderungen gestärkt werden könnte.

Dazu wäre denkbar, einen Bonus auf die Fördersätze immer dann zu gewähren, wenn auf der ge-
förderten Trasse besonders modernes Rollmaterial eingesetzt würde, das beispielsweise über
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ETCS oder LL-Bremsen verfügen würde. Dadurch würde ein zusätzlicher Anreiz gesetzt, in das ein-
gesetzte Material zu investieren.

Bei der administrativen Umsetzung bestehen ähnlich große Herausforderungen wie bei dem Vor-
schlag zuvor: Es müsste möglichst genau spezifiziert werden, welche technischen Ausstattungen
einen höheren Fördersatz rechtfertigen und welche nicht. Um die Gewährung des Bonus bei der
Verwendungsprüfung verifizieren zu können, müsste zudem nachprüfbar sein, ob tatsächlich das
erforderliche Rollmaterial eingesetzt worden ist. Dabei müsste zumindest belegbar sein, welcher
Anteil der Trassenkilometer mit welchen technischen Ausstattungen gefahren worden ist. Dies
müsste vermutlich bereits bei der Trassenbuchung angegeben und in die entsprechenden Pro-
zesse integriert werden. Wie eine Nachprüfung abseits von Stichproben effizient gelingen kann, ist
weitgehend unklar.

Zudem ist zu beachten, dass nicht alle EVU wirtschaftlich in der Lage sind, möglichst schnell in die
Modernisierung ihres eingesetzten Materials zu investieren. Da dies wohl insbesondere bei kleinen
EVU der Fall sein dürfte, ist hier eine strukturelle Benachteiligung zu vermuten, die den Wettbewerb
verzerren und schwächen könnte. Zudem ist zu beachten, dass der Einsatz von Material mit ge-
samtgesellschaftlichem Nutzen nicht zwingend zu einer höheren Wirtschaftlichkeit führt, sondern
diese sogar in Frage stellen kann. So erfordern LL-Bremsen beispielsweise deutlich höhere War-
tungskosten, die am Markt erwirtschaftet werden müssen. Ein Bonus auf die TraFöG könnte dabei
zwar einen Beitrag leisten. Da es aber das Ziel der TraFöG ist, die Schiene im intermodalen Wett-
bewerb zu stärken, muss dieses Ziel grundsätzlich Vorrang vor weiteren verkehrspolitischen Ziel-
stellungen haben und es sollten keine Dinge in die Förderung integriert werden, die diesem Ziel
entgegenstehen könnten.

Aus den genannten Gründen wird eine Integration eines Bonus für moderne Bahntechnik in die
TraFöG nicht weiterverfolgt. Ein derartiger Bonus würde im vorgelagerten Trassenpreissystem ei-
nen deutlich effizienteren und argumentativ widerspruchsfreieren Platz finden.

5.2.6 Zusammenfassende Bewertung der Fortentwicklungsmöglichkeiten

Die Evaluation hat die positiven Effekte der bisherigen TraFöG nachweisen können, aber auch ihre
Defizite hinsichtlich ihrer Ziele aufgezeigt. Um diese Defizite künftig abmildern zu können, konnten
fünf verschiedene Ideen entwickelt werden, die anschließend mit den Stakeholdern diskutiert wor-
den sind. Zudem hat sich das Evaluations-Team intensiv mit den zu erwartenden administrativen
Implikationen und abzusehenden unerwünschten Markteffekten dieser Vorschläge befasst.

Im Ergebnis dieses Konsultationsprozesses muss konstatiert werden, dass die grundsätzlich denk-
baren Anpassungen nicht praktikabel sind: Zwar wären die erarbeiteten Ideen wohl durchaus in
der Lage, die identifizierten Defizite der bisherigen Förderpraxis zu adressieren. Keine von ihnen
ist aber in der Praxis umzusetzen, ohne unlösbare administrative Fragen aufzuwerfen oder uner-
wünschte Effekte im Markt auszulösen. Dabei ist auch zu bedenken, dass alle Ideen einen schwe-
ren Eingriff in die Grundkonzeption der TraFöG darstellen würden: Gerade die Einfachheit und Zu-
gänglichkeit der administrativen Prozesse für die EVU und die große Freiheit dabei, wie die Förder-
mittel verwendet werden, sind sowohl auf Seiten der Programmakteure als auch der Fördermittel-
nehmer als großer Wert der Förderung anerkannt. Diese Einfachheit ist auch ein Grund für die
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außerordentlich gute Fördereffizienz und Maßnahmenwirtschaftlichkeit. Daher sind Anpassungen
immer sehr sorgfältig im Hinblick auf Nutzen und Gefahren abzuwägen. In diesem Abwägungspro-
zess konnte keine der fünf Ideen überzeugen.

So bleiben bei der (durch die Evaluation empfohlenen) Fortführung der Förderung letztlich zwei
Varianten übrig:

■ Die TraFöG bleibt wie bisher bestehen und behält dabei alle Stärken und Schwächen, die ihr
durch die Evaluation attestiert werden konnten.

■ Die sinnvolle und aus umwelt-/verkehrspolitischer Sicht weiter nötige Entlastung der EVU im
intermodalen Wettbewerb wird durch andere Instrumente gewährleistet. Diese müssen eng in
das gesamte Geflecht der Verkehrspolitik eingepasst sein.

Bevor im Kapitel 5.4 Ideen dazu präsentiert werden, wie und unter welchen Umständen die TraFöG
durch ein anders strukturiertes Instrument ersetzt werden könnte, soll im folgenden Abschnitt zu-
nächst ein Blick in andere europäische Länder geworfen werden, um deren Ansätze zur Förderung
des SGV vorzustellen.

5.3 Bestandsaufnahme zur Förderung des SGV im europäischen Ausland

Aufgrund der wirtschaftlichen Verwerfungen im Zuge der COVID-19-Pandemie haben auch Bel-
gien160, Frankreich161, Italien162, Österreich163 und Schweden164 kurzfristige Programme zur Sen-
kung der Trassenpreise aufgelegt. Eine vertiefte Analyse dieser Förderungen erscheint jedoch we-
nig zielführend, da sie einmalige Maßnahmen darstellen dürften, die nicht in einen größeren und
langfristigen Förderkontext eingebunden sind.165 Nach aktuellem Kenntnisstand existieren euro-
paweit keine längerfristigen Förderprogramme zur Senkung des Trassenpreises, die aufgrund ihrer
Struktur auf Deutschland übertragbare Ansätze aufweisen. Dennoch sollen einige im Ausland vor-
zufindende Praxisbeispiele im Sinne einer Bestandsaufnahme vorgestellt werden. Konkret handelt
es sich um die Trassenpreisförderung der Niederlande, das österreichische Programm zur Förde-
rung des SGV in bestimmten Produktionsformen sowie die „Richtlinien zur Förderung des Kom-
biverkehrs“ in der Autonomen Provinz Bozen-Südtirol. Zusätzlich wird das schweizerische System
der Schieneninfrastrukturfinanzierung als gesamthafter Ansatz abseits einer Förderung vorgestellt,
um eine denkbare Alternative zur jetzigen TraFöG zu skizzieren.

160 https://www.railfreight.com/railfreight/2021/03/15/belgium-reduces-track-access-charges-until-end-of-june-2021/. (zuletzt auf-
gerufen am 24.11.21)
161 https://www.railwaygazette.com/freight/french-freight-access-charges-waived/57076.article) (zuletzt aufgerufen am 24.11.21)
162 EU-Kommission, SA.59376, RN. 1 ff.; EU-Kommission, SA. 62762, Rn. 1 ff.; EU-Kommission, SA.63652, Rn. 1 ff.; https://ec.eu-
ropa.eu/commission/presscorner/detail/en/IP_21_1353 (zuletzt aufgerufen am 24.11.21)
163 EU-Kommission, SA.57371, Rn. 1 ff.; EU-Kommission, SA.60655, Rn. 1 ff.; https://ec.europa.eu/commission/presscorner/de-
tail/en/ip_20_2093 (zuletzt aufgerufen am 24.11.21)
164 https://eurailpress-archiv.de/SingleView.aspx?show=2497714&lng=en (zuletzt aufgerufen am 24.11.21)
165 Allerdings plant Frankreich zusätzlich eine mehrjährige Trassenpreissenkung für den Zeitraum 2021 bis 2024 (https://www.gou-
vernement.fr/fret-ferroviaire-une-aide-de-170-meu-par-an-jusqu-en-2024) (zuletzt aufgerufen am 24.11.21). Eine entsprechende
Richtlinie oder gar die beihilferechtliche Genehmigung seitens der EU-Kommission liegen bislang jedoch nicht vor.
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5.3.1 Österreich

Das „Beihilfeprogramm für die Erbringung von Schienengüterverkehrsleistungen in bestimmten
Produktionsformen in Österreich 2018 bis 2022“ soll aus Gründen des Umweltschutzes und der
Verringerung externer Kosten einen Beitrag zum Erhalt bestehender Verkehre auf der Schiene so-
wie zur weiteren Verkehrsverlagerung von der Straße auf andere Verkehrsträger leisten (Art. 3 Abs.
1 RL).166 Im Rahmen des Programms werden Schienenverkehrsleistungen in den Produktionsfor-
men des Einzelwagenverkehrs (EWV), des unbegleiteten kombinierten Verkehrs sowie des beglei-
teten kombinierten Verkehrs („Rollende Landstraße“ – RoLa) gefördert (Präambel, Art. 3 Abs. 2,
Art. 6 Abs. 1, Art. 9 Abs. 4 RL, Definitionen siehe Art. 5 RL).167

Die Förderung kann von allen trassenbestellenden Eisenbahnverkehrsunternehmen in Anspruch
genommen werden, die in Österreich Schienengüterverkehrsleistungen erbringen oder zu erbrin-
gen beabsichtigen (Präambel, Art. 8, Art. 9 RL).168 Bei der Beihilfe handelt es sich wie bei der TraFöG
um einen nicht rückzahlbaren direkten Zuschuss (Art. 7 RL). Die Beihilfeempfänger werden veröf-
fentlicht und müssen ihre Endkunden auf den Erhalt der Förderung hinweisen (Art. 24 Abs. 1, 2
RL).169 Für eine Förderung müssen Antragsteller im Vorjahr eine Prognose ihrer Verkehre abgeben
(Art. 11 f. RL). Die Auszahlung der Förderung erfolgt jährlich nachträglich, wobei auf Antrag monat-
liche Vorschüsse von 80 Prozent gewährt werden können (Art. 17 f. RL).

Die Förderung erfolgt auf Grundlage ex ante festgelegter Fördersätze (Anhang 1 Abs. 2, Anhang 2
Abs. 2, Anhang 3 Abs. 2 RL). Im Einzelwagenverkehr hängt die Förderhöhe von den in Österreich
beförderten Nettotonnenkilometern, der Verkehrsart (Inland bzw. Einfuhr/Ausfuhr) sowie Haupt-
bzw. Vor- und Nachlauf ab. Zusätzlich ist die Förderhöhe aufgrund der für den Eisenbahnverkehr
typischen Fixkostendegression nach Entfernungsklassen gestaffelt (Art. 10 Abs. 1 RL). Bei der Pro-
duktionsform des unbegleiteten kombinierten Verkehrs wird die Beihilfe auf Grundlage der trans-
portierten Intermodalen Transporteinheit (ITE) berechnet. Für die Förderhöhe sind Größe und Ge-
wicht der ITE, die zurückgelegte Schienenstrecke in Österreich (Entfernungsklasse) und die Cha-
rakteristika der jeweiligen Strecke (Bergstrecken) zu berücksichtigen (Art. 10 Abs. 2 RL). Bei der
RoLa stellt die Anzahl der transportierten Lkw die Berechnungsgrundlage dar. Die Förderhöhe
hängt ab von der genutzten Verkehrsachse (z.B. Brennerachse) und der Tageszeit, um hier eine
Analogie zur Lkw-Maut zu schaffen (Art. 10 Abs. 3 RL).170

Aktuelle Diskussion/Bewertung

Das österreichische Förderprogramm besitzt eine große Wirksamkeit, die durch zahlreiche Unter-
suchungen belegt ist: So ist die Transportleistung in den betreffenden drei Produktionsformen im
Zeitraum 2013 bis 2015 um 2,8 Prozent gestiegen. Dies hat dazu beigetragen, dass (bei steigen-
der Tendenz) im Jahr 2016 3,25 Mio. Lkw-Fahrten vermieden werden konnten. Das bedeutet eine

166 Bundestag, WD 5-3000-089/19, S. 12; EU-Kommission, SA.33993, Rn. 2; EU-Kommission, SA.48390, Rn. 6.
167 EU-Kommission, SA.33993, Rn. 3 ff.; EU-Kommission, SA.48390, Rn. 18 f.
168 EU-Kommission, SA.33993, Rn. 11; EU-Kommission, SA.48390, Rn. 7.
169 EU-Kommission, SA.33993, Rn. 13; EU-Kommission, SA.48390, Rn. 9.
170 Bundestag, WD 5-3000-089/19, S. 12; EU-Kommission, SA.33993, Rn. 20 ff.



Seite 137

Einsparung von rund 1 Mio. Tonnen CO2. In der Gesamtbetrachtung hat jeder Euro an Fördergel-
dern externe Kosten in Höhe von circa 3,40 Euro vermieden.171

Auch scheint die Förderung von den Unternehmen gut angenommen zu werden. Für das Jahr 2021
hat das Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technolo-
gie (BMK) Förderverträge mit 32 Unternehmen abgeschlossen.172 In den Jahren 2019 und 2020
erhielten jeweils 25 Unternehmen Zuwendungen von insgesamt circa 105 bzw. 110 Mio. Euro.173

Wenn auch noch keine entsprechenden Informationen vorliegen, ist in Anbetracht der skizzierten,
positiven Entwicklung mit einer weiteren Verlängerung der Förderung über das Jahr 2022 hinaus
zu rechnen.

Impulse für die Weiterentwicklung der TraFöG

Die Ausgestaltung der österreichischen Richtlinie unterscheidet sich besonders in Hinblick auf die
Förderungsrichtung. Die Trassenpreise machen grundsätzlich (neben weiteren Posten wie Energie-
kosten, Personalkosten u.a.) nur einen Anteil der Gesamt-Infrastrukturkosten im SGV aus. In der
deutschen TraFöG wird die Senkung der Trassenpreise beabsichtigt, um so langfristig die Infra-
strukturkosten des SGV zu senken und die Wettbewerbsfähigkeit mittelbar zu stärken. Demgegen-
über sieht die österreichische Förderung vom Grundsatz her eine direkte, verkehrsleistungsbezo-
gene Senkung der Gesamt-Betriebskoste vor, entgegen der Bezuschussung eines konkreten Kos-
tenpunkts.  Da zudem die Einbettung bestimmter Aspekte aus dem österreichischen Fördersystem
in die deutsche Trassenpreisförderung zwar denkbar wäre, im Hinblick auf die Funktionalität des
Wirkmechanismus jedoch nicht empfohlen wird (vgl. 5.2.6), fokussieren die folgenden Ausführun-
gen zur rechtlichen Umsetzung auf abgrenzende Aspekte bzw. sind hypothetischer Natur.

Rechtliche Bewertung der Umsetzbarkeit in Deutschland

Wie beschrieben sieht die österreichische Förderung eine jährliche Bezuschussung von 120 Mio.
€ vor. Die Förderung unterscheidet sich in der Ausgestaltung der Auszahlung. Im Gegensatz zum
deutschen Mechanismus werden in Österreich Beihilfeverträge gem. § 24 Abs. 1 der Allgemeinen
Rahmenrichtlinien für die Gewährung von Förderungen aus Bundesmitteln (ARR 2014) zwischen
dem BMK und den einzelnen EVUs geschlossen. Darin werden die Rechte und Pflichten der EVUs
definiert.

Zuwendungen können auch nach deutschem Recht im Wege eines Vertrags gewährt werden (VV
BHO Nr. 4.3, 4.4 zu § 44 BHO). Dafür kommt in der Regel ein öffentlich-rechtlicher Vertrag in
Betracht. Gerade im Rahmen einer vertraglichen Regelung sind jedoch eine Vielzahl von Vorschrif-
ten zu beachten, insbesondere müssen, wie auch beim Bescheid, Haupt- und Nebenbestimmungen
aufgeführt werden. Eine etwaig zu vermutende Gestaltungsfreiheit besteht bei der Wahl dieses
Instruments nicht, da die grundlegenden zuwendungsrechtlichen Regelungen nach §§ 23, 44 BHO
weiterhin gewahrt werden müssen. Im Grundsatz gestaltet sich die Idee der Gewährung der Zuwen-
dung über das Instrument der öffentlich-rechtlichen Verträge als wenig gewinnbringend. Der mit
der Systemumstellung verbundene administrative und auch zeitliche Aufwand überwiegt den

171 EU-Kommission, SA.48390, Rn. 20 ff.; https://www.wirkungsmonitoring.gv.at/2018-vorhaben-wfa-219.html.
172 https://www.bmk.gv.at/themen/verkehr/eisenbahn/foerderungen/sgv/vertraege2021.html.
173 https://www.bmk.gv.at/themen/verkehr/eisenbahn/foerderungen/sgv/vertraege2019.html; https://www.bmk.gv.at/themen/ver-
kehr/eisenbahn/foerderungen/sgv/vertraege2020.html; https://transparenzportal.gv.at/tdb/tp/leistung/1002484.html.
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Nutzen, den die leichte Entbürokratisierung des Verfahrens im Rahmen einer Vertragsgestaltung
zu erbringen verspricht.

Weiterhin bestehen im Rahmen einer vertraglichen Regelung für den Fördergeber keine verwal-
tungsrechtlichen Rückforderungsansprüche entsprechend §§ 48, 49, 49a VwVfG. Aus diesem
Grund müssen Kündigungs-174-, Rücktritts- und Anpassungsrecht von den Vertragspartnern zuvor
verhandelt und unbedingt in den Vertrag aufgenommen werden. Zu beachten bleibt, dass anschlie-
ßende Änderungen des Vertrags allein konsensual beschlossen werden können. Im österreichi-
schen Beispiel findet sich innerhalb der Richtlinie die Möglichkeit, den Vertrag anzupassen, indem
die Änderung eingereicht und bei der Abrechnung berücksichtigt wird. Außerdem kann in einer ver-
traglichen Gestaltung der Auszahlungszeitpunkt individuell festgeschrieben werden. Im Gegensatz
dazu entsteht der Anspruch auf Bewilligung sonst einseitig mit dem Erhalt des Zuwendungsbe-
scheids. Im zugrundeliegenden österreichischen Beispiel wird in den Förderverträgen mit den EVU
festgelegt, dass die Förderung erst am Ende des Jahres mit der Jahresabrechnung ausgezahlt wird
(§ 12 Abs. 4).175 Damit auch im laufenden Jahr gefördert wird, kann ein Vorschuss von maximal 80
% beantragt werden (§ 11 Abs. 1).176 Auf diese Weise wird sichergestellt, dass im Ergebnis genau
die Summe ausgezahlt wird, die den gefahren Trassenkilometern bzw. den transportierten Tonnen
entspricht. Eine Anwendung dieses Systems in Deutschland müsste konsequenterweise zu einer
Restrukturierung der Abrechnungsmethode führen. Dies wiederum könnte gegenüber dem derzeit
simplen Verfahren im Rahmen der TraFöG deutlich verkomplizieren.

Ein Fördervertrag kann sich ebenfalls anbieten, um Zuwendungsrahmenverträge, die über jährli-
che, konkrete Vereinbarungen hinausgehen, zu schließen. So können Rahmenbedingungen zwi-
schen Empfänger und Zuwendungsgeber langfristig bestimmt werden. Bewilligungsbescheide für
die einzelnen Zeitabschnitte werden dann zusätzlich gewährt und gliedern sich in den Vertrag
ein.177 Aufgrund der hohen Anzahl an EVU in Deutschland178 ist der Abschluss von einzelnen Ver-
trägen mit einem enormen Verwaltungsaufwand verbunden. Auch wenn sich die einzelnen Verträge
inhaltlich gleichen, bleibt die Notwendigkeit, das beidseitige Einverständnis einzuholen. Auch even-
tuelle Nachverhandlungen können nicht ausgeschlossen werden. Erkennbar wird dies am Beispiel
Österreich, wo Verträge mitunter erst im April des jeweiligen Förderjahres unterschrieben werden,
obgleich der Zeitraum der Bewilligung schon im Januar beginnt.

Die im Beispiel Österreich festgelegten Förderbeträge im Rahmen der festgelegten Fördersumme
von 120 Mio. € wurden in einigen Jahren nicht ausgeschöpft.179 Dieser Umstand ist bei der Bewer-
tung unbedingt zu berücksichtigen. Der derzeitige Wirkmechanismus der TraFöG zielt bislang er-
folgreich auf eine möglichst vollständige Ausschöpfung der jährlichen Mittel ab. Der Umgang mit
übrigen Mitteln oder Fehlbeträgen für eine kontinuierliche Ausschüttung würde bei der Übertragung

174 Sofern ein öffentlich-rechtlicher Vertrag geschlossen wurde, kann auch gem. § 60 VwVfG gekündigt werden.
175 Vertrag über die Gewährung einer Förderung im Rahmen des Beihilfeprogramms 2018 bis 2022 für die Erbringung von Schienen-
güterverkehrsleistungen in bestimmten Produktionsformen in Österreich; Beihilfevertrag Nr. 107/17/2021 zwischen dem BMK und
Cargo Service 2021; abrufbar unter: file:///C:/Users/AmelieWendorf/Downloads/Cargo_Service_SGV-Ver-
trag_107_17_2021_08_04_2021%20(2).pdf (zuletzt aufgerufen am 15.10.21).
176 Vertrag über die Gewährung einer Förderung im Rahmen des Beihilfeprogramms 2018 bis 2022 für die Erbringung von Schienen-
güterverkehrsleistungen in bestimmten Produktionsformen in Österreich; Beihilfevertrag Nr. 107/17/2021 zwischen dem BMK und
Cargo Service 2021; abrufbar unter: file:///C:/Users/AmelieWendorf/Downloads/Cargo_Service_SGV-Ver-
trag_107_17_2021_08_04_2021%20(2).pdf (zuletzt aufgerufen am 15.10.21).
177 Müller/Richter/Ziekow Handbuch Zuwendungsrecht 1. Auflg. 2017, B. Verfahren Rn. 193.
178 Im Rahmen der TraFöG werden 199 EVUs gefördert.
179 Transparenzportal - Förderung Schienengüterverkehr an Eisenbahnverkehrsunternehmen (EVU)
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des österreichischen Vorgehens auf die TraFöG eine haushaltsrechtliche Herausforderung darstel-
len: Da im Vorhinein nicht feststeht, wie viel Betriebsleistung tatsächlich erbracht wird, ist die Be-
rechnung zunächst nur eine Schätzung. Bei der konkreten Förderung stehen sich aus haushalts-
rechtlicher Sicht zwei gegenläufige Positionen gegenüber: Zum einen das Bestreben, die Förder-
summe möglichst vollständig auszunutzen und zum anderen die Absicht, dass alle Betriebsleistun-
gen eine Förderung erhalten. In der Folge besteht die Möglichkeit, dass bei weniger Leistung Gelder
übrigbleiben oder bei erhöhter Leistung die Förderung gegen Ende des Jahres aufgrund der vorzei-
tigen Mittelausschöpfung entfallen müsste.

Sowohl Ausgabereste als auch überplanmäßige Ausgaben gilt es prinzipiell zu vermeiden. Insbe-
sondere der frühzeitig ausgeschöpften Förderung kann durch haushaltsrechtliche Mittel begegnet
werden. Eine solche Lösung kann jedoch zu Folgeproblematiken führen, wie im Folgenden erläutert
wird: Um sicherzugehen, dass Fördermittel ausreichen, kann ein Nachtragshaushalt aufgestellt
werden gem. § 11 Abs. 1 und 2, 33 BHO, Art. 115 GG. Grundsätzlich gewinnen Nachtragshaushalte
immer dann an Relevanz, wenn zusätzliche Ausgaben oder unvorhergesehene Mindereinnahmen
absehbar sind, die nicht durch kurzfristige Einsparungen anderen Stellen ausgeglichen werden
können.180 Er muss durch das Bundesfinanzministerium aufgestellt werden, ist vom Kabinett zu
beschließen und wird unter Zuleitung zum Bundesrat in das Parlament eingebracht. Das Gesetzge-
bungsverfahren verläuft zügiger, im Übrigen jedoch genauso wie das ursprüngliche Gesetz.181 In
zeitlicher Hinsicht ist der Nachtragshaushalt bis zum Ende des laufenden Haushaltsjahres zu be-
schließen, damit der Haushaltsgrundsatz der Jährlichkeit gewahrt bleibt und es sich konkret um
eine Änderung des aktuellen Haushaltsgesetzes handelt. Die zwingende Abstimmung begründet
sich mit der Budgethoheit des Parlaments und ist daher nicht abdingbar. Für die Nachjustierung
einer Förderrichtlinie dürfte sich das Instrument des Nachtragshaushalts aufgrund des beschrie-
benen Verfahrens jedoch eher als zu unflexibel erweisen. Ausnahmen vom Verfahren gelten allein
in Notfällen, wenn das Parlament nicht befragt werden kann. In diesen Fällen genügt gem. § 37
BHO, Art. 112 GG die Bewilligung durch das Finanzministerium. Obwohl haushaltsrechtliche Maß-
nahmen unplanmäßige Schwankungen in den real gewährten Fördersummen theoretisch ausglei-
chen können, ist der tatsächliche Nutzen bestenfalls ungewiss. In der Praxis finden Nachtragshaus-
halte wie bereits oben beschrieben lediglich in unvorhergesehen Situationen Eingang. So wurde im
Jahr 2021 ein Nachtragshaushalt zur Abwendung der Folgen der Covid-19-Pandemie durch das
Parlament beschlossen, der mit einer Höhe von insgesamt 213 Mrd. €182 andere Nachtragshaus-
halte wie beispielsweise jenen in Reaktion auf die Weltfinanzkrise im Jahr 2008 deutlich überstie-
gen. Im direkten Vergleich wird aber deutlich, dass es sich bei den vorliegenden, eventuellen
Schwankungen im Förderbedarf der TraFöG weder um unvorhersehbare noch unabweisbare Be-
dürfnisse handelt, was die Anwendung dieses Instruments praktisch ausschließt.

Weiter könnten die Ausgaben für die Trassenpreisförderung im Haushaltsplan für deckungsfähig
erklärt werden gem. § 20 BHO. Hierin liegt eine Abweichung vom Prinzip der sachlichen Bindung183,
wonach Haushaltsmittel allein für den vorhergesehen Zweck verwendet werden dürfen. In der Folge

180 Nachtragshaushalt Bundesfinanzministerium, bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Glossareintraege/N/002_Nachtragshaus-
halt.html?view=renderHelp (zuletzt aufgerufen am 25.11.21).
181 Gem. Art. 110 Abs. 3 GG hat der Bundesrat nur drei Wochen Zeit um Stellung zu nehmen und im Bundestag wird nur einmal an-
statt dreimal gem. § 95 Abs. 1 GoBT nur eine abschließende beraten.
182 Information der Bundesregierung, bundesregierung.de/breg-de/themen/coronavirus/nachtragshaushalt-2021-1880686 (zuletzt
aufgerufen an 25.11.21).
183 Müller/Richter/Ziekow, Handbuch Zuwendungsrecht 1. Auflg. 2017, B. Verfahren Rn. 14f.
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können eingesparte Mittel innerhalb eines Titels an andere Stelle als Ausgleich verwendet werden,
wenn Verpflichtungsermächtigungen bei einem Titel zu Lasten anderer erweitert worden sind (VV-
BHO Nr. 1 zu § 20). Voraussetzung für die Anordnung ist, dass zwischen den einzelnen Posten ein
inhaltlicher und verwaltungsmäßiger Zusammenhang vorliegt bzw. auf diese Weise Wirtschaftlich-
keit und Sparsamkeit gefördert werden können (§ 20 Abs. 2 BHO). Vorteilhaft ist, dass auf diese
Weise flexibler mit Haushaltsmitteln umgegangen werden kann. Sofern gegenseitige Deckungsfä-
higkeit festgelegt wird, könnten innerhalb der Titelgruppe, in welche auch die Haushaltsansätze für
die Trassenpreisförderung fallen, Restmittel verwendet und Fehlbeträge ausgeglichen werden. Bei-
spielsweise bietet sich dies bei der Förderung zur Reduzierung der Anlagenpreise184 (APF-Förde-
rung an) oder dem Bundesprogramm „Zukunft Schienengüterverkehr“ an, die zusammen mit der
Trassenpreisförderung in die gleiche Titelgruppe fallen. Um diese Flexibilisierung zu erreichen, ist
die Zustimmung des Parlaments notwendig.185 Die Erklärung der Deckungsfähigkeit der Förderung
allein kann eine eventuell zusätzlich notwendige Mittelbeschaffung allerdings nur teilweise absi-
chern. Im Kern werden die bereitgestellten Mittel lediglich flexibilisiert, ohne eine zusätzliche För-
dersumme zu garantieren. Dies kann in konkreten Einzelfällen dazu führen, dass trotz dieser Maß-
nahmen keine zusätzlichen Mittel akquiriert werden können, da z.B. die Mittel des anderen de-
ckungsfähig gestellten Titels ebenfalls bereits ausgeschöpft sind.

In Betracht kommt auch eine Verstärkung der Ausgabeermächtigung durch zentrale Mittel oder
durch zusätzliche Einnahmen.186 Funktional wirken sie wie für deckungsfähig erklärte Ermächti-
gungen, haben jedoch den Vorteil, dass keine Einsparungen an anderer Stelle notwendig sind. Es
handelt sich um Mittel, die nur dem Zweck der Verstärkung dienen. In technischer Hinsicht muss
eine Ausgabe bzw. Einnahme mit einem Vermerk versehen werden. Genauso muss auch die Aus-
gabeermächtigung zur Trassenpreisförderung mit einem Vermerk gekennzeichnet werden. Zu be-
achten ist, dass Verstärkungsmittel grundsätzlich nicht in das nächste Jahr übertragen werden kön-
nen. Etwas anderes ergibt sich nur, wenn dies wiederum mit Vermerk im Sinne der Wirtschaftlich-
keit und Sparsamkeit nach § 19 Abs. 1 S. 2 BHO festgelegt worden ist. Für die Abrufung der Mittel
gilt, dass das Finanzministerium auf Einzelantrag entscheidet und es die Möglichkeit hat, Bedin-
gungen für Einsparungen aufzustellen.187 Mithilfe dieses Mechanismus können überplanmäßige
Ausgaben vermieden und wirtschaftlich sowie sparsam agiert werden. Obgleich dieses Instrument
die Nachteile der Erklärung der Deckungsfähigkeit auszugleichen vermag, weist es selbst einen
grundlegenden Mangel auf, den es zu beachten gilt. Eine Verstärkung der Ausgabeermächtigung
kann nur dann Förderengpässe überbrücken, wenn genügend zusätzliche Einnahmen zur Verfü-
gung stehen, die im Ergebnis darauf verwendet werden. Die dazu notwendigen Mehreinnahmen
können allerdings nie mit vollständiger Sicherheit prognostiziert werden. Die daraus entstehende
Planungsunsicherheit entwickelt sich mit Hinblick auf die im Vorfeld rechtsgültig und damit an-
spruchsvermittelnden Förderbescheide zu einem nicht zu unterschätzenden Risiko. Die bei der
Freigabe von Verstärkungsmitteln erforderliche Entscheidung des Bundesfinanzministeriums
bringt zudem eine Abhängigkeit der Förderung außerhalb von der aktuellen Akteurskonstellation
mit sich.

184 EBA - Förderung Anlagenpreise (bund.de)
185 Gröpl BHO/Tappe, 2. Auflg. 2019, § 20 Rn. 13.
186 Gröpl BHO/Tappe, 2. Auflg. 2019, § 20 Rn. 22.
187 Gröpl BHO/Tappe, 2. Auflg. 2019, § 20 Rn.
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Eine andere Möglichkeit ist es, im Vorhinein eine Fördersumme zu bestimmen, die definitiv für die
ganzjährige Förderung ausreicht. Diese Option kann zu größerer Unabhängigkeit in der Auszahlung
von Fördermitteln führen, da keine nachträgliche bzw. zusätzliche Freigabe von Mitteln (unter Ein-
beziehung weiterer Akteure) erwirkt werden müsste. Nach dem Grundsatz der Jährlichkeit und der
zeitlichen Bindung gem. Art. 110 Abs. 2 GG, §§ 1, 12, 45 BHO ist festgelegt, dass Haushaltspläne
nur für ein Rechnungsjahr gelten. Sofern sie für zwei Jahre aufgestellt worden sind, werden sie
nach Jahren aufgeteilt. Nur bis das jeweilige Jahr abläuft, dürfen Ausgaben und Verpflichtungser-
mächtigungen wahrgenommen werden. Damit geht einher, dass Summen, die am Ende des Jahres
übrigbleiben, verfallen und als Einsparungen nachgewiesen werden müssen. Üblicherweise werden
sie zum Ausgleich des defizitären Haushalts verwendet.188 Zwar können Ausgabeermächtigungen
teilweise durch Vermerk als übertragbar bezeichnet werden, sodass die übriggebliebenen Beträge
im folgenden Jahr ausgegeben werden können. Für Verpflichtungsermächtigungen wie die Tras-
senpreisförderung besteht diese Option jedoch nicht (VV-BHO Nr. 5 zu § 16, § 45 Abs. 1 S. 2 BHO).
Sofern eine hohe Summe im Haushalt angesetzt wird, ist somit darauf zu achten, dass diese nicht
außer Verhältnis steht. Es muss weiterhin das Ziel verfolgt werden, eine realistische Höhe zu wäh-
len, damit effektiv und wirtschaftlich mit Haushaltsmittel umgegangen wird. Auch ergibt es keinen
Sinn, die Fördermittel für die Trassenpreisförderung über ein Jahr hinaus zu summieren und für die
Förderung der DB Netz AG zur Verfügung zu stellen. Neben dem Jährlichkeitsprinzip sprechen auch
Regelungen im Abrufverfahren dagegen. Danach dürfen Mittel erst bei Bedarf abgerufen werden
und nicht vorher (ANBest-P Nr.1.4). Bedarf entsteht im Rahmen der Trassenpreisförderung erst im
Laufe der Förderperiode.

5.3.2 Niederlande – Tijdelijke subsidieregeling stimulering goederenvervoer per spoor

Die Niederlande gewähren im Rahmen der „Tijdelijke subsidieregeling stimulering goederenvervoer
per spoor“189 (Befristete Förderregelung zur Förderung des Schienengüterverkehrs) einen Rabatt
auf die Trassenpreise. Das Programm läuft von 2019 bis 2023; es wurde als Reaktion auf die
Förderung in Deutschland eingeführt und orientiert sich hinsichtlich Ziel, Konzeption und Abwick-
lung an der deutschen TraFöG.190 So dient die Förderung der Verbesserung der Wettbewerbsposi-
tion des SGV zur Förderung der Verkehrsverlagerung und damit dem Schutz der Umwelt. Konkret
soll mit der Förderung die Gütermenge auf der Schiene bis zum Jahr 2030 auf 54 bis 61 Mio.
Tonnen steigen, gegenüber 42 Mio. Tonnen im Jahr 2016 (Art. 2 RL).191

Ähnlich der deutschen TraFöG werden nicht rückzahlbare Zuschüsse zu den Trassenentgelten auf
Grundlage der gefahrenen Kilometer gewährt. Die Förderung steht allen Unternehmen offen, die
über einen Infrastrukturnutzungsvertrag mit dem niederländischen Schienennetzbetreiber ProRail
verfügen und auf dem Gebiet der Niederlande SGV-Leistungen erbringen (Art. 3, Art. 4 RL).192

188 Nomos-BR/von Lewinksi/Burbat BHO 1. Auflg. 2013, § 19 Rn. 2.
189 Regeling van de Staatssecretaris van Infrastructuur en Waterstaat, van 18 juli 2019, nr. IENW/BSK-2019/136512, houdende
vaststelling van de Tijdelijke subsidieregeling stimulering goederenvervoer per spoor.
190 https://www.railfreight.com/railfreight/2019/07/09/eu-approves-e70-million-aid-to-lower-dutch-track-access-
charges/?gdpr=accept&gdpr=deny. (zuletzt aufgerufen am 25.11.21).
191 EU-Kommission, SA.52898, Rn. 2 f.; https://www.government.nl/topics/freight-transportation/freight-transport-by-rail. (zuletzt auf-
gerufen am 25.11.21).
192 EU-Kommission, SA.52898, Rn. 4 ff., 15 ff.
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Zuwendungsempfänger sind verpflichtet, ihre Kunden über den Erhalt der Förderung in Kenntnis
zu setzen (Art. 9 RL). Dies soll zu einer tatsächlichen Preissenkung für den Kunden führen.193

Analog der deutschen TraFöG wird die Förderhöhe in Abhängigkeit der eingegangenen Anträge und
des verfügbaren Budgets festgelegt (Art. 10 RL).194 Entsprechend ist eine Zuwendung jährlich im
Voraus zu beantragen (Art. 7 RL). Die Auszahlung erfolgt jährlich nachträglich. Allerdings besteht
die Möglichkeit, quartalsweise nachträglich einen Vorschuss auf die Förderung zu erhalten (Art. 11
RL).

Aktuelle Diskussion/Bewertung

Zum Zeitpunkt ihres Inkrafttretens wurde die Förderung in der Branche sehr positiv aufgenom-
men.195 Da das Programm erst wenige Jahre läuft, existieren derzeit noch keine Informationen zur
Wirksamkeit der Förderung. Ein entsprechendes Gutachten ist aber durch die niederländische Re-
gierung bis spätestens zum 01.01.2022 vorzulegen (Art. 12 RL).196

Impulse für die Weiterentwicklung der TraFöG

Das niederländische Programm weist große Parallelen zur deutschen Förderung auf und bietet da-
her grundsätzlich weniger neue Impulse. Beachtenswert ist allenfalls, dass die Regierung der Nie-
derlande von Zuwendungsempfängern Gegenleistungen verlangt. Diese bestehen den offiziellen
Informationen der niederländischen Regierung über verschiedene Maßnahmen für den SGV zu-
folge etwa in intensivierter Kooperation untereinander, aber auch in Investitionen und der Teil-
nahme an Innovationsprojekten.197 Eine derartige Verpflichtung ist jedoch in der Förderrichtlinie
selbst nicht enthalten. Inwieweit es sich also bei dieser Forderung um eine relevante Förderungs-
voraussetzung handelt oder eher um eine Zielsetzung mit „Empfehlungscharakter“, kann an dieser
Stelle nicht abschließend geklärt werden.198

Rechtliche Umsetzbarkeit

Eine unverbindliche Aufforderung zur Tätigung von Investitionen wie die beschriebene im nieder-
ländischen Modell dürfte wenig Hindernisse bei ihrer Einführung aufwerfen, jedoch nur eine be-
grenzte Lenkungswirkung entfalten, sodass hierfür keine Empfehlung ausgesprochen werden
kann.

Insbesondere die gewählte Formulierung des „ernsthaften Bemühens“ und die beispielhaft aufge-
listeten Maßnahmen zeichnen zwar ein klares Bild hinsichtlich der Vorstellung der

193 https://www.railfreight.com/railfreight/2019/07/09/eu-approves-e70-million-aid-to-lower-dutch-track-access-
charges/?gdpr=accept&gdpr=deny. (zuletzt aufgerufen am 25.11.21).
194 EU-Kommission, SA.52898, Rn. 19 ff.
195 https://www.railfreight.com/railfreight/2019/07/09/eu-approves-e70-million-aid-to-lower-dutch-track-access-charges/?gdpr=ac-
cept&gdpr=deny. (zuletzt aufgerufen am 25.11.21).
196 EU-Kommission, SA.52898, Rn. 28 f.
197 https://www.government.nl/topics/freight-transportation/freight-transport-by-rail. (zuletzt aufgerufen am 25.11.21).
198 Für die Unverbindlichkeit dieser Forderung spricht aber die Aussage eines niederländischen Branchenvertreters: „This financial aid
does not pose any further conditions to the subsidy scheme. This is in line with the German subsidy scheme for track access charges.“
(https://www.railfreight.com/railfreight/2019/07/09/eu-approves-e70-million-aid-to-lower-dutch-track-access-charges/?gdpr=ac-
cept&gdpr=deny). (zuletzt aufgerufen am 25.11.21).
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niederländischen Regierung über die Gegenleistung zur gewährten Förderung.199 Eine solch unver-
bindliche Formulierung im Rahmen der TraFöG würde jedoch bedeuten, dass keine Nachprüfbar-
keit von Investitionen und gegebenenfalls keine Sanktionierung nicht getätigter Investitionen durch
Rückforderung von Fördermitteln bestünde. Eine Anreizsetzung zugunsten verstärkter Investitions-
tätigkeiten der EVU kann auf bloßer Grundlage einer unverbindlichen Formulierung nicht zuverläs-
sig in Aussicht gestellt werden, sodass ihre Geeignetheit zur Weiterentwicklung der TraFöG zu ver-
neinen ist.

5.3.3 Bozen-Südtirol

Mit den „Richtlinien zur Förderung des Kombiverkehrs“200 möchte die autonome Provinz Bozen-
Südtirol die Verlagerung von Verkehren auf die Schiene auf der Trasse Brenner–Salurn fördern.
Dies dient dem Umweltschutz und der Verbesserung der Straßenverkehrssicherheit (Art. 1 RL).201

Die Förderung umfasst nicht rückzahlbare Zuschüsse zu SGV-Leistungen in der Produktionsform
des Kombinierten Verkehrs (unbegleitet und begleitet) sowie Investitionen in die entsprechenden
Umschlaganlagen (Art. 4 RL).202 Zuwendungen können von allen Unternehmen beantragt werden,
die derartige Leistungen bzw. Investitionen in Südtirol erbringen bzw. tätigen (Art. 5 RL).203 Zuwen-
dungen für die Erbringung von SGV-Leistungen sind von den Empfängern an die Endkunden wei-
terzuleiten (Art. 14 Abs. 3 RL).

Die maximale Höhe der Zuschüsse zu SGV-Leistungen ist in der Richtlinie festgelegt (Art. 6 RL). Die
konkreten Fördersätze werden jedoch jährlich in Abhängigkeit der verfügbaren Mittel und des in
den Anträgen prognostizierten Verkehrsaufkommens berechnet. Daher muss die Beantragung der
Förderung jährlich im Voraus erfolgen (Art. 6, Art. 10, Art. 11 RL).204 Die Auszahlung erfolgt quar-
talsweise nachträglich, wobei 20 % der Förderung erst nach endgültigem Abschluss der Förderpe-
riode ausgezahlt werden (Art. 12 Abs. 2 RL). Für die Förderung von Investitionen in Umschlaganla-
gen gelten gesonderte Bestimmungen (Art. 7 RL).

Aktuelle Diskussion/Bewertung

Bislang existieren keine Untersuchungen zur Wirksamkeit der Förderung. Ein entsprechendes Gut-
achten soll jedoch zum Ende der Laufzeit, also Ende des Jahres 2021, von den zuständigen Behör-
den vorgelegt werden.205 Allerdings ist ersichtlich, dass in den Jahren 2018 und 2019 von insge-
samt vorgesehenen 6 Mio. Euro nur 3 Mio. Euro ausgekehrt wurden.206 Die vergleichsweise geringe
Ausschöpfung der zur Verfügung gestellten Mittel lassen Zweifel an Wirksamkeit und Attraktivität

200 Beschluss Nr. 655 vom 13. Juni 2017, Richtlinien zur Förderung des Kombiverkehrs (abgeändert mit Beschluss Nr. 786 vom
18.07.2017, Beschluss Nr. 679 vom 10.07.2018, Beschluss Nr. 1152 vom 13.11.2018 und Beschluss Nr. 865 vom 22.10.2019).
201 EU-Kommission, SA.48858, Rn. 3 f., 7; EU-Kommission, SA.55606, Rn. 2.
202 EU-Kommission, SA.48858, Rn. 11.
203 EU-Kommission, SA.48858, Rn. 12.
204 EU-Kommission, SA.48858, Rn. 30 ff.
205 EU-Kommission, SA.55606, Rn. 16.
206 EU-Kommission, SA.55606, Rn. 9.
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des Programms zu. So finden sich auch trotz des nahenden Endes der Programmlaufzeit derzeit
keine Informationen über eine angedachte Verlängerung der Förderung.

Impulse für die Weiterentwicklung der TraFöG

Die Förderung dient nicht speziell der Reduktion der Trassenkosten, sondern allgemein der Sen-
kung der im SGV anfallenden Kosten. Diesbezüglich bestehen Ähnlichkeiten zum „Beihilfepro-
gramm für die Erbringung von Schienengüterverkehrsleistungen in bestimmten Produktionsformen
in Österreich 2018 bis 2022“. Allerdings werden die Fördersätze erst ex post auf Grundlage der
eingegangenen Anträge und der zur Verfügung stehenden Finanzmittel bestimmt. Die Darstellung
des österreichischen Fördersystems und Anknüpfungspunkten für seine Umsetzung finden sich
unter 5.3.1. Zu beachten ist die dortige Schlussfolgerung, dass das System zwar unter den dort
genannten Bedingungen in Umsetzung gebracht werden könnte, sich aber wegen der grundlegend
anderen Zielrichtung nicht für eine Weiterentwicklung der TraFöG eignet. Auch die Kombination von
konkreter Investitionsförderung und gleichzeitiger Bezuschussung der Infrastrukturkosten des SGV
wie in Bozen-Südtirol erweist sich nach den o.g. Ausführungen (vg. 5.2.4)  nicht als geeignet zur
Weiterentwicklung der TraföG, sodass sich weitere Ausführungen zur rechtlichen Umsetzbarkeit
erübrigen.

5.3.4 Schweiz: Schieneninfrastrukturfinanzierung und Trassenpreissystem

Ein gänzlich anderer Ansatz wird in der Schweiz verfolgt. Dies spiegelt sich in der Finanzierung der
Infrastruktur und im Trassenpreissystem wider. Die Eisenbahninfrastruktur, darunter die Unterhal-
tung, Modernisierung, Erneuerung und der Ausbau wird durch den Bahninfrastrukturfonds (BIF)
finanziert. Nach dem Schweizer Recht handelt es sich dabei um einen „rechtlich unabhängigen
Fonds mit eigener Rechnung“207. Dieser setzt sich zum einen aus zweckgebundenen Einnahmen
wie verschiedenen Steuern und Kantonsbeiträgen sowie Einlagen aus dem Bundeshaushalt zu-
sammen. Alle vier Jahre entscheidet die Bundesversammlung über die Entnahme aus dem Fonds
und schließt Leistungsvereinbarungen mit den Eisenbahnverkehrsunternehmen ab. Auch mit Infra-
strukturbetreiberinnen werden Vereinbarungen für vier Jahre geschlossen. Finanzierungsbedürf-
tige Kostenpunkte in der Infrastruktur sind vor allem solche, die nicht durch Trassenpreise ausge-
glichen werden können208.  Der Ausbau der Infrastruktur wird ebenfalls durch die Bundesversamm-
lung beschlossen. Auf der anderen Seite bestimmt der Bundesrat wiederum die Höhe der Finanz-
mittel. Aufgrund des Vier-Jahres-Rhythmus wird eine Planbarkeit bzw. Sicherheit für Eisenbahninf-
rastruktur- und Eisenbahnverkehrsunternehmen geschaffen, denn zum einen führt das Jährlich-
keitsprinzip des Haushaltsrechts zu keiner Einschränkung und zum anderen ermöglicht ein derar-
tiger Fonds eine flexiblere Mittelausschöpfung, da es sich um eine einheitliche Finanzierungslö-
sung handelt.  So wird bei dem BIF nicht im Vorhinein festgelegt, wie die Mittel auszugeben sind.
Außerdem bedeutet ein solcher Fonds und die damit einhergehende Bündelung von Finanzflüssen
ein hohes Maß an Transparenz über die Finanzierung der Infrastruktur. In einem einheitlichen und

207 Bundesamt für Verkehr BAV, BIF- Bahninfrastrukturfonds, abrufbar unter: bav.admin.ch/bav/de/home/verkehrsmittel/eisen-
bahn/bahninfrastruktur/bahninfrastrukturfonds.html (zuletzt aufgerufen am 23.11.21).
208 Greinus/Sutter, Überjährige Finanzierung der Schieneninfrastruktur (Schieneninfrastrukturfonds), 05.10.21, 13, abrufbar unter:
netzwerk-bahnen.de/assets/files/news/2021/2021_10_05_policy-brief-nee-schieneninfrastrukturfonds.pdf (abgerufen am
23.11.2021).
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übersichtlichen Finanzierungsmechanismus kann eine aktuelle Einsichtnahme sichergestellt wer-
den.

Das Trassenpreissystem der Schweiz ist gekennzeichnet durch Übersichtlichkeit, auch wenn der
Trassenpreis stark ausdifferenziert und von „Zug zu Zug und von Strecke zu Strecke unterschied-
lich“ ist209. Grundlage bilden vor allem die unmittelbaren Grenzkosten, die bei der Trassennutzung
entstehen gem. Art. 19 Abs. 1 Eisenbahnnutzungsverordnung (NZV), Art. 9c Abs. 3 Eisenbahnge-
setz (EBG). Dazu kommen Kosten, die durch Verschleiß entstehen sowie weitere Preisfaktoren,
Zuschläge und Rabatte (Art. 19 Abs. 3 NZV).

Rechtliche Umsetzbarkeit in Deutschland

In Hinblick auf das deutsche Finanzierungssystem des Schienengüterverkehrs würde eine Orien-
tierung am Schweizer Fonds bedeuten, dass eine Bündelung des Mechanismus im Wege einer No-
vellierung notwendig ist. Die bisherige Grundlage des Finanzierungssystems des DB Konzerns und
damit der DB Netz AG findet sich in Art. 87e Abs. 4 des Grundgesetzes (GG). Danach erhält der
Bund einen umfassenden Infrastrukturauftrag und die Kompetenz, Regelungen zu erlassen. Die
derzeitigen Finanzierungsgrundlagen für Infrastrukturinvestitionen setzen sich aus den Eigenmit-
teln des Konzerns, dem Kapital von Nutzern sowie Investitionszuschüssen des Bundes, der Länder
und der Europäischen Union zusammen. Dabei machen die Investitionszuschüsse des Bundes mit
7,1 Mrd. € für das Berichtsjahr 2020 den größten Anteil aus210. Die Summe der Zuschüsse setzt
sich aus verschiedenen Quellen zusammen. So werden beispielsweise klassische Bundeszu-
schüsse wie für den Neu- und Ausbau des Schienennetzes sowie Ersatzinvestitionen durch das
Bundesschienenwegeausbaugesetz (BSWAG) gewährt. Ergänzt wird das Konzept durch die Leis-
tungs- und Finanzierungsvereinbarungen zwischen Bund den Eisenbahninfrastrukturunternehmen
(§§11 Abs. 1, 8 Abs. 1 BSWAG). Wie auch bei der Verteilung anderer staatlicher Mittel müssen
Zuschüsse im Wege des Haushaltssystems gewährleistet werden und sind daher mit keiner Pla-
nungssicherheit über jeweils ein Haushaltsjahr hinaus versehen.

Angelehnt an das Schweizer Modell besteht die Möglichkeit, ebenfalls einen Fonds zu entwerfen,
welcher diesen Problemen entgegenwirkt. Allerdings sind klassische Fondstrukturen im deutschen
Haushaltsrecht nicht üblich. Ein dem Fonds ähnliches Konzept ist das Sondervermögen. Es ist eine
rechtlich selbstständige Vermögensmasse, die durch formelles oder materielles Gesetz mit einer
besonderen Aufgabe versehen werden muss211. Weiterhin müssen im jeweiligen Haushaltsplan al-
lein die Zuführungen oder Ablieferungen veranschlagt werden (§ 26 Abs. 2 S. 1 BHO). Als aktuelles
Beispiel wird oftmals der 2011 errichtete Energie- und Klimafonds („EFK“) genannt. Allerdings zeigt
dieses Beispiel auch die mit dem Sondervermögen verbundene Problematik auf. So steht der EFK
immer wieder in der Kritik des Bundesrechnungshofs. Ursache hierfür ist der Umstand, dass der
EFK über einen großen Zeitraum zum überwiegenden Teil aus Haushaltsmitteln finanziert wurde
und daher dem Konzept eines Sondervermögens nicht mehr entspricht. Damit wird insbesondere
auf die fehlende Trennschärfe zwischen dem Bundeshaushalt und dem Sondervermögen aufmerk-

209 Bundesamt für Verkehr BAV, Trassenpreis, abrufbar unter: bav.admin.ch/bav/de/home/verkehrsmittel/eisenbahn/fachinformatio-
nen/trassenpreis.html (zuletzt aufgerufen am 23.11.2021).
210 Investitionen und öffentliche Zuschüsse – DB Konzern, ir.deutschebahn.com/de/db-konzern/investitionen (zuletzt aufgerufen am
26.11.21)
211 Gröpl BHO/Rossi 2. Auflg. 2019 § 26 Rn. 9, 10
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sam gemacht, was in der Konsequenz dem Grundsatz der Haushaltsklarheit widerspricht212. Vor
diesem Hintergrund scheint es unvorteilhaft, eine großangelegte Novellierung auf ein Instrument
zu stützen, das nicht vollständig mit dem grundlegenden Konzept vereinbar ist.

Denkbar wäre eine Realisierung des Schweizer Systems über das Konzept der Investitionsförder-
gesellschaften. Dem liegen Institutionen zugrunde, die entweder gesetzliche oder vertragliche An-
sprüche auf eine gleichbleibende Mittelzuweisung beispielsweise aus dem Bundeshaushalt ha-
ben213. Die Mittel können über einen Zeitraum von fünf oder mehr Jahren bereitgestellt und inner-
halb dieses Zeitraumes von den Antragsstellenden abgerufen werden. Ein ähnliches Konzept be-
steht bereits im Wege der Leistungs- und Finanzierungsvereinbarungen (LuFV), einer vertraglichen
Regelung des Bundes mit der Deutschen Bahn über Investitionszuschüsse zur Instandhaltung und
dem Ersatz der Infrastruktur. Im Unterschied zu einer Investitionsfördergesellschaft werden die
Vereinbarungen hier direkt zwischen dem Bund (vertreten durch das BMVI) und der Deutschen
Bahn ausgehandelt und decken lediglich einen Teilbereich der gewährten Investitionszuschüsse
ab.

Weiterhin zu beachten ist eine notwendige verfassungsrechtliche Grundlage bei der Übertragung
der Förderung öffentlicher Investitionen an rechtlich eigenständige Gesellschaften, die vorliegend
mit Art. 87e GG allerdings gewahrt ist. Insgesamt bietet die Umsetzung dieses Konzepts ein hohes
Maß an Planungssicherheit sowohl in Bezug auf den Haushalt als auch auf die zu Fördernden. Bei
der Neugestaltung einer solchen Investitionsfördergesellschaft ergibt sich zudem die Möglichkeit,
das bestehende, gesplitterte Förderkonzept in einem Instrument zu vereinheitlichen. Weiterhin
kann im Wege der Ausgestaltung die Autonomie der zu Fördernden dadurch gesichert werden, dass
die Initiative der Antragsstellung bei ihnen verbleibt, ebenso wie die Letztentscheidungskompetenz
über die Ausgestaltung der entsprechenden Projekte. Demgegenüber kann eine zusätzliche Kon-
trollsicherheit der Förderer über mehrjährige Finanzierungsvereinbarungen erreicht werden, die im
Ergebnis eine Obergrenze der Finanzierung darstellen.

Entsprechend dieses Vorgehens könnte das Trassenpreissystem, angelehnt an jenes der Schweiz,
erneuert werden. Der europäische Gesetzgeber schreibt gem. Art. 31 Abs. 3 RL 2012/34/EU vor,
dass die unmittelbar durch den Zug verursachten Kosten Basis der Trassenpreise sind. Weitere
Regelungen wie diejenige zum Vollkostenaufschlag können die Mitgliedsstaaten nach eigenem Er-
messen treffen. Im Umkehrschluss dürfte auch eine Änderung des deutschen Trassenpreissystems
hin zu allein maßgeblichen Grenzkosten möglich sein. Dies würde jedoch eine grundlegende Über-
arbeitung der bisherigen Grundsätze der Entgeltbildung in §§ 34, 36 ERegG erfordern.

5.4 Ausblick: Voraussetzungen für eine Beendigung der TraFöG

Die Darstellung, wie und unter welchen Umständen die TraFöG durch ein anders strukturiertes In-
strument ersetzt werden könnte, muss die marktwirtschaftliche Ausrichtung der Ökonomie in
Deutschland berücksichtigen. Demnach müssen staatliche Eingriffe in den Markt die Ausnahme
bleiben und gut begründet sein. Staatliche Eingriffe sind demnach nur dann zu rechtfertigen, wenn

212 Bundesrechnungshof, Abschließende Mitteilung an das BMF über die Prüfung der Jahresrechnung für den Energie- und Klima-
fonds, 2016, Rn. 02.
213 Öffentlich Infrastruktur in Deutschland: Probleme und Reformbedarf, Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Energie, S. 31
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sie ein Marktversagen adressieren und dem Ziel dienen, einen funktionierenden Wettbewerb her-
beizuführen. Derzeit ist der Wettbewerb zwischen den Verkehrsträgern im Güterverkehr verzerrt.
Dies liegt zum einen an der politisch praktizierten Ungleichbehandlung der Verkehrsträger in ver-
schiedenster Hinsicht (vgl. dazu Kapitel 2.5). Zum anderen internalisieren die einzelnen Verkehrs-
träger die von ihnen verursachten externen Kosten (z.B. Umweltkosten) nur unzureichend. Der Ver-
kehrssektor ist somit zweifelsohne durch ein (partielles) Marktversagen charakterisiert. Die Preise
zur Nutzung der Verkehrsträger entsprechen daher nicht den tatsächlich damit einhergehenden
Kosten. Derart verzerrte Preise führen in der Folge zu verzerrten Entscheidungen, was die gesamt-
gesellschaftliche Wohlfahrt senkt. Vor diesem Hintergrund stellt die staatliche Förderung des Schie-
nen(güter)verkehrs ein legitimes Element zur Beseitigung des skizzierten Marktversagens dar.

Bereits in der Diskussion zur Vorbereitung der TraFöG ist hinterlegt, dass die Förderung der Tras-
senpreise eine zeitliche Begrenzung haben sollte und nur so lange zur Verfügung gestellt werden
soll, bis sich die Notwendigkeit für eine solche Förderung im Markt nicht mehr darstellt. Es steht
somit die Frage im Raum, wie bzw. auf Grundlage welcher Veränderungen die Förderung der Tras-
senpreise abgeschafft bzw. eingestellt werden darf, ohne das festgestellte Marktversagen wieder
zu verschärfen. Die im vorliegenden Bericht dargestellten Ergebnisse zeigen auf, welchen Einfluss
die TraFöG auf das Marktgeschehen hat und wie sie sich in der allgemeinen Marktdynamik einord-
nen lässt. So werden verschiedene Einflussfaktoren dargestellt, die bei einem potenziellen Ausstieg
aus der Förderung berücksichtigt werden müssen. Im Folgenden werden die wichtigsten Eckpfeiler
dargestellt und Grundbedingungen für einen sinnvoll anzusetzenden Ausstieg aufgezeigt.

Bedingungen für ein mögliches schrittweises Auslaufen der TraFöG

Ein denkbarer Ausstieg aus der TraFöG sollte idealerweise in zwei Stufen erfolgen, möchte man die
erzielten Erfolge in Bezug auf die Verkehrsverlagerung (vgl. u. a. Kapitel 3.2.3) nicht aufs Spiel
setzen. In Stufe 1 sollten zunächst politische Rahmenbedingungen geschaffen werden, die alle
Verkehrsträger weitestmöglich gleichbehandeln. Auf der zweiten Stufe sollten dann Maßnahmen
(bspw. Zuwendungen bzw. Abgaben) eingeführt werden, die gezielt zu einer Internalisierung der
bestehenden externen Effekte beitragen. Dieses skizzierte Stufenmodell stellt zwar den Idealfall
dar, ließe sich aber bei realistischer Betrachtung kaum zeitnah und unproblematisch realisieren.
Folglich muss ein praxisnäheres Ausstiegsszenario die Umstände und Verhältnisse, welche in Be-
zug auf die TraFöG im vorliegenden Bericht beschrieben wurden, berücksichtigen und einbeziehen.

Die deutsche Verkehrspolitik hat in der Vergangenheit ein umfassendes Fördersystem im SGV ge-
schaffen, das einzelne Kostenfaktoren mittels spezieller Programme reduziert. Die TraFöG ist daher
eingebunden in eine umfangreiche Förderlandschaft auf Bundesebene:

■ Speziell an den KV richtet sich die „Richtlinie zur Förderung von Umschlaganlagen des Kombi-
nierten Verkehrs nicht bundeseigener Unternehmen“ vom 04.01.2017. In diesem Rahmen
werden Unternehmen in privater Rechtsform, mit Ausnahme von EIU des Bundes, Zuschüsse
für den Neu- und Ausbau von Umschlaganlagen des Kombinierten Verkehrs gewährt (Art. 1 I,
Art. 2 I, Art. 3 RL KV).

■ Die „Richtlinie zur Förderung des Neu- und Ausbaus, der Reaktivierung und des Ersatzes von
Gleisanschlüssen sowie weiteren Anlagen des Schienengüterverkehrs (Anschlussförderrichtli-
nie)“ vom 20. Januar 2021 sowie die „Richtlinie über eine anteilige Finanzierung der Entgelte
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in Serviceeinrichtungen des Schienengüterverkehrs mit dem Schwerpunkt Einzelwagenver-
kehr“ vom 9. November 2020 dienen der Förderung des Einzelwagen-/Wagenladungsver-
kehrs. Die AnschlussförderRL unterstützt Errichtung, Reaktivierung, Ausbau und Ersatz von
Gleisanschlüssen (Art. 1 I, Art. 2 I, Art. 6 AnschlussförderRL). Die Zuwendungen können von
Unternehmen in privater Rechtsform beantragt werden, wobei EIU des Bundes vom Adressa-
tenkreis ausgenommen sind (Art. 4 I AnschlussförderRL). Im Rahmen der zweiten Richtlinie
werden Zuschüsse an EVU zur Reduktion der Nutzungskosten von Serviceeinrichtungen zur
Zugbildung gewährt, die für den Einzelwagenverkehr benötigt werden (insb. Rangierbahnhöfe
und Zugbildungseinrichtungen) (§ 1 I, II, § 2 I, II, § 3 I, II, § 4 lit. b und c, § 5 I RL APF). Diese
RL dient somit analog zur TraFöG der Reduzierung der Infrastrukturnutzungsentgelte, die im
Masterplan Schienengüterverkehr festgeschrieben wurde (Präambel RL APF).

■ Daneben existieren produktionsformübergreifend (derzeit noch) weitere Förderprogramme, die
allerdings primär das Rollmaterial adressieren. Dabei sind zu nennen die „Förderrichtlinie des
Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur zur Förderung der Beschaffung
neuer Güterwagen oder des Umbaus von Bestandsgüterwagen, die den Grenzwert für das Vor-
beifahrgeräusch der TSI Fahrzeuge – Lärm unterschreiten (Förderrichtlinie „TSI Lärm+“)“ vom
6. Juli 2017, die „Richtlinie zur Förderung alternativer Antriebe im Schienenverkehr“ vom 3.
Februar 2021 sowie die „Richtlinie zur Förderung des Austauschs bestehender GSM-R-Funk-
module gegen störfeste GSM-R-Funkmodule oder zum Einbau von entsprechenden Filtern“
vom 11. April 2019.

■ Die Richtlinie „Bundesprogramm Zukunft Schienengüterverkehr zur Förderung von Innovatio-
nen (Z-SGV)“ vom 12. Mai 2020 dient der Förderung von Innovationen und deren Markteinfüh-
rung. Zuwendungen für Investitionen in die Verbesserung der Energieeffizienz stehen im Fokus
der „Richtlinie über die Förderung der Energieeffizienz des elektrischen Eisenbahnverkehrs“
vom 2. August 2018.

Diese kursorische Übersicht zeigt auf, dass die TraFöG die einzige Förderung darstellt, in deren
Rahmen produktionsformunabhängig eine Infrastrukturkostenförderung gewährt wird. Dieser För-
dergegenstand kann derzeit von keinem anderen Programm auf Bundesebene abgedeckt werden.
Bis zu einer möglichen Neugestaltung des Systems der Trassenbepreisung nach Vorbild der
Schweiz, auf das im Detail weiter unten eingegangen wird, ist die TraFöG somit in Bezug zur Errei-
chung übergreifender Verlagerungsziele notwendig und alternativlos. Das Konsortium teilt daher
die Ansicht der Stakeholder zur derzeitigen weiteren Notwendigkeit der Fortführung der Richtlinie,
welche im Verlauf der im Zusammenhang mit der Evaluierung durchgeführten Einzelgespräche und
bei dem Workshop zu den Anpassungsmaßnahmen an diversen Stellen geäußert wurde. In Ergän-
zung zur Fortführung der TraFöG könnte kurz- bis mittelfristig auch anhand der folgenden Hebel die
relative Wettbewerbsfähigkeit des Schienengüterverkehrs erhöht werden:

■ Erstens käme eine vollständige Befreiung des Schienen(güter)verkehrs von der EEG-Umlage
in Betracht. Nach aktueller Prognose steigen die Energiekosten im SGV bis zum Jahr 2030
voraussichtlich jährlich um 3,0 % (vgl. Abbildung 58). Ausnahmen von der EEG-Umlage (Decke-
lung auf 20 %) bestehen zwar bereits für Schienenbahnen, aber nur wenn diese innerhalb ei-
nes Geschäftsjahres mindestens zwei Gigawattstunden netto im Fahrbetrieb verbrauchen.
Auch die für das Jahr 2022 vorgesehene deutliche Senkung der EEG-Umlage ist nicht mehr als
ein Schritt in die richtige Richtung. Die vollständige Befreiung von Schienenbahnen ist daher
ein wirksames und verhältnismäßig schnell umsetzbares Instrument, um den Anteil der
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Energiekosten, die derzeit 12 % der Gesamtkosten betragen, zu senken (vgl. Abbildung 52).
Ceteris paribus reduzieren sich damit auch die Gesamtkosten, was in niedrigeren Endkunden-
preisen resultiert und zusätzliche Verkehre auf die Schiene verlagern würde. Eine ähnliche Wir-
kungskette gilt in Bezug auf die vollständige Herausnahme des Schienen(güter)verkehrs aus
dem CO2-Zertifikatehandel.

■ Daneben könnte die Erhöhung der Kosten anderer Verkehrsträger, primär des Lkw, kurz- bis
mittelfristig zur Stärkung des SGV beitragen. In diesem Zusammenhang böte sich erstens eine
Erhöhung der Energiepreise an. Deren Anteil beträgt derzeit schon 30 % an den Gesamtkosten
des Straßengüterverkehrs (vgl. Abbildung 52), weswegen Änderungen dieser Größe Auswirkun-
gen auf die Endkundenpreise erwarten lassen. Schritte in diese Richtung sind bereits mit der
CO2-Bepreisung und dem Brennstoffemissionshandelsgesetz unternommen worden und soll-
ten fortgesetzt werden. Einschränkend ist jedoch darauf hinzuweisen, dass ein derartiges Vor-
gehen mit Augenmaß erfolgen sollte, um eine Lenkungswirkung zu entfalten. So ist insbeson-
dere der Stand der technischen Entwicklung in Bezug auf alternative Antriebe im Schwerlast-
verkehr zu berücksichtigen. Zweitens käme eine Erhöhung der Infrastrukturnutzungsentgelte
(Lkw-Maut) in Betracht, deren Anteil aktuell 9 % an den Gesamtkosten des Straßengüterver-
kehrs beträgt (vgl. Abbildung 52). Würde der private Anteil an der Infrastrukturfinanzierung
analog zur Schiene zunehmen, stellte dies eine dritte Möglichkeit der Kostenerhöhung dar.

■ Mittel- bis langfristig sollte eine dauerhafte Senkung bzw. Eliminierung der Trassenentgelte
ins Auge gefasst werden. Damit würden die beabsichtigten Effekte der TraFöG verstetigt und
ausgeweitet. Die Infrastrukturnutzungsentgelte machen derzeit einen Anteil von circa 16 % an
den Gesamtkosten des SGV aus (vgl. Abbildung 52) und werden voraussichtlich bis 2030 um
circa 2,5 % p.a. steigen (vgl. Abbildung 58). Hinsichtlich der zu erwartenden Effekte ist dabei
zwischen den unterschiedlichen Güterarten zu differenzieren. So existieren Güterarten, die
dem intermodalen Wettbewerb weniger stark ausgesetzt sind (vgl. Abbildung 10). Wie bereits
dargestellt können in diesen Gütergruppen Mitnahmeeffekte durch die verringerten Trassen-
entgelte nicht ausgeschlossen werden (vgl. Abschnitte 5.1 und 5.2.2). Bei Güterarten, die dem-
gegenüber einem starken intermodalen Wettbewerb ausgesetzt sind, dürften niedrigere Tras-
senentgelte zu einer weiteren Verlagerung auf die Schiene führen. Voraussetzung dafür ist
selbstverständlich eine effektive relative Kostensenkung im Vergleich zum Straßengütertrans-
port (vgl. Kapitel 2.5).

Bereits in Abschnitt 4.4.3. wurde angeschnitten, auf welchen Grundlagen die Trassenpreise in
Deutschland gestaltet werden. Eine zentrale Bedeutung besitzt in diesem Zusammenhang die Tat-
sache, dass zusätzlich zu den Grenzkosten segmentspezifische Vollkostenaufschläge verlangt wer-
den, die sich in ihrer Höhe am Prinzip der Markttragfähigkeit orientieren. An dieser Stelle setzt die
TraFöG an, ohne jedoch das Trassenpreissystem in seinen Grundsätzen und zugrundeliegenden
Funktionsweisen anzutasten. Zunächst einmal ist festzuhalten, dass die Verknüpfung von wirt-
schaftlicher Tragfähigkeit und Infrastrukturnutzungsentgelten dem Ausscheiden von Verkehren,
die im starken intermodalen Wettbewerb stehen, entgegenwirken kann. Wie bereits an verschiede-
nen Stellen erwähnt sind mit diesem Vorgehen jedoch auch einige gravierende Nachteile verbun-
den: So ist die Abgrenzung der Segmente und die Berechnung spezifischer Nachfrageelastizitäten
mit großem Aufwand verbunden und entzieht sich in weiten Fällen einer längerfristigen Vorherseh-
barkeit. Daraus folgen Rechtsunsicherheit sowie eine mangelnde wirtschaftliche Planbarkeit für
die beteiligten Akteure. So verwundert es nicht, dass außerhalb des Schienenverkehrs kein anderer
Verkehrsträger mit tragfähigkeitsabhängigen Infrastrukturnutzungsentgelten belastet ist.
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Vor diesem Hintergrund liegt es nahe, auf segmentspezifische Vollkostenaufschläge völlig zu ver-
zichten und die Trassenentgelte auf das Niveau der Grenzkosten zu beschränken. Ein solches Vor-
gehen wurde bereits im Weißbuch der EU-Kommission allgemein angedeutet und in Bezug auf den
Schienenverkehr in Deutschland im Masterplan Schienenverkehr als Forderung aufgegriffen.214

Dies brächte folgende Vorteile mit sich:

■ Die aufwändige Berechnung/Feststellung segmentspezifischer Nachfrageelastizitäten könnte
vollständig entfallen.

■ Die Höhe der Trassenentgelte wäre transparent und in ihrer weiteren Entwicklung weitestge-
hend planbar.

■ Alle Nutzer des Schienennetzes würden in Abhängigkeit von ihrer in Anspruch genommenen
Leistung gleichbehandelt werden.

■ Es fände eine direkte, umfassende und dauerhafte kostenseitige Entlastung des Schienenver-
kehrs statt.

■ Auf eine Verlängerung der TraFöG, verbunden mit den bürokratischen Konsequenzen, könnte
verzichtet werden.

Aus einer Beschränkung der Trassenentgelte auf Höhe der Grenzkosten ergibt sich zwangsläufig
ein Finanzierungsdefizit bei der DB Netz AG. Dieses kann jedoch nicht durch direkte Zuwendungen
aus dem Bundeshaushalt ausgeglichen werden. Erstens ist ein derartiges Vorgehen im deutschen
Recht unüblich und wirft zahlreiche beihilferechtliche Fragen auf. Zweitens könnten derartige Zu-
wendungen nur jährlich auf Basis des Haushalts erfolgen und erlauben somit keine Planbarkeit für
die Akteure. Vor diesem Hintergrund erscheint ein Blick auf das in Abschnitt 5.3. dargestellte
Schweizer Modell lohnend. Die Einrichtung eines entsprechenden öffentlich-rechtlichen Fonds, der
die Defizite der DB Netz AG ausgleichen könnte, ist nach deutschem Recht grundsätzlich möglich,
wenn auch bislang eher unüblich. Für die Einrichtung eines derartigen Fonds sollte auf Grundlage
grober Schätzungen und Erfahrungswerte ein Zeitraum von circa fünf Jahren angesetzt werden. Als
Alternative zur Errichtung eines öffentlich-rechtlichen Fonds käme auch die Implementierung einer
Infrastrukturgesellschaft in Betracht. Auf rechtliche Einzelheiten und Implikationen eines solchen
Vorgehens kann aus Platzgründen an dieser Stelle nicht näher eingegangen werden, es sei jedoch
auf die grundlegenden Ausführungen in Abschnitt 5.3.4 verwiesen. Neben der reinen Implementie-
rung sollte auch der im Rahmen einer derart grundlegenden Umgestaltung des Trassenpreissys-
tems notwendige politische Abstimmungsprozess zeitlich berücksichtigt werden. In diesem Zusam-
menhang sind insbesondere auch entsprechende Anpassungen des ERegG vorzunehmen.

Im Rahmen der Evaluation wurde herausgearbeitet, dass es der TraFöG in ihrer derzeitigen Ausge-
staltung nur unzureichend gelungen ist, neue beziehungsweise zusätzliche Verkehre auf die
Schiene zu verlagern. Darüber hinaus konnte die TraFöG die Investitionsneigung der Förderemp-
fänger nicht im gewünschten Maße verbessern. Mit der Neuausrichtung des Trassenpreissystems
nach Schweizer Vorbild würde demgegenüber eine unbürokratische, vor allem aber dauerhafte und
planbare Entlastung für die Unternehmen im SGV geschaffen. Zusätzlich würde diese Neuausrich-
tung einen zentralen Beitrag zur Herstellung der Wettbewerbsgleichheit zwischen den Verkehrsträ-
gern leisten. In der Gesamtschau entstünde so durch die Neuausrichtung ein Umfeld, das Verlader

214 BMVI (2020): Masterplan Schienenverkehr, S. 29
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und EVU dazu ermuntern wird, langfristig auf den Verkehrsträger Schiene zu setzen und entspre-
chende Investitionen zu tätigen.

Ansprechpartner

Ihre Ansprechpartner bei Prognos

Sven Altenburg
Bereichsleitung Mobilität & Transport
Telefon: +49 151-14830701
E-Mail: sven.altenburg@prognos.com



Seite 152

Impressum

Evaluierung der Förderrichtlinie
über eine anteilige Finanzierung der genehmigten Trassenentgelte
Endbericht

Erstellt im Auftrag von
Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur
Invalidenstraße 44
10115 Berlin

Bearbeitet von
Prognos AG
Goethestraße 85
10623 Berlin
E-Mail: info@prognos.com
www.prognos.com
twitter.com/prognos_aG

Autoren
Sven Altenburg
Tobias Blätgen
Kai-Lennart Brune
Friederike Pfeifer
Felix Weiß
Amelie Wendorf

Satz und Layout: Prognos AG
Stand: Dezember 2021
Copyright:  2021, Prognos AG

p


